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Der Ausbau erneuerbarer Energien und der 
Ausbau der Stromnetze verlaufen nicht 
synchron. Vor diesem Hintergrund werden 
auf nationaler Ebene Vorschläge diskutiert, 
den bislang weitgehend gewährleisteten 
Anspruch auf Netzanschluss und Netzzu
gang in Gebieten mit bestehenden oder 
absehbaren Netzengpässen einzuschrän
ken. Dazu zählen Modelle, die einen Ver
zicht auf Entschädigungsansprüche bei Re
dispatch – der sogenannte Redispatch-Vor
behalt – vorsehen oder den Netzanschluss 
von (beidseitig) verpflichtenden flexiblen 
Netzanschlussverträgen abhängig machen. 

Aus rechtswissenschaftlicher Perspektive 
stehen dabei die unionsrechtlichen Vorga
ben und Grenzen für solche Regelungsan
sätze im Zentrum. Maßgeblich sind Art. 6 
der Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie 
(EBM-RL) einerseits und Art. 13 der Elektrizi
tätsbinnenmarktverordnung (EBM-VO) an
dererseits. 

Ausgangspunkt ist das von den Mitglied
staaten auszugestaltende Recht auf diskri
minierungsfreien Netzzugang nach Art. 6 
EBM-RL. Es umfasst auch den Netzan
schluss als notwendige Voraussetzung der 
Netznutzung. Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL eröff
net den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, 
den Netzbetreibern ein teilweises Verweige
rungsrecht einzuräumen, „wenn er nicht 
über die nötige Kapazität verfügt“. Dieses 
Tatbestandsmerkmal umfasst dabei nicht 
nur fehlende Netzanschluss-, sondern auch 
unzureichende Netztransportkapazitäten. 

Aufgrund der überragenden Bedeutung 
des Anschlusses an die Netzinfrastruktur 
als unverzichtbare Voraussetzung für die 
Anlagenbetreiber sowie aus systemati
schen und teleologischen Gründen darf ein 
Verweigerungsrecht der Netzbetreiber aber 
nur in engen Grenzen gewährt werden.  

Voraussetzung ist zunächst, dass ein tat
sächlicher und konkreter Engpass im Netz 
des jeweiligen Betreibers vorliegt. Tempo
rär oder dauerhaft auf operative Entschei
dungen im Netzbetrieb zurückzuführende 
Engpässe scheiden ebenso aus wie solche 
im Netz des vorgelagerten Betreibers. Ein 
Engpass muss im Einzelfall ermittelt wor
den sein. Er muss räumlich wie zeitlich kon

kret zugeordnet werden, so dass aus ihm 
nur einschränkend Konsequenzen entste
hen können, solange er vorliegt, und nur, 
soweit er sich am konkreten Netzverknüp
fungspunkt auswirkt. Pauschale Gebiets
festlegungen sind dagegen unzulässig. 
Prognostizierte Entwicklungen können in
soweit berücksichtigt werden, als sie einem 
bestehenden Engpass gleichgestellt wer
den können. Unterschiedliche Einspei
secharakteristika verschiedenartiger Erneu
erbare-Energien-Anlagen können An
schlussbegehren nur begrenzen, soweit sie 
konkret netzengpassverstärkend sind. 

Außerdem muss der Engpass ein bestimm
tes Ausmaß annehmen, um als fehlende 
„nötige Kapazität“ eingeordnet werden zu 
können. Aufgrund der Vorgaben zur Be
rücksichtigung von Redispatch-Maßnah
men bei der Netzausbauplanung in Art. 13 
Abs. 5 EBM-VO ist davon auszugehen, dass 
ein Redispatch-Volumen von über fünf Pro
zent als Normalfall anzusehen ist und feh
lende „nötige Kapazität“ erst (deutlich) 
oberhalb dieses Wertes liegen dürfte. 

Eine Teilgewährung des Netzanschlusses 
hat als milderes Mittel stets Vorrang vor ei
ner vollständigen Verweigerung. Flexible 
Netzanschlussverträge können den Netzan
schlussanspruch ergänzen, ihn aber nicht 
ersetzen. Schließlich verpflichtet das Uni
onsrecht die Mitgliedstaaten dazu, den 
Netzbetreibern qualifizierte Begründungs
pflichten für die Verweigerung von Netzan
schlussbegehren aufzuerlegen. 

Für den Fall, dass Einspeiseleistung und 
Netztransportkapazität nicht im Einklang 
stehen, ist der Redispatch-Mechanismus 
nach Art. 13 EBM-VO das zentrale Instru
ment zur Aufrechterhaltung der Systemsi
cherheit. Dieses und nicht die Verweige
rung des Anschlusses ist damit die vorran
gige Antwort auf eventuell fehlende „nötige 
Kapazität“ des Netzbetreibers nach Art. 6 
Abs. 2 EBM-RL. 

Im Gegenzug zu der für die Netzbetreiber 
geschaffenen Möglichkeit des nicht markt
basierten Redispatch sieht Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO einen finanziellen Ausgleich für 
die betroffenen Anlagenbetreiber vor. Die
ser ist als grundsätzlich zwingender und 
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unmittelbar anwendbarer Anspruch der Er
zeuger ausgestaltet. 

Das Unionsrecht sieht lediglich eine einzige 
Ausnahme vom Entschädigungsanspruch 
für Redispatch-Maßnahmen vor, nämlich 
nach Art. 13 Abs. 7 EBM-VO, „wenn der Er
zeuger einen Netzanschlussvertrag akzep
tiert hat, der keine Garantie für eine ver
bindliche Lieferung von Energie enthält“. 
Da dieser Wegfall der Redispatch-Entschä
digung innerhalb des unionsrechtlichen 
Regelungssystems die Ausnahme von dem 
bereits nur ausnahmsweise zulässigen 
nicht marktbasierten Redispatch darstellt, 
ist die Ausnahmevorschrift des Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO eng auszulegen. 

Besondere Bedeutung bei der Auslegung 
von Art. 13 Abs. 7 EBM-VO kommt dem Tat
bestandsmerkmal „akzeptiert hat“ zu. So
wohl nach dem Wortlaut, der Systematik 
als auch der telelogischen Auslegung ver
langt es zwingend Freiwilligkeit beim Ver
tragsschluss. Dieses Erfordernis ergibt sich 
aus der die Vertragsfreiheit umfassenden 
Privatautonomie ebenso wie aus der Ver
wendung von abweichenden Formulierun
gen wie „verpflichtet zu akzeptieren“ oder 
„akzeptieren müssen“, mit denen im Uni
onsrecht eine Verpflichtung gekennzeich
net wird. 

Freiwilligkeit liegt nur dann vor, wenn der 
Anlagenbetreiber ohne Zwang und auf in
formierter Grundlage bei tatsächlich beste
hender Auswahlmöglichkeit eine freie Ent
scheidung treffen kann. Fehlt dem Anla
genbetreiber eine reale und tragfähige Al
ternative, so dass ihm faktisch keine andere 
Wahl verbleibt, tritt dagegen Abhängigkeit 
an die Stelle von Freiwilligkeit. 

Ausnahmsweise kann eine Vereinbarung 
ohne Garantie für eine verbindliche Liefe
rung freiwillig abgeschlossen sein, wenn 
und soweit die Mitgliedstaaten den Netzbe
treibern unionsrechtlich nach Art. 6 Abs. 2 
EBM-RL zulässigerweise ein Verweige
rungsrecht einräumen dürfen, so dass Anla
genbetreiber keine Wahlmöglichkeit für ei
nen unbeschränkten Anschluss haben. Dass 
dann nur ein Wahlrecht zwischen dem Ver
zicht auf einen (teilweisen) Netzanschluss 
und einem Anschluss unter Verzicht auf die 
Garantie auf gesicherte Leistung besteht, ist 
keine unzulässige Beschränkung, sondern 
Ausdruck der Grenzen des Netzanschluss
anspruchs aus Art. 6 EBM-RL. 

Kernergebnisse 

▶ Das EU-Recht auf Netzzugang nach 
Art. 6 EBM-RL erlaubt es den Mitglied
staaten, Regelungen zur Verweigerung 
des Netzanschlusses aus Gründen feh
lender Anschluss- oder Netztransport
kapazität vorzusehen. Dabei sind enge 
Grenzen zu beachten, um der überra
genden Bedeutung des Anschlusses an 
die Netzinfrastruktur gerecht zu wer
den. 

▶ Die Berufung auf fehlende „nötige Ka
pazität“ ist nur bei tatsächlich beste
henden, konkret im Einzelfall feststell
baren und dem jeweiligen Netzbetrei
ber zurechenbaren Engpässen ober
halb einer Erheblichkeitsschwelle zu
lässig. Pauschale, gebietsbezogene Be
schränkungen, bloße prognostische 
Annahmen oder die Berücksichtigung 
von Engpässen in vorgelagerten Net
zen genügen nicht den unionsrechtli
chen Anforderungen. 

▶ Redispatch ist das unionsrechtliche Re
gelinstrument zur Bewältigung von 
Netzengpässen. Der Anspruch auf fi
nanziellen Ausgleich nach Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO ist unmittelbar anwendbar 
und abschließend geregelt. Materielle 
mitgliedstaatliche Einschränkungen 
sind unzulässig. 

▶ Die einzige zulässige Ausnahme vom 
Entschädigungsanspruch setzt voraus, 
dass der Anlagenbetreiber einen Netz
anschlussvertrag ohne Einspeisegaran
tie freiwillig „akzeptiert hat“. Freiwillig
keit setzt eine informierte Entschei
dung voraus. Sie liegt nicht vor, wenn 
sie durch strukturelle Zwangslagen er
zwungen wird oder dem Anlagenbe
treiber keine Alternative offensteht. 

▶ Eine gesetzliche oder faktische Kopp
lung von Netzanschlussanspruch und 
Verzicht auf Redispatch-Entschädi
gung ist unionsrechtlich unzulässig, so
weit der Mitgliedstaat dem Netzbetrei
ber nicht nach Art. 6 Abs. 2 EBM-RL ein 
Verweigerungsrecht für den Netzan
schluss einräumen darf. 
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Die Transformation des Energiesystems 
verlangt gleichzeitige Fortschritte beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien und 
beim Ausbau des Stromnetzes. Tatsächlich 
entwickeln sich beide Pfade aber nicht syn
chron. Der starke – aber immer noch hinter 
den gesetzlichen Ausbaupfaden zurück
bleibende – Zubau von Erneuerbare-Ener
gien-Anlagen hat dazu geführt, dass für 
eine Vielzahl von Erneuerbare-Energien-
Anlagen die Netzkapazität nicht mehr aus
reicht, um jederzeit die gesamte erzeugte 
Strommenge aufzunehmen. Der notwen
dige Netzausbau hält mit dem Zubau von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen nicht mehr 
Schritt. CDU/CSU und SPD hatten daher im 
Koalitionsvertrag angekündigt: 

„Der Ausbau und die Modernisierung der 
Netze werden kosteneffizient vorange
bracht und mit dem Erneuerbaren-Ausbau 
synchronisiert.“1 

Dies kann sowohl eine Beschleunigung des 
Netzausbaus als auch eine Flexibilisierung 
des Verbrauchs sowie eine entsprechende 
räumliche Steuerung oder Verzögerung 
des Zubaus von Erneuerbare-Energien-An
lagen beinhalten. Sollen gleichzeitig aber 
die Erneuerbare-Energien-Ausbauziele des 
§§ 1 Abs. 2, 4 S. 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG 2023)2 und damit verbunden 
die Klimaschutzziele erreicht werden, ist 
die Möglichkeit zur Verzögerung des Er
neuerbare-Energien-Zubaus begrenzt oder 
nicht gegeben. Die Lösung für die Synchro

 
1 Verantwortung für Deutschland, Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD, 21. Legislaturperiode, 
06.05.2025, S. 30, Rn. 982 f., https://www.koalitionsver
trag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/fi
les/koav_2025.pdf. 
2 Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 23 des Geset
zes vom 18. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 347) geän
dert worden ist. 
3 T. Klarmann/A. Anapyanova, Der rechtliche Rahmen 
des Netzanschlusses von Erneuerbare-Energien-Anla

nisation ist insoweit allein in den anderen 
Optionen Netzausbau, stärkere Flexibilisie
rung und räumliche Steuerung zu suchen. 

Nach der seit 2004 im Wesentlichen unver
änderten Rechtslage im Erneuerbare-Ener
gien-Gesetz besteht grundsätzlich ein weit
gehend unbedingter Anspruch aller An
schlussbegehrenden auf den Anschluss von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen an das 
Netz, nach § 8 Abs. 4 EEG 2023 auch dann, 
„wenn die Abnahme des Stroms erst durch 
die Optimierung, die Verstärkung oder den 
Ausbau des Netzes nach § 12 möglich 
wird“3. Der Netzanschlussanspruch besteht 
dabei am gesamtwirtschaftlich günstigsten 
Netzverknüpfungspunkt, § 8 Abs. 1 S. 1 EEG 
2023. Engpässe schlagen also nicht auf das 
„Ob“ des Anschlusses durch, sondern wer
den bei der Bestimmung des Netzverknüp
fungspunkts berücksichtigt. Der Anspruch 
auf Netzanschluss wird flankiert von einem 
(individuellen) Anspruch des Anlagenbe
treibers auf Netzausbau, sofern das Netz 
nicht geeignet ist, den gesamten Strom aus 
der Erneuerbare-Energien-Anlage aufzu
nehmen4. Beschränkungen des Anspruchs 
auf Netzanschluss sind – abgesehen vom 
Sonderfall kleiner Anlagen von bis zu 30 kW 
installierter Leistung auf einem Grundstück 
mit einem bereits bestehenden Netzan
schluss nach § 8 Abs. 6 S. 4 EEG 2023 – we
der im Erneuerbare-Energien-Gesetz noch 
im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)5 aus
drücklich geregelt. 

Neben dem Anspruch auf Netzanschluss 
haben Erneuerbare-Energien-Anlagenbe
treiber einen Anspruch auf Netzzugang 

gen, Würzburger Berichte zum Umweltenergierecht 
Nr. 60 vom 22.10.2025, S. 29. 
4 Einzelheiten dazu siehe T. Klarmann/A. Anapyanova, 
Der rechtliche Rahmen des Netzanschlusses von Er
neuerbare-Energien-Anlagen, Würzburger Berichte 
zum Umweltenergierecht Nr. 60 vom 22.10.2025, S. 10 ff. 
5 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I 
S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wor
den ist. 

A. Einführung: Diskussion um eine Begren-
zung von Netzanschlüssen aufgrund von 
Netzengpässen 

https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
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bzw. Abnahme des gesamten in der Erneu
erbare-Energien-Anlage erzeugten Stroms. 
Die Abnahme des Stroms kann nur durch 
Maßnahmen des Netzbetreibers zur Ge
währleistung der Sicherheit und Zuverläs
sigkeit des Netzes nach §§ 13 ff. EnWG be
schränkt werden. Wird dabei die Wirkleis
tungs- oder Blindleistungserzeugung von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen nach § 13 
Abs. 1 S. 1 Nr. 2 i. V. m. § 13a Abs. 1 EnWG 
durch den Übertragungsnetzbetreiber6 – 
oder in Verbindung mit § 14 Abs. 1 oder 
Abs. 1c EnWG durch den Verteilernetzbe
treiber7 – reduziert oder muss der Anlagen
betreiber diese auf Aufforderung selbst an
passen8, hat er gemäß § 13a Abs. 2 EnWG ei
nen umfassenden Anspruch auf Entschädi
gung für die entgangenen Einnahmen9. 
Dies ist keine Besonderheit erneuerbarer 
Energien, sondern der für alle Erzeugungs
anlagen geltende Regelfall bei fehlenden 
Netztransportkapazitäten. 

Vor diesem Hintergrund werden mittler
weile Vorschläge für eine Beschränkung 
der Ansprüche auf Netzanschluss, -zugang 
und für einen Entschädigungsverzicht bei 
Abregelungen diskutiert. Aufbauend auf ei
nem von E.DIS und E-Bridge bereits 2021 
erarbeiteten Modell10 hatte das Land Meck
lenburg-Vorpommern hierzu im Juli 2025 
den Vorschlag zur Einführung eines soge
nannten Redispatch-Vorbehalts einge
bracht11. Der Vorschlag wurde in einem öf
fentlich bekannt gewordenen Referenten
entwurf des Bundesministeriums für Wirt

 
6 Vgl. zu den Mitwirkungs- bzw. Duldungspflichten der 
Anlagenbetreiber bei Netzsicherheitsmaßnahmen 
C. König, in: BeckOGK, EnWG, 15.02.2025, § 13a Rn. 1 ff., 
16 ff.; J. Sötebier, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/G. Her
mes (Hrsg.), Energiewirtschaftsgesetz, 4. Aufl. 2023, 
§ 13a Rn. 32 ff.; S. Tüngler, in: M. Kment, Energiewirt
schaftsgesetz, 3. Aufl. 2023, § 13a Rn. 15 ff. 
7 Vgl. zum Umfang und zu den Unterschieden der 
Maßnahmen der Absätze 1 und 1c C. König, in: 
BeckOGK, EnWG, 15.02.2025, § 14 Rn. 9 ff., 14 ff.; J. Söte
bier, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/G. Hermes (Hrsg.), 
Energiewirtschaftsgesetz, 4. Aufl. 2023, § 14 Rn. 8 ff.; 
S. Tüngler, in: M. Kment, Energiewirtschaftsgesetz, 
3. Aufl. 2023, § 14 Rn. 22 ff., 30 ff. 
8 Davon zu unterscheiden sind die sogenannten Not
fallmaßnahmen nach § 13 Abs. 2 EnWG. Zur Abgren
zung C. König, in: BeckOGK, EnWG, 15.02.2025, § 13 
Rn. 70; J. Sötebier, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/G. Her
mes (Hrsg.), Energiewirtschaftsgesetz, 4. Aufl. 2023, § 13 
Rn. 394 ff.; S. Tüngler, in: M. Kment, Energiewirtschafts
gesetz, 3. Aufl. 2023, § 13 Rn. 73 ff.; grundlegend J. Hil
pert, Die Systemverantwortung der Übertragungsnetz
betreiber im Strommarkt 2.0, 2018, S. 181 ff. 

schaft und Energie zum sogenannten Netz
paket12 aufgegriffen. Danach soll die gesetz
liche Pflicht der Netzbetreiber zum An
schluss der vollen vom Anschlussnehmer 
begehrten Kapazität in solchen Netzgebie
ten entfallen, die von den Verteilernetzbe
treibern als kapazitätslimitiert ausgewiesen 
wurden (§ 8 Abs. 4 S. 2 EEG-RefE): 

„Abweichend von Satz 1 besteht die Pflicht 
zum Netzanschluss nicht, wenn der ermit
telte Verknüpfungspunkt der Anlage zum 
Zeitpunkt dessen [sic!] Ermittlung in einem 
vom Netzbetreiber als nach § 14 Absatz 1d 
des Energiewirtschaftsgesetzes kapazitäts
limitiert ausgewiesenen Netzgebiet liegt.“ 

Anstelle des gesetzlichen Anspruchs auf 
Netzanschluss sollen die Netzbetreiber 
künftig bei Anlagen in kapazitätslimitierten 
Gebieten lediglich verpflichtet sein, einen 
Vertrag über den Netzanschluss anzubie
ten. Mit diesem müsste der Anschlussbe
gehrende für die Dauer der Kapazitätslimi
tierung auf seinen Entschädigungsan
spruch im Falle des Redispatch verzichten 
(§ 8 Abs. 4 S. 3 EEG-RefE). 

Angesichts dieser Gesetzesvorschläge und 
der allgemeinen Diskussionen zum Um
gang mit knappen Netzkapazitäten stellt 
sich die Frage, welche Vorgaben das EU-
Recht zur Ausgestaltung möglicher Be
schränkungen des Anspruchs auf Netzan

9 Siehe § 13a Abs. 2 S. 2 EnWG: Der Kraftwerksbetreiber 
soll so gestellt werden, als hätte es den Eingriff nicht 
gegeben; vgl. dazu C. König, in: BeckOGK, EnWG, 
15.02.2025, § 13a Rn. 42 ff., zur Kritik an der praktischen 
Umsetzbarkeit Rn. 63 ff.; J. Sötebier, in: K. Bour
wieg/J. Hellermann/G. Hermes (Hrsg.), Energiewirt
schaftsgesetz, 4. Aufl. 2023, § 13a Rn. 43 ff., 89 ff.; zu Hin
tergründen ausführlich J. Hilpert, Die Systemverant
wortung der Übertragungsnetzbetreiber im Strom
markt 2.0, 2018, S. 293 ff. 
10 A. Montebaur/S. Dorendorf/C. Wößner/H. Schus
ter/C. Schneller/G. Blumberg, Herausforderungen und 
Lösungsoptionen für die Hochspannungsebene, ew 
11/2021, S. 26 (28); siehe auch A. Montebaur/H. Schus
ter/C. Wößner/S. Dorendorf, Steigerung von Effizienz 
und Akzeptanz der Energiewende durch Redispatch-
Vorbehalt, ew 6/2023, S. 44 ff. 
11 BR-Drs. 318/25. 
12 Unveröffentlichter Entwurf eines Gesetzes zur Ände
rung des Energiewirtschaftsrechts zur Synchronisie
rung des Anlagenzubaus mit dem Netzausbau sowie 
zur Verbesserung des Netzanschlussverfahrens, Refe
rentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie, Bearbeitungsstand 17.04.2026. 
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schluss und Entschädigungen bei Redis
patch-Maßnahmen durch die Mitgliedstaa
ten im nationalen Recht macht13. Zentrale 
Normen sind dabei  

▶ das Recht auf Netzzugang nach Art. 6 
EU-Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie 
(EBM-RL)14 und  

▶ die EU-Regelungen zum Redispatch 
nach Art. 13 EU-Elektrizitätsbinnenmarkt
verordnung (EBM-VO)15 

 

.

 
13 Eine erste Analyse zur Vereinbarkeit der Vorschläge 
zum Redispatch-Vorbehalt findet sich in einem vom 
BWE beauftragten Gutachten der Kanzlei Raue, H. Hel
ler/P. Roegele/C. Seemann, Kurzgutachten zur unions
rechtlichen Zulässigkeit der im Netzanschlusspaket 
geplanten Einführung eines sogenannten Redispatch
vorbehalts, Rechtsgutachten im Auftrag des Bundes
verband WindEnergie e. V. (BWE), 17.02.2026, 
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/do
kumente/pressemitteilungen/2026/Rechtsgutach
ten_Bundesverband_WindEnergie_e.V._17Feb2026.pdf. 
Siehe auch T. Kirch, Der Referentenentwurf des Bun
deswirtschaftsministeriums zum Netzpaket, N&R 2026, 
S. 71; B. Scholtka/F. Rothe, „Netzpaket“ – Netzanschluss 
in der Diskussion, EnK-Aktuell 2026, Art. 010697; 
A. Freyer/M. Pašalić, Der Redispatch-Vorbehalt – Syste
matische Einordnung und Reformansätze, EnK-Aktuell 
2026, Art. 010745; H. Heller/P. Roegele/C. Seemann, 

Die Analyse des europarechtlichen Rah
mens erlaubt dann nicht nur eine Bewer
tung des derzeit diskutierten Redis
patch‑Vorbehalts, sondern markiert zu
gleich die Grenzen und Entwicklungsspiel
räume, innerhalb derer andere Konzepte 
für Netzanschluss und -zugang unions
rechtskonform ausgestaltet werden kön
nen. 

Netzanschluss unter Redispatchvorbehalt?, N&R 2026, 
S. 66; S. Wende, Netzpaket: Erste Stellungnahmen von 
Verbänden und Unternehmen, EnK-Aktuell 2026, 
Art. 010713. 
14 Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsa
men Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt, 
ABl. EU L 158 v. 14.06.2019, S. 125, zuletzt geändert durch 
Richtlinie (EU) 2024/1711 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juni 2024, ABl. EU L v. 
26.06.2024. 
15 Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektri
zitätsbinnenmarkt, ABl. EU L 158 v. 14.06.2019, S. 54, zu
letzt geändert durch Verordnung (EU) 2024/1747 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 
2024, ABl. EU L v. 26.06.2024. 

https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/pressemitteilungen/2026/Rechtsgutachten_Bundesverband_WindEnergie_e.V._17Feb2026.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/pressemitteilungen/2026/Rechtsgutachten_Bundesverband_WindEnergie_e.V._17Feb2026.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/pressemitteilungen/2026/Rechtsgutachten_Bundesverband_WindEnergie_e.V._17Feb2026.pdf
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Nach den in der Elektrizitätsbinnenmarkt
verordnung festgeschriebenen Grundsät
zen für den Betrieb der Elektrizitätsmärkte 
haben die Marktteilnehmer einen An
spruch, Zugang zu den Übertragungs- und 
Verteilungsnetzen auf der Grundlage ob
jektiver, transparenter und diskriminie
rungsfreier Bedingungen zu erhalten, Art. 3 
lit. q EBM-VO. Dieser Grundsatz wird in 
Art. 6 Abs. 1 S. 1 EBM-RL zu einem Recht auf 
diskriminierungsfreien Netzzugang Dritter 
ausgestaltet16. Danach müssen die Mitglied
staaten sicherstellen, 

„dass ein System für den Zugang Dritter zu 
den Übertragungs- und Verteilernetzen auf 
der Grundlage veröffentlichter Tarife einge
führt wird; die Zugangsregelung gilt für alle 
Kunden und wird nach objektiven Kriterien 
und ohne Diskriminierung zwischen den 
Netzbenutzern angewandt“. 

Damit verpflichtet Art. 6 Abs. 1 EBM-RL die 
Mitgliedstaaten zur Etablierung eines allge
meinen Systems des Drittzugangs mit ob
jektiven, transparenten und diskriminie
rungsfreien Regeln und veröffentlichten Ta
rifen. Das Recht auf Netzanschluss ist durch 
das Recht auf Netzzugang nach Art. 6 EBM-
RL umfasst. Folglich besteht auch der uni
onsrechtliche Auftrag an die Mitgliedstaa
ten, dieses Recht auf Netzanschluss auszu
gestalten (hierzu unter I.).  

Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL eröffnet den Mit
gliedstaaten dabei die Möglichkeit, dem 

 
16 Vgl. zur Rechtswirkung Art. 288 Abs. 3 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (konsoli
dierte Fassung), ABl. EU C 202 v. 07.06.2016, S. 47 
(AEUV): „Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an 
den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden 
Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen 
Stellen die Wahl der Form und der Mittel.“ 
17 Daneben normiert die Erneuerbare-Energien-Richtli
nie (Fn. 28) in bestimmten Fällen, dass Netzanschlüsse 
aus begründeten Sicherheitsbedenken oder wegen 
technischer Inkompatibilität mit Netzkomponenten  

Netzbetreiber die Verweigerung des Netz
zugangs zu erlauben, wenn dieser nicht 
über die nötige Kapazität verfügt: 

„Der Übertragungs- oder Verteilernetzbe
treiber kann den Netzzugang verweigern, 
wenn er nicht über die nötige Kapazität ver
fügt. Die Verweigerung ist hinreichend 
schlüssig zu begründen, insbesondere unter 
Berücksichtigung des Artikels 9, und auf ob
jektive und technisch und wirtschaftlich be
gründete Kriterien zu stützen.“ 

Das Tatbestandsmerkmal der fehlenden 
„nötige[n] Kapazität“ bildet die zentrale uni
onsrechtliche Möglichkeit und Grenze zur 
teilweisen Verweigerung des Rechts auf 
Netzanschluss17 (hierzu unter II.). Aus Art. 6 
EBM-RL ergeben sich nicht nur Möglichkeit 
und Grenzen der Mitgliedstaaten für eine 
Beschränkung der Netzanschlusspflicht für 
die Netzbetreiber, sondern auch die Darle
gungslasten für den Fall eines verweigerten 
Netzanschlusses (hierzu unter III.). 

I. Netzzugang nach Art. 6 EBM-RL 
beinhaltet auch den Netzanschluss 

Art. 6 EBM-RL normiert die Pflicht der Mit
gliedstaaten, ein Netzzugangsrecht auszu
gestalten. Ein Netzanschlussrecht erwähnt 
die Norm – im Gegensatz zu anderen Nor
men wie etwa in Art. 59 Abs. 7 lit. a EBM-
RL – dabei nicht ausdrücklich. Zudem 

abgelehnt werden können: Art. 16c Abs. 1 EE-RL (Be
schleunigung des Genehmigungsverfahrens für das 
Repowering), Art. 16e Abs. 2 EE-RL (Genehmigungsver
fahren für die Installation von Wärmepumpen), Art. 17 
Abs. 1 UAbs. 1 EE-RL (Verfahren der einfachen Mittei
lung für den Netzzugang für Eigenversorgung mit 
Strom aus erneuerbaren Energien und Demonstrati
onsprojekte bis 10,8 kW). Diese Ablehnungsgründe be
treffen damit aber andere Konstellationen und spielen 
daher für die hier relevanten Fragestellungen keine 
Rolle. Sie können daher im Weiteren unberücksichtigt 
bleiben. 

B. Möglichkeiten und Grenzen zur Beschrän-
kung des Netzanschlusses aufgrund von 
Netzengpässen durch die Mitgliedstaaten 
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adressiert Art. 6 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 EBM-RL sei
nem Wortlaut nach die „Netzbenutzer“18 
und damit die natürlichen oder juristischen 
Personen, die bereits in das Netz einspeisen 
oder daraus versorgt werden. Auf den ers
ten Blick könnte daher der Eindruck ent
stehen, Art. 6 EBM-RL würde die Mitglied
staaten lediglich ermächtigen, Regelungen 
zum Netzzugang, aber nicht zum Netzan
schluss zu treffen. Dann wäre Art. 6 EBM-RL 
auf Regelungen der Mitgliedstaaten zur Be
grenzung des Netzanschlusses nicht an
wendbar. 

Auch der EuGH hat in seiner früheren 
Rechtsprechung zwischen Netzanschluss 
und Netzzugang unterschieden und expli
zit auf den Netzzugang zugeschnittene Re
gelungen zumindest nicht unmittelbar auf 
Netzanschlussfragen angewandt19. Im Er
gebnis bejahte der EuGH das Recht der 
Netzbenutzer auf Zugang zum Stromnetz20. 
Dabei betonte der EuGH bereits damals, 
dass nationale Anschlussregelungen nur 
zulässig sind, wenn sie auf objektiven Krite
rien beruhen und keine Diskriminierung 
zwischen Netznutzern verursachen21. Dies 
erscheint folgerichtig. Denn so kann ge
währleistet werden, dass Beschränkungen 
des Netzanschlusses im nationalen Recht 
das unionsrechtlich gewährleistete Zu
gangsrecht nicht faktisch entwerten. Be
reits die Generalanwältin hatte in dem Ver
fahren argumentiert, dass der Anschluss an 
ein Netz eine „Vorbedingung für die Aus
übung des Zugangsrechts“22 sei. 

In seiner weiteren Rechtsprechung wendet 
der EuGH die Regelungen des Netzzugangs 
dann aber auch direkt auf Netzanschluss

 
18 Nach Art. 2 Nr. 36 EBM-RL ist der Begriff „Netznutzer“ 
definiert als „eine natürliche oder juristische Person, die 
Elektrizität in ein Übertragungs- oder Verteilernetz ein
speist oder daraus versorgt wird“. Diese Begriffsbestim
mung dürfte, trotz der leicht unterschiedlichen Wort
wahl, auch auf den Begriff „Netzbenutzer“ Anwendung 
finden. In der englischen Fassung der Richtlinie wird in 
der Begriffsbestimmung wie auch in Art. 6 EBM-RL 
wortgleich der Begriff „system users“ verwendet.  
19 Hier hatte der EuGH zur Vorgängerregelung des 
Art. 6 EBM-RL klargestellt, dass „Zugang“ das Recht auf 
Netznutzung und „Anschluss“ die physikalische Verbin
dung bedeute, EuGH, Urt. v. 09.10.2008 – C-239/07 – Sa
batauskas u. a., Rn. 40–42; vgl. hierzu bereits M. Kah
les/H. Kahl/F. Pause, Die Vorschläge zur Neuregelung 
des Vorrangs erneuerbarer Energien im Energie-Win
terpaket der Europäischen Kommission, Würzburger 
Studien zum Umweltenergierecht Nr. 5, Mai 2017, S. 12. 
20 Dabei stellte der EuGH es den Mitgliedstaaten aber 
frei zu entscheiden, an welche Art von Netz (Übertra

fragen an23. Die EU-Kommission sieht den 
Netzanschluss ebenfalls als Teil des nach 
Art. 6 EBM-RL festgelegten Grundprinzips 
des Netzzugangs an24. Entgegen dem ers
ten Eindruck ist der Netzanschluss als die 
tatsächliche Voraussetzung für die Aus
übung des Zugangsrechts von Art. 6 EBM-
RL umfasst und damit in den unionsrechtli
chen Grenzen auch von den Mitgliedstaa
ten auszugestalten25. 

II. Inhalt und Grenzen des 
Verweigerungsgrunds fehlende 
„nötige Kapazität“ 

Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL beinhaltet ein Ver
weigerungsrecht, wenn der Netzbetreiber 
„nicht über die nötige Kapazität verfügt“. 
Voraussetzung und Grenze für die Ausge
staltung möglicher Beschränkungen des 
Netzanschlussanspruchs durch die Mit
gliedstaaten bildet damit das Tatbestands
merkmal der fehlenden „nötige[n] Kapazi
tät“. Nur soweit dieses vorliegt, dürfen die 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Umset
zung des Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL den Netz
betreibern ein (teilweises) Verweigerungs
recht einräumen. Dabei bestimmt Art. 6 
Abs. 2 S. 1 EBM-RL jedoch weder näher, wel
che „Kapazität“ relevant ist (1.) noch wann 
keine „nötige“ Kapazität gegeben ist (2.). Im 
Fall fehlender „nötige[r] Kapazität“ darf der 
Mitgliedstaat den Netzbetreibern jedenfalls 
kein vollständiges Verweigerungsrecht ein
räumen, sondern muss dafür Sorge tragen, 

gungs- oder Verteilnetz) der Anschluss erfolgt: EuGH, 
Urt. v. 09.10.2008 – C-239/07 – Sabatauskas u. a., Rn. 47. 
21 EuGH, Urt. v. 09.10.2008 – C-239/07 – Sabatauskas u. a., 
Rn. 47. 
22 GA J. Kokott, Schlussanträge v. 12.06.2008 – C-
239/07 – Sabatauskas u. a., Rn. 37. 
23 Zur Frage des Ausschlusses des Rechts auf Netzan
schluss zu geschlossenen Verteilernetzen: EuGH, Urt. v. 
28.11.2018 – C-262/17, C-263/17, C-273/17 – Solvay Chimica 
Italia u. a., Rn. 61. 
24 Bekanntmachung der Kommission, Leitlinien für effi
ziente und zeitnahe Netzanschlüsse, ABl. EU 
C/2025/6703 v. 19.12.2025, S. 3. 
25 Vgl. hierzu auch T. Klarmann/A. Anapyanova, Der 
rechtliche Rahmen des Netzanschlusses von Erneuer
bare-Energien-Anlagen, Würzburger Berichte zum 
Umweltenergierecht Nr. 60 vom 22.10.2025, S. 5. 



 

8  EU-rechtliche Vorgaben zur Begrenzung von Netzanschlussansprüchen 

 

dass ein Netzanschluss stets im Umfang 
der verfügbaren Kapazität erfolgt (3.). 

1. „Kapazität“ im Sinne von Art. 6 EBM-RL 

Der Begriff der fehlenden „nötige[n] Kapa
zität“ ist im EU-Recht nicht definiert (hierzu 
a)) und durch die Rechtsprechung des 
EuGH nur rudimentär begrifflich geklärt 
(hierzu b)). Daher ist der Inhalt des Tatbe
standsmerkmals durch Auslegung zu er
mitteln. Eine solche hat unionsautonom26, 
das heißt losgelöst von nationalen Rechts
ordnungen, zu erfolgen. Maßgeblich sind 
dabei insbesondere Wortlaut, Systematik, 
Zweck sowie die Entstehungsgeschichte 
der Norm. Besonderes Gewicht kommt der 
Sicherung der praktischen Wirksamkeit 
(„effet utile“) zu, nach der bei der Ausle
gung der Verordnung nicht deren prakti
sche Wirksamkeit untergraben werden 
darf, sondern vielmehr bei der teleologi
schen Auslegung ein Optimierungsgebot 
hinsichtlich der bestmöglichen Verwirkli
chung des Regelungsziels gilt27. Nach die
sen Maßstäben ergibt die Auslegung mit 
Blick auf den offenen Wortlaut sowie die 
Verwendung unterschiedlicher Kapazitäts
begriffe in anderen Regelungen der Elektri
zitätsbinnenmarktrichtlinie ein weites Be
griffsverständnis von „Kapazität“, das so
wohl die Netzanschlusskapazität als auch 
die Netztransportkapazität umfasst (hierzu 
c)). 

a) Fehlende sekundärrechtliche Definition 
und anderweitige Auslegungshilfen 

Das Unionsrecht definiert nicht, was unter 
der fehlenden „nötige[n] Kapazität“ nach 
Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL zu verstehen ist, 
bei der die Mitgliedstaaten eine Verweige
rung des Netzzugangs einschließlich des 
Netzanschlusses vorsehen können. Eine Be
griffsbestimmung oder gar Legaldefinition 
gibt es weder in der Elektrizitätsbinnen
marktrichtlinie selbst noch in anderen rele
vanten Sekundärrechtsakten wie der Elekt

 
26 B. Wegener, in: C: Calliess/M. Ruffert (Hrsg.), 
EUV/AEUV, 6. Aufl. 2022, Art. 19 AEUV Rn. 28. 
27 Vgl. hierzu grundlegend J. Bergmann, Handlexikon 
der Europäischen Union, 6. Aufl. 2022; M. Potacs, Effet 
utile als Auslegungsgrundsatz, EuR 2009, S. 465 ff. 
28 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förde
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quel

rizitätsbinnenmarktverordnung oder der 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EE-RL)28: 
Anhaltspunkte finden sich auch nicht im 
Netzkodex mit Netzanschlussbestimmun
gen für Stromerzeuger29 als Tertiärrecht. 

Direkte Anhaltspunkte für die Auslegung 
des Tatbestandsmerkmals können aller
dings Art. 6 Abs. 2 S. 4 EBM-RL entnommen 
werden. Danach muss die nationale Regu
lierungsbehörde – im Fall Deutschlands 
also die Bundesnetzagentur (BNetzA) – si
cherstellen, 

„dass der Übertragungs- bzw. Verteilernetz
betreiber bei Verweigerung des Netzzu
gangs aussagekräftige Informationen dar
über gibt, welche Maßnahmen zur Verstär
kung des Netzes erforderlich wären“. 

Als Maßnahmen zur Beseitigung der feh
lenden „nötige[n] Kapazität“ nach Art. 6 
Abs. 2 S. 1 EBM-RL werden hier also aus
schließlich solche „zur Verstärkung des 
Netzes“ genannt. Daraus folgt, dass der 
Unionsgesetzgeber nur derartige Engpässe 
in den Anwendungsbereich einbeziehen 
will, die (allein) durch Netzverstärkungs
maßnahmen beseitigt werden können. 
Engpässe, denen durch andere, weniger 
aufwendige Maßnahmen – etwa operative 
Maßnahmen der Netzführung oder -schal
tung – begegnet werden kann, können da
mit bereits nicht das Tatbestandsmerkmal 
fehlender „nötige[r] Kapazität“ erfüllen.  

Dieses Ergebnis dürfte auch im Einklang 
mit den Motiven des Unionsgesetzgebers 
stehen. Zwar waren in den ursprünglichen 
Erwägungsgründen der Elektrizitätsbin
nenmarktrichtlinie keine auslegungsrele
vanten Informationen enthalten. Allerdings 
gibt Erwägungsgrund 13, der sich auf die 
durch die Änderungsrichtlinie vom Juni 
2024 im Zuge des letzten Binnenmarktpa

len, ABl. EU L 328 v. 21.12.2018, S. 82, zuletzt geändert 
durch Richtlinie (EU) 2024/1711 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 13. Juni 2024, ABl. EU L v. 
26.06.2024. 
29 Verordnung (EU) 2016/631 der Kommission vom 
14. April 2016 zur Festlegung eines Netzkodex mit Netz
anschlussbestimmungen für Stromerzeuger, ABl. EU L 
112 v. 27.04.2016, S. 1. 
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kets30 neu geschaffenen Transparenzpflich
ten bezieht, einen entsprechenden Hin
weis. Danach dürfte auch der spätere Uni
onsgesetzgeber das Tatbestandsmerkmal 
der fehlenden „nötige[n] Kapazität“ in die
sem Sinn verstanden wissen wollen. Der 
Unionsgesetzgeber stellt zwar nicht aus
drücklich klar, ob die Formulierung „Man
gel an verfügbarer Netzkapazität“ auf das in 
Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL enthaltene, durch 
die Änderungsrichtlinie aber nicht ange
passte Tatbestandsmerkmal „nicht über die 
nötige Kapazität verfügt“ Bezug nimmt. Er 
führt jedoch in Erwägungsgrund 13 aus, 
dass ein solcher Mangel vorliegt, wenn:  

„[…] der Mangel an verfügbarer Netzkapazi
tät an dem vom Investor gewählten Stand
ort [besteht], was bedeutet, dass das Netz 
erweitert oder ausgebaut werden muss, um 
die Anlagen auf sichere Weise an das Sys
tem anzuschließen“. 

Auch aus dieser Formulierung lässt sich 
entnehmen, dass ein Mangel an (Netz-)Ka
pazität (nur) ein solcher sein dürfte, der sich 
durch Netzerweiterung oder -ausbau behe
ben lässt. Daher lassen sich operative, im 
Netzbetrieb behebbare Kapazitätslimitie
rungen abgrenzen31. 

Schließlich existiert bisher auch keine fach
liche Verständigung zur Bestimmung der 
Kapazität. Weder der Verband der Europäi
schen Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-
E) noch die Europäische Organisation für 
Verteilernetzbetreiber (EU-VNBO) haben 
bisher Aussagen zum Inhalt des Art. 6 EBM-

 
30 Richtlinie (EU) 2024/1711 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Änderung 
der Richtlinien (EU) 2018/2001 und (EU) 2019/944 in Be
zug auf die Verbesserung des Elektrizitätsmarktde
signs in der Union, ABl. EU L v. 26.06.2024. 
31 Dies steht im Einklang mit dem sogleich unter b) 
dargestellten Verständnis des EuGH, der unter „Kapazi
tät“ lediglich die „technische Kapazität“ subsumiert 
und damit ebenfalls jedenfalls operative Limitierungen 
abgrenzt. 
32 Europäische Kommission, Mitteilung der Kommis
sion an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen, Stromnetze, das fehlende 
Bindeglied – Ein EU-Aktionsplan für Stromnetze, 
COM(2023) 757 final v. 28.11.2023, S. 12 f.; vgl. aktueller 
auch Bekanntmachung der Kommission, Leitlinien für 
effiziente und zeitnahe Netzanschlüsse, ABl. 
C/2025/6703 v. 19.12.2025, S. 7. 

RL getroffen, obwohl sie laut Maßnahme 6 
des Aktionsplans Stromnetze der EU-Kom
mission auf harmonisierte Definitionen für 
die verfügbaren Netzaufnahmekapazitäten 
hinarbeiten sollen32. Eine Abstimmung mit 
den Interessenvertretern der Erzeuger und 
der Stromverbraucher hat folglich dazu 
auch noch nicht stattgefunden. 

b) Nur rudimentäre Klärung durch die 
Rechtsprechung 

Auch die Rechtsprechung hat die Frage, 
wie Kapazität im Sinne von Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL auszulegen ist, bisher nicht ab
schließend beantwortet. Der EuGH spricht 
in seinen Entscheidungen zur Vorgängerre
gelung des Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL in Ge
stalt des insofern gleichlautenden Art. 32 
Abs. 2 S. 1 der Richtlinie 2009/72/EG33 davon, 
dass die Zugangsverweigerung auf die feh
lende „technische Kapazität“ gestützt sein 
muss34, ohne näher zu erläutern, was unter 
dem Begriff der „Kapazität“ zu verstehen ist 
und wie sich die „technische Kapazität“ von 
anderen Kapazitäten abgrenzt35. Geklärt ist 
damit lediglich, dass andere als fehlende 
„technische Kapazitäten“ nicht berechti
gen, einen Verweigerungsgrund im natio
nalen Recht zu normieren. Welche dies 
sind, bleibt unklar. Mit Blick auf diese Ein
grenzung des EuGH auf fehlende nötige 
„technische Kapazität“ erscheint es nahelie
gend, nur solche Kapazitätsmängel in Be
tracht zu ziehen, auf die der Netzbetreiber 
keinen direkten Einfluss im operativen 
Netzbetrieb nehmen kann. Alle temporär 
oder dauerhaft auf solche operativen Ent
scheidungen zurückzuführenden Limitie
rungen der verfügbaren Kapazität scheiden 

33 Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vor
schriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Auf
hebung der Richtlinie 2003/54/EG, ABl. EU L 211 v. 
14.08.2009, S. 55, nicht mehr in Kraft. 
34 EuGH, Urt. v. 28.11.2018 – C-262/17, C-263/17, C-273/17 – 
Solvay Chimica Italia u. a., Rn. 60. So auch schon EuGH, 
Urt. v. 22.05.2008 – C-439/06 – citiworks, Rn. 57 zu 
Art. 20 Abs. 2 der Richtlinie 2003/54/EG des Europäi
schen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 
über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbin
nenmarkt, ABl. EU L 176 v. 15.07.2003, S. 37, nicht mehr 
in Kraft. 
35 Dies war für die Bewertung der vorgelegten Frage
stellungen auch nicht erforderlich, da es jeweils um die 
Rechtmäßigkeit eines generellen Ausschlusses des 
Netzzugangsrechts ging und nicht um die Frage, wel
che Art von Kapazitätsmängeln die Versagung des 
Netzanschlusses begründen könnten. 
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dann auch aufgrund der Rechtsprechung 
als Verweigerungsgrund aus. Dazu zählen 
etwa Netzschaltungen oder Engpässe auf
grund von Wartungs- oder Errichtungs
maßnahmen. Welche weiteren Einschrän
kungen nicht die „technische Kapazität“ 
betreffen, ist bislang durch die Rechtspre
chung ungeklärt. So bleibt etwa unklar, ob 
die fehlende Digitalisierung zur Netzbe
triebsmittelüberwachung bereits eine feh
lende „technische Kapazität“ darstellt. 

c) Keine Beschränkung auf fehlende Netz
anschlusskapazität 

Unter den Begriff der „Kapazität“ können 
verschiedene Sachverhalte subsumiert wer
den. Dies wird deutlich, wenn man sich vor 
Augen führt, dass der Richtliniengesetzge
ber an verschiedenen Stellen – wenn auch 
anscheinend nicht aus einer konsequent 
wirkenden systematischen Gesamtlogik 
heraus – begrifflich zwischen „Kapazität“, 
„Anschlusskapazität“ und „Netzkapazität“ 
unterscheidet36. So findet sich der Begriff 
der „Anschlusskapazität“ bzw. „die für neue 
Anschlüsse verfügbare Kapazität“ im Zu
sammenhang mit der Pflicht der Verteiler
netzbetreiber zur Bereitstellung von Infor
mationen über die für neue Anschlüsse ver
fügbare Kapazität (Art. 31 Abs. 3 S. 2 EBM-
RL) sowie der Möglichkeit der Übertra
gungsnetzbetreiber zur Begrenzung der 
garantierten Anschlusskapazität (Art. 42 
Abs. 2 UAbs. 1 S. 1 EBM-RL). Der Begriff der 
„Netzkapazität“ wird im Rahmen der Mög
lichkeit zur Nutzung flexibler Netzan
schlussverträge in Gebieten mit begrenz
ten oder keinen Netzkapazitäten (Art. 6a 
EBM-RL) verwendet sowie im Rahmen der 
Regelung, dass sich Übertragungsnetzbe
treiber beim Anschluss neuer Erzeugungs
anlagen nicht auf mögliche künftige Ein
schränkungen der verfügbaren Netzkapazi
täten berufen können (Art. 42 Abs. 2 EBM-
RL). 

Wenn es – wie in dem bekanntgewordenen 
Referentenentwurf und der aktuellen Dis
kussion dazu – um geplante Beschränkun
gen des Netzanschlusses geht, liegt nahe, 
Kapazität im Sinne des Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL zunächst im Sinne der Netzan

 
36 Die folgenden begrifflichen Unterscheidungen wer
den auch in anderen Sprachfassungen so getroffen. 
37 Ausführlich T. Klarmann/A. Anapyanova, Der rechtli
che Rahmen des Netzanschlusses von Erneuerbare-

schlusskapazität zu verstehen. Dass 
Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL jedenfalls auch die 
Konstellationen fehlender Möglichkeiten 
zur technischen Verbindung der Anlage 
mit dem Netz umfasst, erscheint offenkun
dig und dürfte unstreitig sein. Das betrifft 
etwa nicht verfügbare Schaltfelder oder 
eine fehlende technische Eignung des Net
zes, beispielsweise im Hinblick auf die 
Spannungsebene. Diesen Limitierungen 
trägt der deutsche Gesetzgeber auch be
reits mit den Vorgaben zur Bestimmung 
des gesetzlichen Netzverknüpfungspunkts 
in § 8 Abs. 1 EEG 2023 umfänglich Rech
nung37. 

Für die Fragen des Anlagenanschlusses an 
das Stromnetz kann aber auch die über die 
bloße Anschlusskapazität hinausgehende 
Einspeise-, Transport- und Übertragungska
pazität des Netzes (im Weiteren als 
Netztransportkapazität bezeichnet) rele
vant sein. Auch wenn ein Netzanschluss 
technisch möglich ist, können bereits zum 
Zeitpunkt des Anschlusses absehbare Be
schränkungen der künftigen Einspeisung 
auf den Netzanschluss rückwirken und da
mit den Anspruch auf Anschluss beeinflus
sen. Offensichtlich ist dies immer dann der 
Fall, wenn der Anlagenanschluss möglich 
ist, die Einspeisung aber zu einer Gefähr
dung der Systemsicherheit führen würde, 
die nicht mit den Standardmaßnahmen 
wie technischen Schutzvorrichtungen oder 
dem Redispatch kontrolliert werden könn
ten. Diese Fallgruppe entspricht der auch 
vom späteren Unionsgesetzgeber in den 
Erwägungsgründen erwähnten Konstella
tion, dass vorab technische Veränderungen 
vorgenommen werden müssen, „um die 
Anlagen auf sichere Weise an das System 
anzuschließen“38. 

Weniger eindeutig ist diese Frage aller
dings für alle anderen Fälle zu beantwor
ten, in denen eine ausreichende Anschluss
kapazität vorhanden ist, das Netz aber ohne 
Netzausbau oder -erweiterung nicht in der 
Lage ist, den gesamten Strom aufzuneh
men, aber die Sicherheit nicht gefährdet 
wäre. Der Wortlaut des Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL spricht unspezifisch lediglich von 
„Kapazität“ und schließt damit jedenfalls 

Energien-Anlagen, Würzburger Berichte zum Umwelt-
energierecht Nr. 60 vom 22.10.2025, S. 9 m. w. N. 
38 Vgl. bereits oben unter B. II. 1. a) mit Verweis auf Er
wägungsgrund 13 der Richtlinie (EU) 2024/1711. 
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nicht ausdrücklich die fehlende nötige 
Netztransportkapazität ohne Sicherheitsge
fährdung als Verweigerungsgrund aus. Zu
dem stellt Art. 6 Abs. 2 S. 2 EBM-RL klar, 
dass nicht nur technische, sondern auch 
wirtschaftliche Kriterien eine Verweigerung 
begründen können. Daher sprechen die 
besseren Gründe dafür, dass neben der Si
cherheitsgefährdung weitere Konstellatio
nen bestehen können, die eine Anschluss
verweigerung bei fehlenden Netztransport
kapazitäten begründen können.  

Auch systematisch erscheint es überzeu
gender, weitere Konstellationen nicht per 
se vom Anwendungsbereich des Art. 6 
Abs. 2 S. 1 EBM-RL auszuschließen. Zum ei
nen lässt sich vermutlich nicht, jedenfalls 
nicht mit vertretbarem Aufwand und kurz
fristig in allen Fällen eindeutig klären, ob 
durch den Anschluss einer Anlage bereits 
die Sicherheit gefährdet sein könnte. Zum 
anderen ermöglicht ein solches Verständ
nis differenzierte Lösungen, die dann mit
hilfe der sogleich näher zu erläuternden 
Grenzen für die Beschränkung des Netzan
schlussanspruchs bestimmt werden kön
nen. Dies spricht im Ausgangspunkt dafür, 
dass es den Mitgliedstaaten innerhalb be
stimmter Grenzen offensteht, Netzbetrei
bern auch die Möglichkeit einer (teilweisen) 
Verweigerung oder Begrenzung des Netz
anschlussanspruchs bei fehlenden 
Netztransportkapazitäten einzuräumen. 
Eine Beschränkung dieser Option aus
schließlich auf Fallgruppen fehlender Netz
anschlusskapazitäten oder bestehender Si
cherheitsgefahren ist danach nicht gebo
ten.  

2. Grenzen der Berufung auf fehlende 
Netzkapazität 

Nicht bei jedem Netzengpass fehlt es je
doch an der „nötige[n] Kapazität“ im Sinne 
von Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL, so dass die 
Mitgliedstaaten den Netzbetreibern folglich 
auch nicht bei jeder Differenz von Einspei
seleistung und Netztransportkapazität ein 
Verweigerungsrecht einräumen dürfen. 

 
39 Auch aus der aus Art. 102 AEUV abgeleiteten „essen
tial facilities“-Doktrin sind Ausnahmen vom Zugang zu 
Infrastruktur eng auszulegen. Zwar ist der Zugang 
nicht grenzenlos zu gewähren, sondern kann durchaus 
durch Verweis auf Kapazitäten verwehrt werden. Hier
für reicht aber der bloße Verweis auf Kapazitätsgren

Dass keine so weitgehende Beschränkung 
des in Art. 3 lit. q EBM-VO mit unmittelba
rer Geltung festgeschriebenen Grundsatzes 
des Anspruchs auf Zugang zu den Übertra
gungs- und Verteilungsnetzen gewollt ist, 
wird bei der Auslegung von Art. 6 EBM-RL 
selbst, aber auch aufgrund seiner Stellung 
im Normgefüge des Elektrizitätsbinnen
marktrechts deutlich39. 

Zunächst können nur tatsächlich vorlie
gende und für den Anschluss einer Erneu
erbare-Energien-Anlage räumlich und zeit
lich relevante Engpässe überhaupt ein teil
weises Verweigerungsrecht begründen 
(hierzu unter a)). Dabei dürfen allein Eng
pässe im jeweiligen Netz des Betreibers be
rücksichtigt werden, so dass etwa Abrege
lungen aufgrund von Engpässen im vorge
lagerten Netz unberücksichtigt bleiben 
müssen (hierzu unter b)). Auch wenn Art. 6 
Abs. 2 S. 1 EBM-RL kein Mindestmaß an feh
lender Kapazität definiert, ab dem ein Ver
weigerungsrecht gewährt werden darf, 
macht eine systematische Auslegung der 
Norm im Regelungsgefüge des Elektrizi
tätsbinnenmarktrechts deutlich, dass es ein 
gesteigertes Maß an fehlender „nötige[r] 
Kapazität“ geben muss, bevor überhaupt 
eine teilweise Verweigerung die regelmä
ßig zur Anwendung kommenden anderen 
Instrumente verdrängen darf (hierzu un
ter c)). Eine spezielle Regelung besteht für 
das Übertragungsnetz im Falle der Kosten
übernahme für den Netzanschluss (hierzu 
unter d)). 

a) Beschränkungen des Netzanschlussan
spruchs nur bei tatsächlich vorliegenden 
Engpässen zulässig 

Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL eröffnet eine Be
schränkungsmöglichkeit des Netzan
schlussanspruchs nur, wenn der Netzbe
treiber „nicht über die nötige Kapazität ver
fügt“. Das Tatbestandsmerkmal „verfügt“ 
umfasst dabei nur tatsächlich und konkret 
bestehende Engpässe. Hätte der Unionsge
setzgeber eine weitergehende Einbezie
hung auch hypothetischer, zukünftiger 
oder potenzieller Engpässe beabsichtigt, 
hätte er andere Formulierungen wie „verfü

zen nicht aus. Siehe dazu im Einzelnen ausführlich 
A. Fuchs/A. Heinemann, in: U. Immenga/E.-J. Mestmä
cker (Hrsg.), Wettbewerbsrecht, 7. Aufl. 2025, Art. 102 
AEUV Rn. 469–479. 



 

12  EU-rechtliche Vorgaben zur Begrenzung von Netzanschlussansprüchen 

 

gen könnte“ oder „verfügen wird“ gewählt. 
Die konkrete Formulierung im Indikativ 
Präsens erfasst theoretische, hypothetische 
oder bloß zukünftige oder vergangene 
Konstellationen fehlender „nötige[r] Kapazi
tät“ gerade nicht. 

Dass nur tatsächliche Engpässe berück
sichtigt werden können, ergibt sich auch 
unter Rückgriff auf Art. 6 Abs. 2 S. 2 EBM-
RL. Danach müssen Verweigerungen be
gründet werden, wobei sich der Netzbetrei
ber dabei lediglich auf „objektive und tech
nisch und wirtschaftlich begründete Krite
rien“ stützen darf. Wirtschaftliche Kriterien 
können die Bewertung der Kapazität im 
Einzelfall beeinflussen, rechtfertigen jedoch 
keine vom tatsächlichen Kapazitätszustand 
losgelöste Verweigerung des Netzanschlus
ses. Sie dürfen insbesondere nicht an die 
Stelle eines physischen Kapazitätsmangels 
treten. Hypothetische wie zukünftige Eng
pässe lassen sich zudem nicht allein objek
tiv begründen, sondern erfordern stets 
auch subjektive Annahmen über Eventuali
täten oder mögliche Entwicklungen. 

Das Erfordernis tatsächlich vorliegender 
Engpässe schließt dabei nicht aus, dass der 
Mitgliedstaat bei der Ausgestaltung des 
Art. 6 Abs. 2 EBM-RL Prognosen über zu
künftige Entwicklungen der Transportkapa
zitäten in seinem Netz berücksichtigt. Zu
künftige Kapazitätsmängel können dann 
Berücksichtigung finden, wenn sie zum 
Zeitpunkt des Netzanschlussbegehrens 
durch den Netzbetreiber so konkret abseh
bar und begründbar sind, etwa durch be
reits getätigte verbindliche Netzanschluss
zusagen und Reservierungen, dass sie ei
nem tatsächlichen Netzanschluss gleichge
stellt werden können, weil beim weiteren, 
vom Netzbetreiber nicht mehr zu beeinflus
senden Verlauf die Kapazität tatsächlich 
genutzt wird. Mit Blick auf Netzanschluss
zusagen und Reservierungen wäre bei der 
Umsetzung aus unionsrechtlicher Sicht zu 
beachten, dass nur solche Reservierungen 
und Zusagen vom Netzbetreiber in Ansatz 
gebracht werden dürfen, die so konkret 
sind, dass sie innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums auch tatsächlich realisiert wer
den. Daraus folgt auch eine regelmäßige 
Pflicht zur Überprüfung getätigter Zusagen 

 
40 Zu den Voraussetzungen und Grenzen des Umkehr
schlusses E. Kramer/R. Arnet, Juristische Methoden
lehre, 7. Aufl. 2024, S. 238 ff. 

und zur Freigabe, soweit die Umsetzung 
nicht mehr zeitnah wahrscheinlich ist.  

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus 
Art. 42 Abs. 2 UAbs. 1 EBM-RL. Diese Son
derregelung normiert: 

„Der Übertragungsnetzbetreiber hat nicht 
das Recht, den Anschluss einer neuen Er
zeugungsanlage oder einer Energiespei
cheranlage unter Berufung auf mögliche 
künftige Einschränkungen der verfügbaren 
Netzkapazitäten, z. B. Engpässe in entlege
nen Teilen des Übertragungsnetzes, abzu
lehnen.“ 

Der Wortlaut „mögliche künftige“ sowie der 
Einschub „z. B. Engpässe in entlegenen Tei
len des Übertragungsnetzes“ sprechen da
für – auch weil der Einschub lediglich bei
spielhaft und nicht abschließend ist –, dass 
die Regelung darauf zielt, fernliegende und 
damit nicht lediglich objektive Begründun
gen auszuschließen. Prognosen der Über
tragungsnetzbetreiber bezüglich in tat
sächlicher Hinsicht konkret absehbarer 
Netzengpässe, etwa durch bereits getätigte 
Netzanschlusszusagen und Reservierun
gen, sind somit auch durch Art. 42 Abs. 2 
UAbs. 1 EBM-RL nicht ausgeschlossen. Der 
Inhalt dieser Spezialregelung für Übertra
gungsnetzbetreiber deckt sich damit mit 
dem soeben dargestellten Inhalt des Art. 6 
Abs. 2 S. 1 und S. 2 EBM-RL. Dies wirft die 
Frage auf, warum es Art. 42 Abs. 2 UAbs. 1 
EBM-RL überhaupt bedarf oder ob im Um
kehrschluss dazu nicht Art. 6 Abs. 2 EBM-RL 
doch eine Verweigerung auch im weiterge
henden Umfang unter Berufung auf mögli
che zukünftige Einschränkungen erlauben 
könnte. Allerdings ist hier davon auszuge
hen, dass keine Konstellation eines Um
kehrschlusses vorliegt40, sondern Art. 42 
Abs. 2 UAbs. 1 EBM-RL als deklaratorisch 
oder klarstellend zu verstehen ist. Dies 
ergibt sich daraus, dass Art. 42 Abs. 2 EBM-
RL insgesamt darauf gerichtet ist, den 
Übertragungsnetzbetreibern bestimmte 
zusätzliche Rechte zur Verweigerung oder 
Beschränkung von Netzanschlüssen zu ge
ben. Diese Rechte werden in Art. 42 Abs. 2 
UAbs. 2 EBM-RL im Einzelnen ausgeführt 
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und stehen jeweils unter dem Vorbehalt 
der Zustimmung der Regulierungsbehörde. 
Art. 42 UAbs. 1 EBM-RL hat nicht das Ziel, 
bestehende Rechte der Übertragungsnetz
betreiber zu beschränken. Er soll vielmehr 
als Ausgangspunkt für die Beschreibung 
der Rechte der Übertragungsnetzbetreiber 
dienen. Trotz der durch UAbs. 2 eingeräum
ten Rechte soll es den Übertragungsnetz
betreibern auch weiterhin grundsätzlich 
verboten bleiben, Netzanschlüsse wegen 
künftiger Einschränkungen abzulehnen. 
Aufgrund der überragend wichtigen Be
deutung der Übertragungsnetze für das 
Funktionieren des EU-Binnenmarkts sind 
hier zusätzliche Regelungen getroffen wor
den. Zusammenfassend ist Art. 42 EBM-RL 
im Gesamtzusammenhang als Konkretisie
rung der allgemeinen Pflichten des Art. 6 
EBM-RL einzuordnen. Die zeitlich erst deut
lich nach Art. 6 EBM-RL geregelten speziel
len Pflichten der Übertragungsnetzbetrei
ber dürften daher als Operationalisierung 
der abstrakteren Regeln aus Art. 6 EBM-RL 
zu verstehen sein. Damit ist aus systemati
schen Gründen davon auszugehen, dass 
trotz der Spezialregelung des Art. 42 Abs. 2 
UAbs. 1 EBM-RL auch für Verteilernetzbe
treiber das Erfordernis einer objektiven und 
hinreichend schlüssig zu begründenden Si
tuation fehlender „nötige[r] Kapazität“ Vo
raussetzung für eine Verweigerung des 
Netzanschlusses ist, diese also nur möglich 
ist, „wenn“ die Kapazität tatsächlich fehlt.  

Der EuGH hat bereits zur Vorgängerrege
lung des Art. 6 EBM-RL festgestellt, dass 
eine Beschränkung nur im Einzelfall zuläs
sig sein kann41. Auch dadurch wird zugleich 
deutlich, dass es sich nicht nur um eine ob
jektive und tatsächliche Situation fehlender 
„nötige[r] Kapazität“ handeln, sondern 
diese auch im Einzelfall ganz konkret räum
lich wie zeitlich zuzuordnen sein muss. Der 
Engpass muss am relevanten Netzverknüp
fungspunkt vorliegen und auch nicht durch 
ein Ausweichen auf einen anderen Netzver
knüpfungspunkt vermieden werden kön
nen.  

Diese Anforderungen an die Bestimmung 
fehlender „nötige[r] Kapazität“ sind beson

 
41 EuGH, Urt. v. 28.11.2018 – C-262/17, C-263/17, C-273/17 – 
Solvay Chimica Italia u. a., Rn. 60; EuGH, Urt. v. 
22.05.2008 – C-439/06 – citiworks, Rn. 57. Dabei ging es 
um Ausnahmen von dem auch den Netzanschlussan
spruch regelnden damaligen Art. 32 der Richtlinie 
2009/72/EG für bestimmte Netztypen. 

ders im Hinblick auf die unterschiedlichen 
Einspeisecharakteristika verschiedenartiger 
Erneuerbare-Energien-Anlagen von Rele
vanz. Mangelnde Netztransportkapazität 
aufgrund von Einspeisungen aus Solaranla
gen kann damit nicht ohne Weiteres eine 
fehlende „nötige Kapazität“ für den An
schluss von Windenergieanlagen begrün
den und vice versa. Zudem muss der Eng
pass auch räumlich für den jeweiligen 
Netzanschlusspunkt objektiv gegeben sein, 
so dass nicht der Anschluss innerhalb gan
zer Netzgebiete oder größerer Teilbereiche, 
sondern nur an konkrete Netzbetriebsmit
tel betroffen sein kann. Die erforderlichen 
Beschränkungen dürfen nur so lange an
dauern, wie der Engpass tatsächlich vor
liegt. Ein anderes Verständnis des Art. 6 
Abs. 2 S. 1 EBM-RL würde dem Erfordernis 
eines objektiven Kriteriums nicht gerecht. 

b) Beschränkungen auf fehlende „nötige 
Kapazität“ im Netz des jeweiligen Betrei
bers 

Die Einräumung eines Verweigerungs
rechts ist nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL nur 
dann zulässig, „wenn er [Anm.: der Netzbe
treiber] nicht über die nötige Kapazität ver
fügt“. Damit wird nicht nur auf die Existenz 
eines objektiv und tatsächlich bestehen
den, räumlich und zeitlich relevanten (ver
gleiche soeben) Netzengpasses abgestellt. 
Vielmehr wird auch eine Verbindung zum 
Netzbetreiber und seinen Verfügungsmög
lichkeiten hergestellt. Dieser Netzbetreiber 
muss nicht über die „nötige Kapazität“ ver
fügen.  

Dieses Erfordernis einer Verbindung zwi
schen den relevanten Kapazitäten und dem 
Netzbetreiber erhält immer dann eine be
sondere Relevanz, wenn der Netzengpass 
im vorgelagerten Netz verortet ist und die 
Beseitigung der Gefährdung oder Störung 
der „Sicherheit oder Zuverlässigkeit des 
Elektrizitätsversorgungssystems“42 in sei
nem jeweiligen Netzgebiet über eine Redis
patch-Maßnahme erfolgt, bei der der vor
gelagerte Netzbetreiber den Anschluss
netzbetreiber im Wege der sogenannten 
Kaskade zur Abregelung anweist43. Dabei 

42 Am Beispiel des Maßstabs des § 13 Abs. 2 EnWG. 
43 Vgl. am Beispiel Deutschlands § 14 Abs. 1c S. 1 EnWG. 
Dazu C. König, in: BeckOGK, EnWG, 15.02.2025, § 14 
Rn. 14 ff.; J. Sötebier, in: K. Bourwieg/J. Heller
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ist der angeforderte Netzbetreiber an das 
„Ob“ der Umsetzung und den Umfang der 
zu ergreifenden Maßnahmen durch die An
forderung des vorgelagerten Netzbetrei
bers gebunden. Hinsichtlich der konkret zu 
ergreifenden Maßnahmen kommt ihm aber 
ein weiter Umsetzungsspielraum bei der 
Wahl der notwendigen Maßnahmen zu. Der 
angeforderte Netzbetreiber ist damit zum 
Handeln verpflichtet, muss dies aber eigen
verantwortlich im Rahmen seines Verant
wortungsbereichs umsetzen44. Er kann die 
erforderlichen Maßnahmen im eigenen 
Netz anordnen oder gegenüber dem ihm 
nachgelagerten Netzbetreiber anfordern. 
Relevanter Maßstab ist dabei im Kern letzt
lich allein das Gebot der Diskriminierungs
freiheit45. 

Diese Kaskade führt regelmäßig nicht nur 
dazu, dass ein Engpass nicht eindeutig 
räumlich zugewiesen werden kann. Dieses 
Vorgehen entzieht auch dem anweisenden 
Netzbetreiber die Möglichkeit, Einfluss auf 
die Beseitigung der fehlenden „nötige[n] 
Kapazität“ zu nehmen. Genau darin sieht 
der Unionsgesetzgeber aber einen zentra
len Bezugspunkt, um die fehlende „nötige 
Kapazität“ abzugrenzen46. Weil eine solche 
Abregelung infolge eines Engpasses im 
vorgelagerten Netz aufgrund der Kosten
tragungsregelungen den anweisenden 
Netzbetreiber auch wirtschaftlich nicht be
lastet, müssen diese Fallkonstellationen 
auch unter Verhältnismäßigkeitsgesichts
punkten nicht als fehlende „nötige Kapazi
tät“ behandelt werden, über die der Netz
betreiber verfügt. Voraussetzung für ein 
durch die Mitgliedstaaten eingeräumtes 
Verweigerungsrecht bei fehlender „nö
tige[r] Kapazität“ ist damit stets, dass dieser 
Mangel im Netzbereich desjenigen Netzbe
treibers lokalisiert ist, der den Netzan
schluss (vollständig oder teilweise) verwei
gert. 

 

mann/G. Hermes (Hrsg.), Energiewirtschaftsgesetz, 
4. Aufl. 2023, § 14 Rn. 26 ff.; S. Tüngler, in: M. Kment 
(Hrsg.), Energiewirtschaftsgesetz, 3. Aufl. 2023, § 14 
Rn. 30 ff. Zur Umsetzung von Systemsicherheitsmaß
nahmen in der Kaskade am Beispiel des deutschen 
Energiewirtschaftsrechts T. Hartmann/M. Weise, in: 
C. Theobald/J. Kühling (Hrsg.), EnWG, 133. EL 2026, § 14 
Rn. 7; vgl. auch BDEW, Leitfaden für die Zusammenar
beit der Stromnetzbetreiber im Rahmen der Kaskade, 
Version: 6.0, 23.03.2026, S. 7, 11, 15, 
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-
Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf. 

Anders könnte die Situation zu bewerten 
sein, wenn ein Betriebsmittel an der Ver
bindung zwischen zwei Netzen unter
schiedlicher Netzbetreiber nicht über die 
notwendige Kapazität verfügt, um den ge
samten Strom, der aus Erzeugungsanlagen 
in ein Netz eingespeist und nicht in dem 
Netz verbraucht wird, in das vorgelagerte 
Netz abzuleiten. Denn in diesem Fall ist im 
Unterschied zu aus dem vorgelagerten 
Netz angeordneten Redispatch-Maßnah
men bei einem dortigen Engpass ein klarer 
räumlicher Zusammenhang gegeben. 

Allerdings hätte der die Redispatch-Maß
nahme anordnende Netzbetreiber nur ei
nen nach dem oben dargestellten Inhalt 
des Art. 6 Abs. 2 EBM-RL erforderlichen Ein
fluss auf die Beseitigung des Engpasses, 
wenn das fragliche Netzbetriebsmittel in 
seinem Eigentum steht oder er anderweitig 
über das Netzbetriebsmittel verfügen und 
so einen bestehenden Engpass durch ei
gene Maßnahmen beheben könnte. Ob 
dieses in Teilen möglicherweise zufällige 
Ergebnis jedoch eine unterschiedliche Be
handlung rechtfertigen kann oder unab
hängig von den Eigentumsverhältnissen in 
einer solchen Konstellation stets von einer 
fehlenden „nötige[n] Kapazität“ auszuge
hen ist, lässt sich dem Unionsrecht nicht 
eindeutig entnehmen. Jedenfalls dürfte in 
einem solchen Fall der Verhältnismäßig
keitsgrundsatz zusätzliches Gewicht erlan
gen, soweit entschädigungspflichtige Re
dispatch-Maßnahmen ausgelöst werden, 
die aufgrund der gesetzlichen Zuordnung 
wirtschaftlich vom nachgelagerten Netzbe
treiber getragen werden müssen. 

Mit Blick auf die Anforderungen des EuGH, 
dass die „technische Kapazität“ maßgeblich 
ist, dürfte dagegen eindeutig sein, dass 
eine bloße vertragliche Beschränkung der 
technisch in größerem Umfang verfügba
ren Kapazität des die Netzebenen verbin

44 T. Hartmann/M. Weise, in: C. Theobald/J. Kühling 
(Hrsg.), EnWG, 133. EL 2026, § 14 Rn. 7; vgl. auch BDEW, 
Leitfaden für die Zusammenarbeit der Stromnetzbe
treiber im Rahmen der Kaskade, Version: 6.0, 
23.03.2026, S. 7, 11, 15 https://www.bdew.de/me
dia/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfa
den_6.0.pdf. 
45 BDEW, Leitfaden für die Zusammenarbeit der 
Stromnetzbetreiber im Rahmen der Kaskade, Version: 
6.0, 23.03.2026, S. 11 ff., https://www.bdew.de/me
dia/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfa
den_6.0.pdf. 
46 Vgl. bereits oben B. II. 1. a) . 

https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW-VKU-Kaskaden-Leitfaden_6.0.pdf
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denden Betriebsmittels keinen Fall einer 
fehlenden „nötige[n] Kapazität“ darstellen 
kann. In einem solchen Fall liegt der Eng
pass allein im vorgelagerten Netz, das Be
triebsmittel selbst ließe eine Ableitung im 
höheren Maße gerade zu. Es fehlt dann an 
der konkreten räumlichen Zuordnung, so 
dass der durch lediglich gewillkürte Verein
barung der beiden Netzbetreiber be
grenzte Zustand nicht anders behandelt 
werden kann als der vergleichbare Fall ei
ner ansonsten technisch verfügbaren Ablei
tungskapazität ohne vertragliche Limitie
rung. Nur ein solches Verständnis des Art. 6 
Abs. 2 S. 1 EBM-RL würde zudem Fehlan
reize vermeiden, sich durch vertragliche 
Vereinbarungen zulasten Dritter schadlos 
zu stellen. 

c) Beschränkungen durch ein Mindestmaß 
fehlender „nötige[r] Kapazität“ 

Selbst wenn eine tatsächliche, objektiv be
gründbare, räumlich und zeitlich relevante 
Beschränkung der Transportkapazitäten im 
Netz des Netzbetreibers gegeben ist, ist 
nicht automatisch eine fehlende „nötige 
Kapazität“ gegeben. Vielmehr muss der 
Engpass ein bestimmtes Ausmaß anneh
men, um von den Mitgliedstaaten als An
lass für ein teilweises Verweigerungsrecht 
herangezogen werden zu können. Diese 
weitere Grenze des Verweigerungsrechts 
ergibt sich aus einem Bündel von Gründen: 
der besonders hohen Relevanz des Netzan
schlussanspruchs für das Funktionieren des 
Elektrizitätsbinnenmarkts, der Stellung der 
Netzbetreiber als natürliche Monopolisten, 
der allgemeinen Rechtsgrundsätze für Re
gel-Ausnahme-Verhältnisse sowie dem Vor
rang des Redispatch bei Netzengpässen. 

Das Recht auf freien Netzzugang ist ein 
zentraler Pfeiler des Elektrizitätsbinnen
markts47. Es gehört nach Art. 3 lit. q EBM-
VO zu den zentralen Grundsätzen der Orga
nisation der Elektrizitätsmärkte; seine Ver
wirklichung obliegt auch den Mitgliedstaa
ten und Regulierungsbehörden. Netzbe
treiber als natürliche Monopolisten unter

 
47 M. Ludwigs, in: M. Ruffert (Hrsg.), Europäisches Sekt
orales Wirtschaftsrecht, 2. Aufl. 2020, § 5: Energierecht, 
Rn. 178. 
48 Siehe dazu auch unten C. IV. 2.  
49 EuGH, Urt. v. 22.05.2008 – C-439/06 – citiworks, 
Rn. 44; vgl. auch Erwägungsgründe 6–7 der Vorgänger
richtlinie 2003/54/EG. 

liegen dabei besonderen Anforderungen48. 
Innerhalb dieses Rahmens bewegen sich 
die Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung 
des Art. 6 EBM-RL. Der dort vorgeschrie
bene freie Netzzugang stellt laut EuGH eine 
der Hauptmaßnahmen dar, die die Mit
gliedstaaten durchzuführen haben, um den 
Elektrizitätsbinnenmarkt zu vollenden49. 

Abweichungen von allgemeinen Grundsät
zen einer Richtlinie sind nach ständiger 
Rechtsprechung des EuGH eng auszule
gen50. Die bereits der Ausgestaltung durch 
die Mitgliedstaaten entzogenen Grundsät-
ze der Elektrizitätsbinnenmarktverordnung 
als unmittelbar geltendes Recht verstärken 
diese Tendenz. Nach diesen Maßstäben der 
EuGH-Rechtsprechung muss auch die Aus
nahme nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL, den 
Anschluss aufgrund fehlender „nötige[r] 
Kapazität“ teilweise verweigern zu können, 
eng verstanden werden, um die Grundsatz
bedeutung der Zugangsregelung nicht zu 
unterminieren. Der Verweigerungsgrund 
der mangelnden Kapazität darf damit nicht 
überdehnt werden. 

Dies wird besonders deutlich, wenn man 
sich vor Augen führt, dass nach Auffassung 
des Änderungsrichtliniengebers 2024 die 
Hürden für eine Verweigerung sehr hoch 
anzusetzen sind51. Dieser zieht allein die 
Konstellation in Betracht, dass der zur Be
seitigung des Engpasses erforderliche 
Netzausbau Voraussetzung sei, die weite
ren Erneuerbare-Energien-Anlagen „auf si
chere Weise an das System anzuschlie
ßen“52. Auch wenn – wie oben dargestellt – 
aus guten Gründen daneben weitere Kons
tellationen fehlender „nötige[r] Kapazität“ 
anzuerkennen sind53, verdeutlicht dieses 
Verständnis einer nur im Ausnahmefall re
levanten Erheblichkeitsschwelle, dass es 
gesteigerte Anforderungen geben muss, 
um eine Verweigerung des Netzanschluss
anspruchs nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL 
mitgliedstaatlich festschreiben zu dürfen. 
Für ein enges Verständnis der Ausnahme 
spricht zudem, dass eine strategische Be
grenzung von Investitionen in die Infra

50 Std. Rspr.; vgl. hierzu EuGH, Urt. v. 16.07.2009 – C-
5/08 – Infopaq International A/S, Rn. 56 m. w. N. 
51 Erwägungsgrund 13 der Richtlinie (EU) 2024/1711. 
52 Vgl. dazu bereits oben B. II. 1. a) . 
53 Vgl. dazu oben B. II. 1. c) . 
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strukturerweiterung als missbräuchlich an
zusehen sein kann54. 

Dass Netzengpässe unterhalb einer solchen 
Erheblichkeitsschwelle weder ein unzuläs
siges Ereignis noch ein Problem der Sys
temsicherheit darstellen, ergibt sich auch 
aus der Systematik des EU-Elektrizitätsbin
nenmarktrechts. Für den Umgang mit 
Netzengpässen hat das EU-Recht mit den 
Redispatch-Regelungen des Art. 13 EBM-VO 
spezielle Vorkehrungen getroffen. Um im 
Fall fehlender Netztransportkapazitäten im 
konkreten Einzelfall die Vereinbarkeit von 
Einspeisung sowie Netztransportkapazität 
und damit letztlich die Gewährleistung des 
sicheren Systembetriebs sicherzustellen, 
können die Netzbetreiber mittels Redis
patch in die Erzeugungs- und Lastmuster 
angeschlossener Anlagen und Verbraucher 
eingreifen, um so bei Netzengpässen im er
forderlichen Umfang die physikalischen 
Lastflüsse zu verändern55. Damit schafft das 
Unionsrecht einen zielgenauen Mechanis
mus, der Anlagen die Teilnahme an den 
Energiemärkten durch den Anschluss an 
und den Zugang zum Netz auch im Fall von 
potenziellen wie tatsächlichen Engpässen 
grundsätzlich ermöglicht und nur punktu
ell im konkreten Spannungsfall unzu
reichender Kapazitäten erforderliche Ein
griffe in das Erzeugungs- bzw. Verbrauchs
verhalten und damit das Marktgeschehen 
ermöglicht, ohne das Erfordernis des siche
ren Netzbetriebs zu vernachlässigen. Statt 
bereits den Netzanschluss wegen potenzi
eller Probleme infolge mangelnder 
Netztransportkapazität in bestimmten Situ
ationen zu verweigern und damit eine 
Schwarz-Weiß-Lösung umzusetzen, wird 
ein zielgenauer und differenzierter Mecha
nismus als Regelfall etabliert, der schonend 
die gegenläufigen Anliegen in Einklang 
bringt. Daraus folgt, dass Engpässe und Re
dispatch als Reaktion der normative Nor
malfall sind, Maßnahmen in Form einer zu
lässigen Verweigerung des Anschlusses die 
Ausnahme bilden und entsprechend nur 

 
54 Europäische Kommission, Beschluss vom 3.12.2009 in 
einem Verfahren nach Artikel 102 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union und Artikel 54 
EWR-Abkommen, COMP/39.316 – Gaz de France, Rn. 37, 
https://ec.europa.eu/competition/anti
trust/cases/dec_docs/39316/39316_2297_3.pdf. 
55 Nach Art. 2 Nr. 26 EBM-VO bezeichnet der Begriff  

bei deutlich erhöhten Engpässen zulässig 
sein sollen. 

Doch nicht nur die Existenz des Redis
patch-Mechanismus als solchem, sondern 
auch dessen konkrete Ausgestaltung in der 
Elektrizitätsbinnenmarktverordnung macht 
deutlich, dass den Mitgliedstaaten Grenzen 
für ein etwaiges Verweigerungsrecht nach 
Art. 6 Abs. 2 S. 2 EBM-RL für Anlagen zur Er
zeugung von Strom aus erneuerbaren 
Energien gesetzt sind. Nach Art. 13 Abs. 5 
lit. a EBM-VO müssen die Netzbetreiber bei 
der Durchführung des Redispatch  

„gewährleisten, dass die Übertragungs- und 
Verteilernetze in der Lage sind, die aus er
neuerbaren Energiequellen oder mittels 
hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopplung er
zeugte Elektrizität mit möglichst geringem 
Redispatch zu übertragen; […]“. 

Um die Vorgabe, Abregelungen von Erneu
erbare-Energien-Anlagen auch im Falle des 
Redispatch soweit wie möglich zu vermei
den („mit möglichst geringem Redis
patch“), nicht zu unterlaufen, darf sie nicht 
durch gegenläufige Maßstäbe der Mitglied
staaten entwertet werden. Daher kann 
nicht bereits ein bloßer Mangel an 
Netztransportkapazitäten zur (teilweisen) 
Verweigerung des Netzanschlusses berech
tigen. Vielmehr ist der Mitgliedstaat gehal
ten, bei der Ausgestaltung einer solchen 
Regelung seinerseits diese Schranke zu be
rücksichtigen und ein Mindestmaß fehlen
der „nötige[r] Kapazität“ einzubeziehen, um 
eine möglichst umfangreiche Einspeisung 
von Strom aus erneuerbaren Energien zu 
ermöglichen.  

Ein Anhaltspunkt für ein Mindestmaß an 
Engpässen, die nicht zur Beschränkung des 
Netzanschlussanspruchs berechtigen, kann 
einem weiteren Aspekt der Regeln zum EU-
Redispatch in Art. 13 Abs. 5 lit. a EBM-VO 
entnommen werden: 

„Redispatch“ „eine Maßnahme, einschließlich einer Ein
schränkung, die von einem oder mehreren Übertra
gungs- oder Verteilernetzbetreibern durch die Verän
derung des Erzeugungs- oder des Lastmusters oder 
von beidem aktiviert wird, um die physikalischen Last
flüsse im Stromsystem zu ändern und physikalische 
Engpässe zu mindern oder anderweitig für Systemsi
cherheit zu sorgen“. 

https://ec.europa.eu/competition/antitrust/cases/dec_docs/39316/39316_2297_3.pdf
https://ec.europa.eu/competition/antitrust/cases/dec_docs/39316/39316_2297_3.pdf
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„[…] dabei darf Redispatch bei der Netzpla
nung jedoch weiterhin in begrenztem Um
fang Berücksichtigung finden, wenn die 
Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber 
transparent nachweisen können, dass dies 
wirtschaftlich effizienter ist, und wenn dies 
5 % der jährlich erzeugten Elektrizität in An
lagen, in denen erneuerbare Energiequellen 
genutzt werden und die direkt an das jewei
lige Netz angeschlossen sind, nicht über 
schreitet, sofern ein Mitgliedstaat, in dem 
Elektrizität aus Gesamteinrichtungen zur 
Stromerzeugung, in denen erneuerbare 
Energiequellen oder hocheffiziente Kraft-
Wärme-Kopplung genutzt werden, einen 
Anteil von mindestens 50 % am jährlichen 
Bruttoendstromverbrauch ausmacht, nichts 
anderes bestimmt“. 

Der Unionsgesetzgeber geht demnach da
von aus, dass eine vollständige Berücksich
tigung der installierten Erzeugungskapazi
tät für die Dimensionierung der Netzkapa
zität nicht effizient sein dürfte. Vielmehr 
hält er eine Spitzenkappung in jedem Fall 
in Höhe von bis fünf Prozent für zulässig 
und sinnvoll. Abregelungen bis zu dieser 
Schwelle werden mithin als systemisch 
sinnvoll angesehen. Erreicht ein Mitglied
staat einen Anteil von mindestens 50 Pro
zent erneuerbarer Energien (wie in 
Deutschland der Fall56) oder hocheffizienter 
Kraft-Wärme-Kopplung am Bruttoend
stromverbrauch, kann er sogar über die 
fünf Prozent hinaus eine höhere Abrege
lungsquote bestimmen, die die Netzbetrei
ber bei der Netzausbauplanung zugrunde 
legen dürfen. 

Als Voraussetzung für die Anwendung der 
kalkulatorischen Spitzenkappung bei der 
Netzplanung bestimmt der Unionsgesetz
geber, dass „die Übertragungs- und Vertei
lernetzbetreiber transparent nachweisen 
können, dass dies wirtschaftlich effizienter 
ist“. Mit dieser Wertung des Art. 13 Abs. 5 
lit. a EBM-VO bringt er zum Ausdruck, dass 
eine bewusste Unterdimensionierung des 
Netzes mit der wissentlich in Kauf genom
menen Folge von Redispatch eine Effizienz
maßnahme ist und keinen problemati
schen Netzzustand abbildet. In diesem 

 
56 Laut Umweltbundesamt stieg der Anteil erneuerba
rer Energien am Bruttostromverbrauch zwischen 2000 
und 2025 von 6,3 auf 55,1 %, UBA, Indikator: Anteil  

Maße ist das Redispatch-Volumen also kein 
Indikator für einen ineffizienten Systemzu
stand, sondern vielmehr Ausdruck einer er
folgten Optimierung des Netzausbaube
darfs. 

In dem auf diesem Wege ermittelten Pro
zentwert kann daher zugleich nur eine Un
tergrenze gesehen werden, unterhalb derer 
keine fehlende „nötige Kapazität“ im Sinne 
des Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL vorliegen kann. 
Auch wenn Art. 13 Abs. 5 lit. a EBM-VO nicht 
unmittelbar das Tatbestandsmerkmal der 
fehlenden „nötige[n] Kapazität“ konkreti
siert, kommt diesem Wert jedoch Indizwir
kung zu. Der Kappungswert des Art. 13 
Abs. 5 lit. a EBM-VO ist aber nicht mit dem 
zu bestimmenden Mindestmaß identisch, 
bei dessen Überschreitung automatisch 
eine Verweigerung von Netzanschlüssen 
zulässig wäre. Eine Gleichsetzung dieses 
auf die Erhöhung der Systemeffizienz ab
zielenden Maßstabs für die Netzplanung 
mit der fehlenden „nötige[n] Kapazität“ im 
Sinne des Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL würde 
die übrigen in diesem Abschnitt dargestell
ten Anforderungen an die Bestimmung des 
relevanten Mindestmaßes für das Vorliegen 
eines Engpasses, der eine Verweigerung 
des Netzanschlusses nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL rechtfertigen könnte, nicht ausrei
chend würdigen. Gegen die Gleichsetzung 
spricht auch der unionsrechtliche Verhält
nismäßigkeitsgrundsatz. Eine Beschrän
kung des Netzanschlussanspruchs auf
grund fehlender „nötige[r] Kapazität“ ist da
her nur zulässig, soweit sie zur Bewältigung 
des konkreten Netzengpasses geeignet, er
forderlich und angemessen ist. Insbeson
dere ist zu prüfen, ob mildere Mittel, etwa 
Maßnahmen des Engpassmanagements 
oder eine Anpassung der Anschlussbedin
gungen, zur Verfügung stehen. Gerade bei 
temporär auftretenden Zuständen fehlen
der „nötige[r] Kapazität“ spricht auch im 
Hinblick auf die Verpflichtung der Mitglied
staaten aus Art. 16f EE-RL viel dafür, dass 
eine Verweigerung nur unter erhöhten An
forderungen verhältnismäßig sein kann. 
Danach müssen die Mitgliedstaaten im 
Hinblick auf bestimmte umweltrechtliche 
Aspekte sicherstellen, dass „bei dem An
schluss solcher [Erneuerbare-Energien-]An
lagen an das Netz […] davon ausgegangen 

Erneuerbare am Bruttostromverbrauch, 15.05.2026, 
https://www.umweltbundesamt.de/indikator-anteil-er
neuerbare-am#welche-bedeutung-hat-der-indikator.  

https://www.umweltbundesamt.de/indikator-anteil-erneuerbare-am#welche-bedeutung-hat-der-indikator
https://www.umweltbundesamt.de/indikator-anteil-erneuerbare-am#welche-bedeutung-hat-der-indikator
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wird, dass sie im überragenden öffentlichen 
Interesse liegen und der öffentlichen Ge
sundheit und Sicherheit dienen“. Der da
hinterstehende Gedanke des überragen
den öffentlichen Interesses lässt sich aber 
über den speziellen Anwendungsfall verall
gemeinern und auch für den Netzan
schlussanspruch als Gewichtungsvorgabe 
heranziehen. 

Die Summe dieser Anhaltspunkte spricht 
daher dafür, dass das Mindestmaß der 
nicht einspeisbaren Strommenge, die eine 
mangelnde Kapazität begründen könnte, 
(deutlich) oberhalb des Wertes von fünf 
Prozent zuzüglich des Aufschlags bei ei
nem überwiegenden Anteil erneuerbarer 
Energien liegen dürfte. 

d) Keine Beschränkung im Übertragungs
netz bei Kostenübernahme 

Selbst wenn nach den soeben entwickelten 
Maßstäben ein (teilweises) Verweigerungs
recht für den Netzanschluss bestehen 
sollte, scheidet dies für den Anschluss 
neuer Erzeugungs- oder Energiespeicher
anlagen an das Übertragungsnetz aus, 
wenn der Anlagenbetreiber die Kosten für 
die Sicherstellung des unbeschränkten An
schlusses trägt. Dies ordnet Art. 42 Abs. 2 
UAbs. 2 S. 3 EBM-RL ausdrücklich an. Da es 
eine entsprechende Regelung für Verteiler
netzbetreiber gerade nicht gibt, stellt sich 
die Frage, ob Art. 42 Abs. 2 UAbs. 2 S. 3 
EBM-RL einen allgemeinen Rechtsgedan
ken lediglich kodifiziert, so dass dieses Er
gebnis auch für Verteilernetzbetreiber gilt. 
Dafür spricht, dass ein Verweigerungsrecht 
problematisch erscheint, wenn der An
schlussnehmer die vollen Kosten tragen 
würde. Allerdings wäre damit noch nichts 
über die in der Zwischenzeit anfallenden 
Entschädigungskosten beim Redispatch 
gesagt, so dass ebenso zu vertreten wäre, 
dass es einen Unterschied zwischen Über
tragungs- und Verteilernetzbetreibern gibt 
und die Mitgliedstaaten letzteren abwei
chend von Art. 42 Abs. 2 UAbs. 2 S. 3 EBM-
RL nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL ein Recht 
zur Verweigerung eines Anschlusses eröff
nen können, wenn die weiteren hier entwi
ckelten Maßstäbe gewahrt sind.  

 
57 Hervorhebung nicht im Original. 
58 Vgl. BMJ (Hrsg.), Handbuch der Rechtsförmlichkeit, 4. 
Aufl. 2024, Rn. 308. Auch aus anderen Sprachfassungen  

3. Teilgewährung bei fehlender „nötige[r] 
Kapazität“ statt Vollverweigerung 

Ist anhand der unter 2. dargestellten Anfor
derungen ein Verweigerungsgrund für den 
Netzanschluss nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-
RL gegeben, verbleibt noch die Frage, in 
welchem Umfang die Verweigerung erfol
gen darf. Trotz des auslegungsbedürftigen 
Wortlauts ist dabei davon auszugehen, dass 
eine Teilverweigerung als das mildere Mit
tel vorrangig zu einer vollständigen Verwei
gerung des Netzanschlusses in Betracht zu 
ziehen ist (hierzu unter a)). Für Übertra
gungsnetzbetreiber besteht mit Art. 42 
Abs. 2 UAbs. 2 S. 1 EBM-RL eine Spezialrege
lung, die eine Beschränkung des Netzan
schlusses nur nach Genehmigung durch 
die Regulierungsbehörde erlaubt (hierzu 
unter b)). Die flexiblen Netzanschlussver
träge nach Art. 6a EBM-RL ersetzen nicht 
das System des Art. 6 EBM-RL zur Gewähr
leistung eines vollständigen oder zumin
dest teilweisen Netzanschlusses, sondern 
stellen lediglich ein ergänzendes Instru
ment dar (hierzu unter c)). 

a) Teilgewährungsanspruch als milderes 
Mittel 

Der Wortlaut des Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL 
spricht davon, dass eine Verweigerung in 
Frage kommen kann, „wenn er [Anm.: der 
Netzbetreiber] nicht über die nötige Kapa
zität verfügt“57. Dies deutet auf eine nicht 
näher konditionierte Bedingung hin, wo
nach die Rechtsfolge ohne relativierende 
Beschränkungen eintreten soll58. Wäre da
gegen die Formulierung „soweit“ verwen
det worden, wäre eindeutiger geregelt, 
dass ein Verweigerungsrecht nur teilweise 
bestehen kann und nur so weit reicht, wie 
Netztransportkapazitäten tatsächlich feh
len.  

Allein die Verwendung von „wenn“ begrün
det jedoch keine zwingende Alles-oder-
nichts-Rechtsfolge. Dies gilt umso mehr, als 
dass Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL keine Aussage 
dazu enthält, ob die Verweigerung vollstän
dig oder nur teilweise erfolgen darf. Für 
eine Auslegung als lediglich relative Ver
weigerungsmöglichkeit sprechen neben 

lässt sich hierüber keine abweichende Aussage ablei
ten, vgl. etwa die englische Version „where“, die franzö
sische Version „s’il“ und die spanische Version „en caso 
de que“. 
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der allgemeinen Zielrichtung der Regelung 
des Art. 6 EBM-RL, den Zugang zum Netz 
zu ermöglichen, insbesondere die Vorgabe 
der objektiven und hinreichend schlüssigen 
Begründung im Einzelfall59 sowie die 
Rechtsprechung des EuGH, Ausnahmen 
vom Grundsatz des Netzzugangs eng aus
zulegen60. 

In diesem Sinne stellt eine Teilgewährung 
im Vergleich zu einer vollständigen Verwei
gerung das mildere Mittel dar, um einen 
diskriminierungsfreien Netzzugang zu 
schaffen. Eine vollständige Verweigerung 
des Netzanschlusses wäre damit unzuläs
sig, sofern und insoweit Netzkapazitäten 
für einen beschränkten Anschluss vorhan
den sind. Eine vollständige Verweigerung 
kommt folglich nur in Betracht, wenn auch 
eine teilweise Gewährung aus tatsächli
chen Gründen ausgeschlossen ist. 

b) Spezifische Ausgestaltung mit Geneh
migungsvorbehalt für Übertragungsnetz
betreiber 

Etwas anderes folgt auch nicht aus Art. 42 
Abs. 2 UAbs. 2 S. 1 EBM-RL. Dieser regelt 
den Fall der Teilverweigerung im Sinne ei
ner Beschränkung der Anschlusskapazität 
speziell für Übertragungsnetzbetreiber.  

„Der erste Unterabsatz lässt die Möglichkeit 
für Übertragungsnetzbetreiber, die garan
tierte Anschlusskapazität zu begrenzen 
oder den Anschluss vorbehaltlich betriebli
cher Beschränkungen anzubieten, um die 
Wirtschaftlichkeit neuer Erzeugungsanla
gen oder Energiespeicheranlagen sicherzu
stellen, unberührt, sofern diese Beschrän
kungen von der Regulierungsbehörde ge
nehmigt wurden.“ 

Zwar kommt mit den Tatbestandsmerkma
len „begrenzen“ und „den Anschluss vorbe
haltlich betrieblicher Beschränkungen an
zubieten“ deutlicher als in Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL zum Ausdruck, dass es um eine 
teilweise Verneinung eines Netzanschluss
anspruchs geht. Daraus kann aber nicht ge
folgert werden, dass Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-
RL ausschließlich die vollständige Verwei
gerung umfasst. Vielmehr steht bei Art. 42 
Abs. 2 UAbs. 2 S. 1 EBM-RL im Zentrum, dass 

 
59 Dazu bereits oben B. II. 2. a) . 

selbst diese teilweisen Beschränkungen 
nur dann zulässig sind, „sofern diese Be
schränkungen von der Regulierungsbe
hörde genehmigt wurden“.  

Eine entsprechende verfahrensrechtliche 
Voraussetzung enthält Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL hingegen nicht. Daraus folgt, dass 
Art. 42 EBM-RL keine weitergehende Be
schränkungsbefugnis begründet, sondern 
zusätzliche Rechtsmäßigkeitsanforderun
gen für Übertragungsnetzbetreiber nor
miert. Aufgrund der besonderen Bedeu
tung der Übertragungsnetze für das Funk
tionieren des EU-Binnenmarkts sind hier 
zusätzliche verwaltungsrechtliche Vorkeh
rungen getroffen worden. Die Regulie
rungsbehörde muss sicherstellen, dass alle 
Beschränkungen der garantierten An
schlusskapazität oder betriebliche Be
schränkungen auf der Grundlage transpa
renter und diskriminierungsfreier Verfah
ren eingeführt werden und mit ihnen keine 
unzulässigen Hindernisse für den Marktein
tritt geschaffen werden (Art. 42 Abs. 2 
UAbs. 2 S. 2 EBM-RL). 

c) Flexible Netzanschlussverträge als er
gänzendes Instrument 

Dass es lediglich um eine teilweise Verwei
gerung gehen kann, wird auch mit Blick 
auf Art. 6a Abs. 1 S. 1 EBM-RL deutlich. Die
ser sieht vor, dass die Regulierungsbehörde 
oder eine andere durch die Mitgliedstaaten 
bestimmte staatliche Verwaltungsstelle ei
nen Rahmen erarbeiten muss, der es den 
Netzbetreibern erlaubt, die Möglichkeit der 
Vereinbarung flexibler Netzanschlussver
träge zu bieten und zu vereinfachen. Dies 
gilt für Gebiete, in denen „begrenzte oder 
keine Netzkapazitäten für neue Anschlüsse 
verfügbar sind“. Aus der Gegenüberstellung 
von „begrenzte[n]“ oder „keine[n]“ Netzan
schlüssen wird deutlich, dass es nicht nur 
den Fall eines unbeschränkten Netzes ohne 
fehlende „nötige Kapazität[en]“ und eines 
Netzes ohne Kapazitäten gibt, sondern 
auch einen dritten Zustand der begrenzten 
Kapazitäten. Auch Art. 6a Abs. 1 S. 1 EBM-RL 
spricht daher dafür, dass Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL nur eine teilweise Verweigerung 
eröffnen kann. 

Die Regelung nach Art. 6a EBM-RL wirft da
mit aber zugleich die Frage auf, in welchem 

60 Dazu bereits oben B. II. 2. c) . 
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Verhältnis sie zum Verweigerungsgrund 
der fehlenden Netzkapazität nach Art. 6 
Abs. 2 S. 1 EBM-RL steht und ob im Fall be
grenzter Kapazitäten ein Netzanschlussan
spruch nur mittels flexibler Netzanschluss
verträge möglich sein soll, wohingegen 
Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL nur eine vollstän
dige Verweigerung eröffnen würde. 

Betrachtet man die Entstehungsgeschichte 
der Norm und ihren Sinn und Zweck, wird 
deutlich, dass ein solches Verständnis nicht 
sachgerecht wäre. Art. 6a EBM-RL wurde im 
Rahmen der letzten EU-Elektrizitätsbinnen
marktreform eingeführt, die das allgemeine 
Ziel verfolgte, die Abhängigkeit von russi
schen Energieimporten unter anderem 
durch einen schnelleren Ausbau erneuerba
rer Energien zu senken61. Als zentrales Hin
dernis für einen solchen schnellen Ausbau 
wurden in diesem Zuge in den Erwägungs
gründen die häufigen Verzögerungen und 
langen Antwortzeiten bei Netzanschlussver
fahren benannt62. Vor diesem Hintergrund 
wurde die Möglichkeit für flexible Netzan
schlussverträge in bestimmten Gebieten als 
ergänzende Regelung und zusätzliche Op
tion zum Nutzen der Netznutzer eingeführt, 
um teilweise Anschlüsse nach durch die Re
gulierungsbehörden vordefinierten Rah
menbedingungen zu ermöglichen63. 

Die Regelung des Art. 6a EBM-RL hat somit 
den Zweck, den Anschlussbegehrenden die 
Möglichkeit zu eröffnen, anstelle des nor
malen (und möglicherweise langwierigen) 
Netzanschlussverfahrens nach Art. 6 EBM-
RL mit der Aussicht auf Zeitersparnis fle
xible Netzanschlussverträge nach einem 
durch die Regulierungsbehörde vorgege
benen Rahmen zu nutzen. Andernfalls 
muss im Fall einer Teilgewährung der Um
fang der verfügbaren Teilkapazität immer 
präzise bestimmt werden, weil es in diesem 
Umfang etwa beim Redispatch-Anspruch 
bleiben würde. Im Fall fehlender „nötige[r] 
Kapazität“ – also begrenzter oder keiner Ka
pazitäten – stellt die Regelung des Art. 6a 
EBM-RL somit ein zusätzliches durch die 
Regulierungsbehörden umzusetzendes In
strument dar, das neben den Vorgaben für 

 
61 Erwägungsgrund 10 der Richtlinie (EU) 2024/1711. 
62 Erwägungsgründe 13 und 14 der Richtlinie (EU) 
2024/1711. 
63 Vgl. insofern Erwägungsgrund 15 der Richtlinie (EU) 
2024/1711: „In Gebieten, in denen Stromnetze über be
grenzte oder keine Netzkapazität verfügen, sollten 

das normale Netzanschlussverfahren nach 
Art. 6 EBM-RL steht. Eine zusätzliche Mög
lichkeit für den Netzbetreiber, den Netzan
schluss einseitig zu beschränken oder nur 
teilweise zu gewähren, kann aus Art. 6a 
EBM-RL hingegen nicht abgeleitet werden.  

III. Darlegungserfordernisse: 
Einzelfallbegründung erforderlich 

Aus Art. 6 EBM-RL ergeben sich nicht nur 
die Voraussetzungen, um die Situationen 
fehlender „nötige[r] Kapazität“ zu bestim
men. Es lassen sich auch die Anforderun
gen entnehmen, die die Mitgliedstaaten 
den Netzbetreibern zum Nachweis gegen
über dem Anschlussnehmer auferlegen 
müssen, Art. 6 Abs. 2 S. 2–4 EBM-RL: 

„Die Verweigerung ist hinreichend schlüssig 
zu begründen, insbesondere unter Berück
sichtigung des Artikels 9, und auf objektive 
und technisch und wirtschaftlich begrün
dete Kriterien zu stützen. Die Mitgliedstaa
ten oder – wenn von den Mitgliedstaaten 
vorgesehen – ihre Regulierungsbehörden 
gewährleisten, dass diese Kriterien einheit
lich Anwendung finden und die Netzbenut
zer, denen der Netzzugang verweigert 
wurde, ein Streitbeilegungsverfahren in An
spruch nehmen können. Die nationalen Re
gulierungsbehörden stellen zudem nötigen
falls sicher, dass der Übertragungs- bzw. 
Verteilernetzbetreiber bei Verweigerung 
des Netzzugangs aussagekräftige Informati
onen darüber gibt, welche Maßnahmen zur 
Verstärkung des Netzes erforderlich wären. 
Diese Informationen werden in allen Fällen 
bereitgestellt, in denen der Zugang zu La
depunkten verweigert wurde.“ 

Das Unionsrecht verpflichtet die Mitglied
staaten daher dazu, den Netzbetreibern 
qualifizierte Begründungspflichten aufzu
erlegen, wenn diese Netzanschlussbegeh
ren verweigern wollen. Dies betrifft aber 
nicht nur die Begründung hinsichtlich der 

Netznutzer, die einen Netzanschluss beantragen, da
von profitieren können, einen nicht festen, flexiblen 
Netzanschlussvertrag zu vereinbaren. […] Netzbetreiber 
sollten die Möglichkeit bieten, in diesen Gebieten fle
xible Netzanschlussverträge zu vereinbaren.“ 
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Ursachen für die fehlende „nötige Kapazi
tät“, Art. 6 Abs. 2 S. 2 EBM-RL, sondern er
streckt sich auch auf die erforderlichen 
Maßnahmen, zur Herstellung der „nötige[n] 
Kapazität“, Art. 6 Abs. 2 S. 4 EBM-RL. 

Die Begründung muss insbesondere die in 
Art. 9 EBM-RL verankerten Anforderungen 
berücksichtigen, Art. 6 Abs. 2 S. 2 EBM-RL. 
Dies sind zum einen nach Art. 9 Abs. 1 EBM-
RL die auch die Netzbetreiber betreffenden 
Verpflichtungen auf die Grundsätze der 
Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie, auf das 
„Ziel der Errichtung eines wettbewerbsbe
stimmten, sicheren und unter ökologischen 
Aspekten nachhaltigen Elektrizitätsmarkts“ 
und zur Diskriminierungsfreiheit. Zum an
deren zählen nach Art. 9 Abs. 2 EBM-RL 
weitergehende den Netzbetreibern von 
den Mitgliedstaaten im allgemeinen wirt
schaftlichen Interesse auferlegte „gemein
wirtschaftliche Verpflichtungen“ dazu, etwa 
„Sicherheit, einschließlich Versorgungssi
cherheit, Regelmäßigkeit, Qualität und 
Preis der Versorgung sowie Umweltschutz, 
einschließlich Energieeffizienz, Energie aus 
erneuerbaren Quellen und Klimaschutz“. 

Zudem benennt der Unionsgesetzgeber in 
Art. 6 Abs. 2 S. 2 EBM-RL drei Kriterien, auf 
die eine Verweigerung gestützt werden 
kann: „objektive und technisch und wirt
schaftlich begründete Kriterien“. Da dieser 
Aufzählung kein „insbesondere“ vorange
stellt ist, sind diese Kriterien abschließend. 
Weitere Aspekte können keine Verweige
rung begründen. Zudem muss eine Abstüt
zung auf diese Kriterien angesichts der 
doppelten Verwendung der Konjunktion 
„und“ kumulativ und nicht lediglich alter
nativ erfolgen64. 

Auch wenn der erforderliche Detaillierungs
grad in Art. 6 Abs. 2 S. 2 EBM-RL nicht ge
nau bestimmt wird65, ergibt er sich systema
tisch im Hinblick auf Art. 6 Abs. 2 S. 3 EBM-
RL. Danach ist die Möglichkeit zu eröffnen, 

 
64 Die auffällige Reihung mit zwei „und“ findet sich 
auch in den anderen Sprachfassungen, etwa „and ba
sed on objective and technically and economically jus
tified criteria“, „et repose sur des critères objectifs et 
techniquement et économiquement fondés“ oder „y 
deberá basarse en criterios objetivos y justificados 
desde el punto de vista técnico y económico“. 
65 Auch der Rechtsprechung lassen sich keine näheren 
Anforderungen entnehmen. Zwar hat der EuGH zur in
haltlich gleichartigen Vorläufernorm des Art. 32 Abs. 2 
S. 2 der Richtlinie 2009/72/EG die Pflicht zur „substanti
ierten“ Begründung festgestellt, EuGH, Urt. v. 
28.11.2018 – C-262/17, C-263/17, C-273/17 – Solvay Chimica 

die Verweigerung im Rahmen eines Streit
beilegungsverfahrens zu überprüfen. Ein 
solches kann jedoch nur sachgerecht ge
führt werden, wenn die Entscheidung in der 
Sache effektiv nach- und überprüft werden 
kann. Die zu leistende „hinreichend schlüs
sig[e]“ Begründung muss daher so detail
liert sein, dass eine effektive Kontrolle und 
ggf. Korrektur der Verweigerungsentschei
dung ermöglicht wird66. Daraus folgt auch 
die Pflicht, die Begründung dem Anschluss
petenten so mitzuteilen, dass er über die 
Einleitung eines möglichen Streitbeile
gungsverfahrens sachgerecht entscheiden 
kann. Weitergehende Inhalte und Grenzen 
einer hinreichenden Begründung sind da
mit nicht im Detail erkennbar. Daher dürfte 
innerhalb des skizzierten Rahmens ein ge
wisser Umsetzungsspielraum bestehen, wie 
umfangreich und wie konkret bezogen auf 
den Einzelfall die gesetzlichen Anforderun
gen an eine Begründung ausfallen müssen. 

Auch diese Vorgaben tragen der großen 
Bedeutung des Netzanschlusses für den 
einzelnen Anschlussnehmer sowie dem 
Funktionieren des Elektrizitätsbinnen
markts Rechnung. Die Begründungen kön
nen jedoch nicht allgemein oder pauschal 
erfüllt werden, sondern nur im jeweiligen 
Einzelfall. Laut EuGH berechtigt die mit 
Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL in der aktuellen 
Fassung gleich gelagerte frühere Regelung 
des Art. 32 Abs. 2 S. 1 der Richtlinie 
2009/72/EG zur (teilweisen) Verweigerung 
des Netzzugangs durch die Netzbetreiber 
die Mitgliedstaaten  

„nicht dazu, solche Ausnahmen generell 
vorzusehen, ohne dass im Einzelfall für den 
jeweiligen Betreiber die fehlende techni
sche Kapazität des Netzes für den nachge
fragten Zugang Dritter beurteilt wird“ 67. 

Italia u. a., Rn. 60, ist damit aber nicht über eine bloße 
Wiederholung des damaligen Wortlauts („hinreichend 
substanziiert“) hinausgegangen.  
66 Insoweit fragwürdig BNetzA, Beschluss in dem be
sonderen Missbrauchsverfahren gem. § 31 EnWG we
gen der Ablehnung eines Netzanschlussbegehrens für 
eine Batteriespeicheranlage, BK6-25-325 v. 30.03.2026, 
S. 15, weil danach der Maßstab der „technischen Plausi
bilität“ genügen soll. 
67 EuGH, Urt. v. 28.11.2018 – C-262/17, C-263/17, C-273/17 – 
Solvay Chimica Italia u. a., Rn. 60; EuGH, Urt. v. 
22.05.2008 – C-439/06 – citiworks, Rn. 57. 
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Damit statuiert der EuGH die Verpflichtung, 
dass „für den jeweiligen Betreiber“ und da
mit für jeden anfragenden potenziellen 
Netzanschlussnehmer eine individuelle Be
urteilung durch den Netzbetreiber erfolgt.  

Trotz dieser klaren Feststellung des EuGH 
sprechen aber gute Gründe dafür, dass der 
Mitgliedstaat zu Art. 6 Abs. 2 EBM-RL auch 
Regelungen schaffen kann, die zwar eine 
Einzelfallprüfung erfordern, aber nicht un
mittelbar an das Zugangsbegehren der po
tenziellen Netzanschlussnehmer anknüp
fen, sondern auf die Gegebenheiten der be
trachteten Netzbetriebsmittel bzw. Netz
verknüpfungspunkte abstellen. Ist für ein 
Netzbetriebsmittel oder einen Netzver
knüpfungspunkt im Einzelfall individuell 
geprüft worden, dass dort für eine be
stimmte Konstellation keine „nötige Kapa
zität“ gegeben ist, erschiene es als reine 
Förmelei, wenn diese Prüfung für erneute 
gleichartige Anfragen wiederholt werden 
müsste. 

Dies gilt jedoch nur, solange die Ergebnisse 
der individuellen Prüfungen Bestand ha
ben und für das jeweilige Netzanschlussbe
gehren aussagekräftig sind. Eine netzbezo
gene Sperrwirkung darf räumlich nicht zu 
weit gefasst werden. Andernfalls wäre ge
rade nicht sichergestellt, dass an dem be
antragten Netzanschlusspunkt tatsächlich 
die „nötige Kapazität“ nicht gegeben ist. 
Auch der zeitliche Zusammenhang zwi
schen Prüfung und netzbezogener Verwei
gerung darf nicht zu weit reichen. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass der Zu
stand fehlender „nötige[r] Kapazität“ noch 
vorliegt. Zudem müssen unterschiedliche 
Einspeise- oder Bezugsprofile berücksich
tigt werden. Andernfalls könnten die Er
gebnisse der netzbezogenen Prüfung nicht 
auf andere Nutzungsprofile übertragen 
werden. Eine netzbezogene Verweigerung 
ist daher nur zulässig, soweit und solange 
sichergestellt ist, dass die Ergebnisse der 
individuellen Prüfung auf andere An
schlussbegehren übertragbar sind.  

Diese Abweichung von den entsprechen
den EuGH-Entscheidungen ist mit guten 
Gründen vertretbar, weil dort gänzlich an
dere Fallkonstellationen entschieden wur
den. Es ging nicht um temporäre Zustände 

 
68 EuGH, Urt. v. 28.11.2018 – C-262/17, C-263/17, C-273/17 – 
Solvay Chimica Italia u. a. 

fehlender „nötige[r] Kapazität“, sondern um 
den grundsätzlichen Ausschluss des Netz
zugangs für bestimmte Bereiche. Der EuGH 
hatte in den Entscheidungen zu prüfen, ob 
ein bestimmter Netztypus – geschlossenes 
Verteilernetz68 oder Objektnetz69 – durch ei
nen Mitgliedstaat von der Pflicht zur Ge
währung des Netzzugangs ausgenommen 
werden darf.  

IV. Ergebnis 

Das Recht auf Netzzugang nach Art. 6 
EBM-RL umfasst sowohl den Netzanschluss 
als auch die Netznutzung. Der Netzan
schluss stellt die notwendige Vorausset
zung für die Ausübung des unionsrechtlich 
gewährleisteten Zugangsrechts dar und ist 
daher grundsätzlich im begehrten Umfang 
zu gewähren.  

Die Mitgliedstaaten können den Netzbe
treibern die Möglichkeit eröffnen, den Netz
anschluss nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL zu 
verweigern, aber nur soweit die „nötige Ka
pazität“ fehlt. Das Tatbestandsmerkmal er
fasst sowohl die Netzanschlusskapazität als 
auch die Netztransportkapazität. Temporär 
oder dauerhaft auf operative Entscheidun
gen im Netzbetrieb zurückzuführende Eng
pässe, etwa Netzschaltungen oder Eng
pässe aufgrund von Wartungs- oder Errich
tungsmaßnahmen, können dagegen be
reits nicht unter den Begriff der fehlenden 
„nötige[n] Kapazität“ nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 
EBM-RL gefasst werden.  

Damit besteht die grundsätzliche Möglich
keit für Mitgliedstaaten, Verweigerungs
rechte der Netzbetreiber wegen fehlender 
Netztransportkapazität im nationalen 
Recht zu normieren. Diese unterliegt aller
dings Grenzen: 

▶ Zunächst können nur tatsächlich und 
konkret bestehende Engpässe im Einzel
fall ein Verweigerungsrecht rechtferti
gen70. Dazu können auch zum Zeitpunkt 
des Netzanschlussbegehrens bereits ver
bindliche Netzanschlusszusagen und Re
servierungen zählen. Anderweitige hypo
thetische oder zukünftige Engpässe kön
nen dagegen keine Rolle spielen. Erfor
derlich ist eine räumlich wie zeitlich eng 

69 EuGH, Urt. v. 22.05.2008 – C-439/06 – citiworks. 
70 Vgl. dazu oben B. II. 2. a) . 
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begrenzte Bestimmung des Engpasses. 
Auch muss die „nötige Kapazität“ für das 
jeweilige Einspeiseprofil der fraglichen 
Erneuerbare-Energien-Anlage fehlen, 
eine pauschale Feststellung würde nicht 
im Einzelfall erfolgen. Die erforderlichen 
Beschränkungen dürfen nur so lange an
dauern, wie der Engpass tatsächlich vor
liegt. 

▶ Voraussetzung für ein durch die Mitglied
staaten einzuräumendes Verweigerungs
recht bei fehlender „nötige[r] Kapazität“ 
ist, dass dieser Mangel im Netzbereich 
desjenigen Netzbetreibers lokalisiert ist, 
der den Netzanschluss verweigert71. Es 
würde ansonsten an der erforderlichen 
räumlichen Konnexität fehlen, zudem 
hätte der die Maßnahme konkret anwei
sende Netzbetreiber keinen vom Unions
recht jedoch verlangten Einfluss auf die 
Beseitigung des Mangels. Anders könnte 
die Situation zu bewerten sein, wenn ein 
Betriebsmittel an der Verbindung zwi
schen zwei Netzen unterschiedlicher 
Netzbetreiber nicht über die notwendige 
Kapazität verfügt, um den gesamten 
Strom, der aus Erzeugungsanlagen in ein 
Netz eingespeist und nicht in dem Netz 
verbraucht wird, in das vorgelagerte Netz 
abzuleiten. Eine bloße vertragliche Be
schränkung der technisch in größerem 
Umfang verfügbaren Kapazität des die 
Netzebenen verbindenden Betriebsmit
tels kann dagegen kein Fall einer fehlen
den „nötige[n] Kapazität“ darstellen. 

▶ Weiterhin muss der Engpass ein be
stimmtes Ausmaß annehmen, um als 
fehlende „nötige Kapazität“ eingeordnet 
werden zu können72. Das Erfordernis ei
nes Mindestmaßes ergibt sich aus der 
besonders hohen Relevanz des Netzan
schlussanspruchs für das Funktionieren 
des Elektrizitätsbinnenmarkts, der Stel
lung der Netzbetreiber als natürliche Mo
nopolisten, der allgemeinen Rechts
grundsätze für Regel-Ausnahme-Verhält
nisse sowie dem Vorrang des Redispatch 
bei Netzengpässen. Gerade die Redis
patch-Regelungen schaffen nicht nur ei
nen zielgenauen Mechanismus, um die 
Teilnahme an den Energiemärkten und 
gleichzeitig die Systemsicherheit und 

 
71 Vgl. dazu oben B. II. 2. b) . 
72 Vgl. dazu oben B. II. 2. c) . 
73 Vgl. dazu oben B. II. 2. d) . 

den sicheren Netzbetrieb zu gewährleis
ten. Die Redispatch-Regelungen sichern 
auch eine möglichst umfangreiche Ein
speisung von Strom aus erneuerbaren 
Energien und ermöglichen eine effiziente 
Netzplanung, die Abregelungen in Kauf 
nimmt, soweit Netzausbaukosten einge
spart werden. Der Umfang dieser Spit
zenkappung von bis zu fünf Prozent im 
Normalfall und höheren Werten bei ei
nem Anteil erneuerbarer Energien von 
über 50 Prozent bildet eine Untergrenze, 
unterhalb derer keine fehlende „nötige 
Kapazität“ vorliegt. Eine Reihe von Fakto
ren spricht dafür, dass mangelnde „nö
tige Kapazität“ erst (deutlich) oberhalb 
des Wertes von fünf Prozent zuzüglich 
des Aufschlags bei einem überwiegen
den Anteil erneuerbarer Energien liegen 
dürfte. 

▶ Bei einem Anschluss an das Übertra
gungsnetz scheidet eine Verweigerung 
selbst beim Vorliegen aller Voraussetzun
gen aus, wenn der Anlagenbetreiber die 
Kosten für die Sicherstellung des unbe
schränkten Anschlusses trägt73. 

Kann der Netzanschluss aus Gründen der 
mangelnden Netzkapazität nicht in vollem 
Umfang gewährt werden, hat grundsätzlich 
eine Teilgewährung Vorrang vor einer Ver
weigerung74. Dabei kann die Regelung zu 
den flexiblen Netzanschlussansprüchen des 
Art. 6a EBM-RL helfen, die dem Anschluss
begehrenden die zusätzliche Option eröff
net, flexible Netzanschlussverträge nach ei
nem durch die Regulierungsbehörde vor
gegebenen Rahmen mit der Aussicht auf 
Zeitersparnis zu nutzen. Eine zusätzliche 
Möglichkeit für den Netzbetreiber, den 
Netzanschluss einseitig zu beschränken 
oder nur teilweise zu gewähren, kann aus 
Art. 6a EBM-RL hingegen nicht abgeleitet 
werden. 

Das Unionsrecht verpflichtet die Mitglied
staaten dazu, den Netzbetreibern qualifi
zierte Begründungspflichten aufzuerlegen, 
soweit diese Netzanschlussbegehren ver
weigern wollen75. Handelt es sich um gleich 
gelagerte Netzanschlussbegehren spre
chen Effizienzgründe dafür, dass der Mit
gliedstaat auch eine Regelung schaffen 

74 Vgl. dazu oben B. II. 3.  
75 Vgl. dazu oben B. III.  
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kann, die zwar eine Einzelfallprüfung erfor
dert, aber nicht unmittelbar an das Zu
gangsbegehren der potenziellen Netzan
schlussnehmer anknüpft, sondern auf die 
Gegebenheiten der betrachteten Netzbe
triebsmittel bzw. Netzverknüpfungspunkte 
abstellt76. Dies gilt jedoch nur, solange die 

 
76 Vgl. dazu oben B. III.  

Ergebnisse der individuellen Prüfungen Be
stand haben und für das jeweilige Netzan
schlussbegehren räumlich und zeitlich aus
sagekräftig sind und unterschiedliche Ein
speise- oder Bezugsprofile berücksichtigt 
werden. 
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Für den Fall, dass Einspeiseleistung und 
Netztransportkapazität (zeitweise) nicht im 
Einklang stehen, enthält die Elektrizitäts
binnenmarktverordnung den Redispatch-
Mechanismus nach Art. 13 EBM-VO als zent
rales Instrument zur Aufrechterhaltung der 
Systemsicherheit. Dieses ist damit im Re
gelfall auch die Antwort auf eventuell feh
lende „nötige Kapazität“ des Netzbetreibers 
nach Art. 6 Abs. 2 EBM-RL77. Nachrangig 
zum marktbasierten Redispatch sind die 
Netzbetreiber dadurch im Rahmen des 
nicht marktbasierten Redispatch unter an
derem berechtigt und verpflichtet, die 
Wirkleistungs- oder Blindleistungserzeu
gung von Erneuerbare-Energien-Erzeu
gungsanlagen zu reduzieren oder deren 
Betreiber zu einer Reduzierung anzuwei
sen. 

Im Gegenzug sieht Art. 13 Abs. 7 EBM-VO ei
nen finanziellen Ausgleich für die betroffe
nen Anlagenbetreiber vor (dazu sogleich 
unter I.). Diese Vorschrift bildet den unions
rechtlichen Maßstab, an dem sich mitglied
staatliche Regelungsansätze messen lassen 
müssen, die den Umfang der Entschädi
gung an vertragliche oder sonstige Bedin
gungen knüpfen. Dieser Maßstab ist streng, 
da die Regelung unmittelbar gilt und den 
Mitgliedstaaten keine Ausgestaltungsspiel
räume belässt (dazu unter II.). Vor dem Hin
tergrund der aktuellen Diskussionen zur 
Einschränkung der Redispatch-Ausgleichs
ansprüche stellt sich daher die Frage, ob 
und inwieweit Beschränkungen der Redis
patch-Entschädigung mit den Vorgaben 
des Unionsrechts vereinbar sind (dazu un
ter III.). Freiwilligkeit erfordert dabei stehts 
eine tatsächliche Wahlmöglichkeit (dazu 
unten IV.). Fehlen die unionsrechtlichen Vo
raussetzungen für den Wegfall des Ent
schädigungsanspruchs, bleibt dieser auf
grund der Rechtswirkung einer unmittel
bar anwendbaren EU-Verordnung auch bei 

 
77 Vgl. dazu bereits oben B. II. 2. c)  
78 Vgl. insoweit die Begriffsbestimmung zum „Redis
patch“ nach Art. 2 Nr. 26 EBM-VO: „Redispatch“ be
zeichnet eine Maßnahme, einschließlich einer Ein
schränkung, die von einem oder mehreren Übertra
gungs- oder Verteilernetzbetreibern durch die Verän
derung des Erzeugungs- oder des Lastmusters oder  

anders lautenden mitgliedstaatlichen Vor
gaben unberührt (V.). 

I. Regelfall des Art. 13 Abs. 7 EBM-VO: 
Finanzielle Ausgleichspflicht bei 
nicht marktbasiertem Redispatch 

Die Entschädigungspflicht für Anlagen, die 
zum Redispatch herangezogen werden, ist 
nach Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO unionsrecht
lich geregelt: 

„Bei der Anwendung des nicht marktbasier
ten Redispatch hat der Betreiber der Erzeu
gungs-, Energiespeicherungs- oder Last
steuerungsanlage, mit der der Redispatch 
erfolgt ist, Anspruch auf einen finanziellen 
Ausgleich durch den Netzbetreiber, der den 
Redispatch angefordert hat, außer wenn 
der Erzeuger einen Netzanschlussvertrag 
akzeptiert hat, der keine Garantie für eine 
verbindliche Lieferung von Energie enthält.“ 

1. Nicht marktbasierter Redispatch 

Redispatch dient der Aufrechterhaltung 
der Systemsicherheit, indem er auf Situati
onen reagiert, in denen Einspeiseleistung 
und verfügbare Netztransportkapazität 
auseinanderfallen78. In solchen Fällen wird 
die Einspeisung angepasst, um Netzeng
pässe zu vermeiden oder zu beheben. Re
dispatch ist damit kein Ausnahmeinstru
ment, sondern ein systemimmanenter 
Steuerungsmechanismus des Netzbetriebs. 

Art. 13 Abs. 7 EBM-VO greift nur in Fällen 
des nicht marktbasierten Redispatch. Für 
die Einordnung der Maßnahmen als markt
basiert oder nicht marktbasiert ist allein die 
unionsrechtliche Unterscheidung nach 
Art. 13 Abs. 2 EBM-VO heranzuziehen79. Da

von beidem aktiviert wird, um die physikalischen Last
flüsse im Stromsystem zu ändern und physikalische 
Engpässe zu mindern oder anderweitig für Systemsi
cherheit zu sorgen. 
79 Zur Auslegung des Unionsrechts vgl. bereits oben B. 
II. 1.  

C. Anspruch auf Entschädigung bei Redispatch 
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nach sind marktbasierte Redispatch-Maß
nahmen solche, bei denen die erforderli
chen „Ressourcen […] unter Nutzung markt
basierter Mechanismen aus den Erzeu
gungsanlagen, Energiespeicherung oder 
Laststeuerung ausgewählt und finanziell 
vergütet“ werden. Wenn aber die Netzbe
treiber einseitig Verpflichtungen zur Leis
tungsanpassung oder Duldung der Leis
tungsanpassung auferlegen können und 
eine Vergütung ebenfalls nicht am Markt 
ermittelt wird, liegt gerade kein marktba
sierter Redispatch vor80. 

2. Entschädigungsanspruch als Regelfall 

Da der nicht marktbasierte Redispatch re
gelmäßig in bestehende Rechte zur Ein
speisung von Strom eingreift, bedarf es ei
nes finanziellen Ausgleichs als unionsrecht
lich vorgesehene Regelfolge. Der Entschä
digungsanspruch ist ein integraler Be
standteil des Systems der Steuerung von 
Erzeugung zur Gewährleistung der Netz
stabilität. 

Der Entschädigungsanspruch dient dem 
Ausgleich für Eingriffe in die Einspeisung. 
Damit kommt ihm eine Schutzfunktion zu
gunsten des Anlagenbetreibers zu. So soll 
verhindert werden, dass Netzbetreiber die 
Notwendigkeit von Redispatch-Maßnah
men einseitig auf Kosten der Erzeuger be
wältigen können, und er stellt damit zu
gleich ein zentrales Ausgleichselement im 
System des diskriminierungsfreien Netzzu
gangs dar81. 

Wegen der Bedeutung der Entschädigung 
für Redispatch-Maßnahmen normiert 
Art. 13 Abs. 7 EBM-VO den Entschädigungs
anspruch als Regelfall82. Netzbetreiber sind 
also beim nicht marktbasierten Redispatch 
im Grundsatz immer entschädigungspflich
tig.  

 
80 An diesem Ergebnis ändert auch die nationalrechtli
che Deklaration des verpflichtenden Redispatch als 
„marktbezogene Maßnahme“ in § 13 Abs. 1 S. 1 lit. b 
EnWG nichts. 
81 Vgl. zur nationalen Gestaltung durch § 13a Abs. 1 
EnWG auch BNetzA, Beschluss in dem Festlegungsver
fahren zum bilanziellen Ausgleich von Redispatch-
Maßnahmen, BK6-20-059 v. 06.11.2020, S. 16: „Das Risiko, 

3. Einzige Ausnahme: „Akzeptieren“ 
eines Vertrags 

Art. 13 Abs. 7 S. 2 EBM-VO kennt nur eine 
einzige Ausnahme von der Verpflichtung 
zum finanziellen Ausgleich: 

„wenn der Erzeuger einen Netzanschluss
vertrag akzeptiert hat, der keine Garantie 
für eine verbindliche Lieferung von Energie 
enthält“. 

Voraussetzung für den Verzicht auf den 
Entschädigungsanspruch ist also der Ab
schluss eines Vertrags ohne Garantie für 
eine verbindliche Lieferung von Energie. 
Wenn nicht jederzeit eine bestimmte Ener
giemenge eingespeist werden kann, kann 
auf dieser vertraglichen Basis eine Abrege
lung erfolgen. Der Netzbetreiber müsste 
sich dann insoweit nicht des nicht markt
basierten Redispatch bedienen. Folglich 
entstünde auch kein Anspruch auf finanzi
ellen Ausgleich aus Art. 13 Abs. 7 EBM-VO. 

Entscheidend für die Ausnahme in Art. 13 
Abs. 7 EBM-VO ist, dass der Erzeuger diesen 
Vertrag „akzeptiert“ hat. Was genau „akzep
tieren“ umfasst, ist auslegungsbedürftig 
(siehe dazu im Einzelnen unter III.). Für die 
Optionen zur Einschränkung des Entschä
digungsanspruchs auf nationaler Ebene ist 
außerdem die unmittelbare Anwendung 
der Norm in den Mitgliedstaaten relevant 
(dazu unter II.). 

II. Keine nationale Abweichungs-
möglichkeit als Folge der unmittel-
baren Anwendbarkeit 

Eine nationale Abweichungsmöglichkeit 
von den Vorgaben der Norm bestünde nur, 
wenn die Norm nicht unmittelbar anwend
bar wäre. Verordnungen gelten nach 
Art. 288 Abs. 2 AEUV „in all ihren Teilen“ un

dass der Netzbetreiber […] in die Wirkleistungserzeu
gung oder Wirkleistungsentnahme eingreifen muss, 
liegt in der Risikosphäre des Netzbetreibers, nicht des 
Anlagenbetreibers […]“. 
82 Vgl. auch J. Senders, Vom Einspeisemanagement 
zum Redispatch 2.0: Ausgleich für wartungs-, repara
tur- und netzausbaubedingte Abregelungen, EnWZ 
2023, S. 15 (21). 
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mittelbar. Die Normadressaten sind direkt 
gebunden, es bedarf anders als bei Richtli
nien keiner Umsetzung in mitgliedstaatli
ches Recht. Bei Art. 13 Abs. 7 EBM-VO han
delt es sich demnach um eine unmittelbar 
geltende Vorgabe des Unionsrechts, die die 
Netzbetreiber direkt verpflichtet83. 

Gleichwohl ist im Einzelfall zu prüfen, ob 
eine unionsrechtliche Bestimmung nicht 
nur unmittelbar gilt, sondern auch unmit
telbar anwendbar ist oder aufgrund man
gelnder Bestimmtheit nationaler Konkreti
sierung bedarf84. Unionsrechtliche Bestim
mungen sind dann unmittelbar anwend
bar, wenn sie hinreichend klar und be
stimmt sowie unbedingt sind; das heißt, 
dass sie keiner nationalen Umsetzung be
dürfen, um Rechtsfolgen auszulösen85. An
ders ist dies etwa dann, wenn den zur legis
lativen Durchführung der Verordnung be
rufenen Stellen ein weiter Ermessensspiel
raum eingeräumt wird. Dann kann diese 
unmittelbare Anwendbarkeit entfallen86. 
Auch wenn Verordnungen zwar formal un
mittelbar gelten, materiell aber zu unbe
stimmt sind und daher faktisch doch natio
naler Ausgestaltung bedürfen87, liegt kein 
Fall der unmittelbaren Anwendbarkeit vor. 

Während bei der unmittelbaren Anwend
barkeit des Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO hin
sichtlich des „Ob“ eines Ausgleichsan
spruchs („hat Anspruch auf einen finanziel
len Ausgleich“) keine Zweifel über die hin
reichende Bestimmtheit sowie Unbedingt
heit und damit über die unmittelbare An
wendbarkeit erkennbar sind, ist dies für 
Satz 1 im Hinblick auf das „Wie“ des Aus
gleichs weniger eindeutig. Die Frage der 
unmittelbaren Anwendbarkeit der Norm 
beantwortet sich aber aus der Gesamt
schau mit Art. 13 Abs. 7 S. 2 EBM-VO, der die 

 
83 So auch OLG Nürnberg, Urt. v. 21.03.2026 − 3 U 817/24, 
EnWZ 2026, S. 270 (Rn. 129). 
84 Std. Rspr. des EuGH, siehe etwa EuGH, Urt. v. 
06.10.1970 – 9/70 – Grad/Finanzamt Traunstein, Rn. 5; 
EuGH, Urt. v. 27.09.1979 – 230/78 – Eridania, Rn. 34; siehe 
auch B. Biervert, in: J. Schwarze/U. Be
cker/A. Hatje/J. Schoo (Hrsg.), EU-Kommentar, 4. Aufl. 
2019, Art. 288 AEUV Rn. 21. 
85 Vgl. für die unmittelbare Anwendbarkeit von Bestim
mungen einer Richtlinie unter anderem EuGH, Urt. v. 
04.12.1974 – C 41/74 – van Duyn, Rn. 12; EuGH, Urt. v. 
19.01.1982 – C 8/81 – Becker, Rn. 25; diese Grundsätze 
werden auch auf die unmittelbare Anwendbarkeit von 
Verordnungen übertragen, vgl. J. Gundel, in: M. Pech

Höhe des finanziellen Ausgleichs detailliert 
zum Gegenstand hat: 

„Ein solcher finanzieller Ausgleich erfolgt 
mindestens in Höhe des höheren der fol
genden Beträge oder einer Kombination 
beider Beträge, wenn die Anwendung nur 
des höheren einen ungerechtfertigt niedri
gen bzw. hohen finanziellen Ausgleich zur 
Folge hätte:  

a) Betrag der zusätzlichen Betriebskosten, 
die durch den Redispatch entstehen […]; 

b) Nettoeinnahmen aus dem Verkauf von 
Elektrizität […].“ 

Art. 13 Abs. 7 EBM-VO ist demnach eine voll
ständig ausgeformte Anspruchsnorm. Sie 
regelt die Adressaten der Norm, nämlich 
die Redispatch anfordernden Netzbetrei
ber, die Tatbestandsvoraussetzungen sowie 
die Mindesthöhe der Entschädigung. Die 
Vorgaben des Art. 13 Abs. 7 EBM-VO sind 
daher nicht durch nationale Regelungen 
modifizierbar, da sie hinreichend konkret 
und vollständig bestimmt sind.  

Insbesondere ist Art. 13 Abs. 7 EBM-VO 
nicht mit jenen Fällen lediglich formal un
mittelbar geltender, aber materiell zu un
bestimmten Verordnungsregelungen zu 
vergleichen. Unschädlich ist für diese Beur
teilung im Übrigen auch die Verwendung 
des unbestimmten Rechtsbegriffs „unge
rechtfertigt“. Denn unbestimmte Rechtsbe
griffe schließen die unmittelbar anwend
bare Wirkung nicht aus, sofern sie objektiv 
überprüfbar sind und einer gerichtlichen 
Kontrolle zugänglich bleiben88. 

stein/C. Nowak/U. Häde (Hrsg.), Frankfurter Kommen
tar EUV/GRC/AEUV, 2. Aufl. 2023, Art. 288 AEUV Rn. 16. 
86 W. Schroeder, in: R. Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 3. Aufl. 
2018, Art. 288 AEUV Rn. 46 m. w. N. 
87 Vgl. J. Gundel, in: M. Pechstein/C. Nowak/U. Häde 
(Hrsg.), Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, 2. Aufl. 
2023, Art. 288 AEUV Rn. 16. 
88 EuGH, Urt. v. 15.02.2017 – C-592/15 – British Film Insti
tute, Rn. 13 m. w. N; vgl. hierzu auch zur Abgrenzung 
die Ablehnung unmittelbarer Wirkung aufgrund der 
Unbestimmtheit einer Norm, in der lediglich die Ver
pflichtung der Mitgliedstaaten zum Erlass von wirksa
men Sanktionen ohne weitere Konkretisierungen vor
geschrieben wurde, EuGH, Urt. v. 04.10.2018 – C-384/17 – 
Link Logistik N&N, Rn. 48–53. 
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Damit steht den Mitgliedstaaten hinsicht
lich Art. 13 Abs. 7 EBM-VO kein materieller 
Ausgestaltungsspielraum zu, da die Be
stimmung abschließend ist und keine Öff
nungsklauseln enthält. Zulässige nationale 
Maßnahmen in diesem Bereich beschrän
ken sich daher auf Konkretisierungen wie 
z. B. technische Berechnungsmethoden 
und administrative Verfahren. Ausgeschlos
sen sind hingegen nationale Maßnahmen, 
die den Anspruch dem Grunde nach betref
fen, etwa durch Verengung des Kreises der 
Anspruchsberechtigten oder durch fakti
sche Unterschreitung der Mindesthöhe.  

Eine materielle Abweichung von Art. 13 
Abs. 7 EBM-VO kann auch nicht aus Art. 62 
EBM-VO abgeleitet werden89. Art. 62 EBM 
belässt den Mitgliedstaaten lediglich das 
Recht, 

„Maßnahmen beizubehalten oder einzufüh
ren, die detailliertere Bestimmungen als 
diese Verordnung“ 

vorsehen. „Detailliertere Bestimmungen“ 
bedeutet aber nur Konkretisierungen, die 
jedoch den materiellen Gehalt der Bestim
mungen in der Elektrizitätsbinnenmarkt
verordnung unberührt lassen. Denn zu ab
weichenden, „anpassenden“, „ändernden“ 
oder ähnlichen Bestimmungen ermächtigt 
Art. 62 EBM-VO gerade nicht. Trotz Art. 62 
EBM-VO bleibt der soeben dargestellte Be
fund unverändert. Nationale Regelungen 
zur näheren Ausgestaltung und Konkreti
sierung des unionsrechtlichen Rahmens 
sind nur in Randbereichen möglich. Unzu
lässig sind auch nach Art. 62 EBM-VO je
denfalls alle mitgliedstaatlichen Vorschrif
ten, die eine inhaltliche Beschränkung der 
Entschädigung, Beschränkungen der Be
rechtigten oder zeitliche Begrenzungen be
inhalten, weil es sich dabei gerade nicht 
mehr um „detailliertere Bestimmungen“ 
handelt90. 

Da Art. 13 Abs. 7 EBM-VO als unmittelbar 
anwendbare und vollständig ausgestaltete 

 
89 So aber OLG Nürnberg, Urt. v. 21.03.2026 – 3 U 817/24, 
EnWZ 2026, S. 270 (Rn. 132), das das Offshore-Netzan
bindungs- und Entschädigungsregime der §§ 17d ff. 
EnWG als von Art. 62 EBM-VO gedeckte detailliertere 
nationale Regelung einordnet. 
90 T. Kirch/J. Huth, Entschädigung von Offshore-Wind
parks bei überlagernden Ereignissen, Anm. zu OLG 

Anspruchsnorm zu qualifizieren ist, kommt 
eine inhaltliche Abweichung also nur im 
Rahmen der in Art. 13 Abs. 7 EBM-VO selbst 
vorgesehenen Ausnahme in Betracht. 

III. Freiwilligkeit als zentraler Inhalt 
des Tatbestandsmerkmals 
„akzeptiert hat“ 

Der Anspruch auf die Entschädigung bei 
nicht marktbasiertem Redispatch entfällt, 
wenn der Erzeuger einen Netzanschluss
vertrag, der keine Garantie für eine verbind
liche Lieferung von Energie enthält, „akzep
tiert hat“. Dreh- und Angelpunkt für die 
Frage, in welchen Fällen gemäß Art. 13 
Abs. 7 S. 1 EBM-VO von der Entschädi
gungspflicht abgewichen werden kann, ist 
somit die Frage, wie das Tatbestandsmerk
mal „akzeptiert hat“ auszulegen ist. Man
gels Definition ist der Begriff eigenständig 
und einheitlich nach Unionsrecht auszule
gen. Die Auslegung richtet sich insbeson
dere nach Wortlaut, Systematik sowie Sinn 
und Zweck der Norm. Dabei ist das Ergeb
nis eindeutig: Sowohl nach dem Wortlaut 
der Vorschrift (dazu sogleich 1.) als auch 
nach der Funktion und den Strukturmerk
malen von Verträgen (dazu unten 2.), der 
systematischen Verwendung des Begriffs 
„akzeptieren“ im Unionsrecht (hierzu unten 
3.) sowie dem Sinn und Zweck der Norm 
(dazu unten 4.) kann nur ein freiwillig ge
schlossener Netzanschlussvertrag die nach
teiligen Folgen für den Anlagenbetreiber 
auslösen. 

1. Freiwilligkeit aufgrund von  
„akzeptiert hat“ 

Nach dem Wortlaut des Art. 13 Abs. 7 S. 1 
EBM-VO ist ein Verzicht auf den finanziel
len Ausgleichsanspruch infolge des Redis
patch selbst nicht vorgesehen. Der An
spruch entfällt nur mittelbar,  

Nürnberg Urt. v. 21.3.2026 − 3 U 817/24, EnWZ 2026, 
S. 273 (276), die ebenfalls von einer abschließenden uni
onsrechtlichen Regelung des Entschädigungsan
spruchs ausgehen. 
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„wenn der Erzeuger einen Netzanschluss
vertrag akzeptiert hat, der keine Garantie 
für eine verbindliche Lieferung von Energie 
enthält.“ 

Voraussetzung ist aufgrund der Formulie
rung im Perfekt ein bereits abgeschlosse
ner Netzanschlussvertrag. Nicht Rege
lungsgegenstand des Art. 13 Abs. 7 S. 1 
EBM-VO sind die Voraussetzungen für ei
nen solchen Netzanschlussvertrag und die 
Motive des Anlagenbetreibers, einen sol
chen Vertrag abzuschließen. Die Anforde
rungen an einen rechtmäßigen Netzan
schlussvertrag richten sich nach der mit
gliedstaatlichen Rechtsordnung, wobei der 
Mitgliedstaat seinerseits an die Vorausset
zungen des Art. 6 EBM-RL gebunden ist, so
weit er den Netzanschlussanspruch be
schränken will91. 

Unabhängig davon spricht der Wortlaut92 
dafür, dass allein der Anlagenbetreiber als 
Inhaber des in Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO 
grundsätzlich bestehenden Anspruchs auf 
finanzielle Entschädigung zu entscheiden 
hat. Das Verb „akzeptieren“, das vom latei
nischen „acceptare“ abstammt, bedeutet 
nach allgemeinem Begriffsverständnis, „et
was annehmen, billigen, hinnehmen, aner
kennen, mit etwas einverstanden sein“93. Es 
geht also um eine aktive und bewusste 
Entscheidung, eine Verpflichtung zum „an
nehmen, billigen, hinnehmen“ ist nicht In
halt des Wortlauts. Ein Anspruch des Netz
betreibers oder einer anderen Person bzw. 
Stelle ist nicht vorgesehen. Deshalb ist 
nach dem Wortlaut des Art. 13 Abs. 7 S. 1 
EBM-VO davon auszugehen, dass der Anla
genbetreiber einen solchen Vertrag be
wusst und aus freien Stücken schließen 

 
91 Zur Reichweite und zu den Grenzen des Art. 6 EBM-
RL siehe soeben unter B.  
92 Insofern besteht über mehrere Sprachfassungen hin
weg terminologische Einheitlichkeit; vgl. etwa „accep
ted“ in der englischen, „acceptent“ in der französi
schen, „aceptado“ in der spanischen, „accettano“ in der 
italienischen und „aanvaard“ in der niederländischen 
Fassung. 
93 Duden, akzeptieren, https://www.duden.de/recht
schreibung/akzeptieren. 
94 Vgl. im deutschen Recht §§ 145 ff. BGB (Bürgerliches 
Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Januar 2002 [BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738], das zu
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Juli 2026 
[BGBl. 2026 I Nr. 198] geändert worden ist); wohinge

muss, um die für ihn negativen Konsequen
zen auszulösen. 

2. Freiwilligkeit als grundsätzliches 
Strukturmerkmal von Verträgen 

Voraussetzung für das Vorliegen der Aus
nahme vom Entschädigungsanspruch ist, 
dass  

„der Erzeuger einen Netzanschlussvertrag 
akzeptiert hat, […]“. 

Beim Tatbestandsmerkmal „akzeptiert hat“ 
handelt es sich damit um eine abgegebene 
Willenserklärung des Anlagenbetreibers 
(dazu sogleich a)). Willenserklärungen erfol
gen dabei als Konsequenz der Privatauto
nomie grundsätzlich freiwillig (dazu un
ten b)). Mangels anderweitiger Anhalts
punkte ist davon auszugehen, dass die Frei
willigkeit im konkreten Fall des Art. 13 
Abs. 7 S. 1 EBM-VO auch nicht durch einen 
Kontrahierungszwang aufgehoben ist 
(dazu unten c)). 

a) Willensäußerung mit dem Ziel des  
Abschlusses eines Vertrags 

Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO verwendet das 
Tatbestandsmerkmal „akzeptiert hat“ im 
Kontext eines Vertragsschlusses. Zwar 
kennt das Unionsrecht keine allgemeine 
kodifizierte Lehre von Willenserklärung und 
Vertragsschluss94. Nach der Rechtspre
chung des EuGH setzt der unionsrechtliche 
Vertragsbegriff jedoch jedenfalls das Beste
hen einer von einer Partei gegenüber einer 
anderen freiwillig eingegangenen Ver

gen eine entsprechende Kodifizierung der Grundsätze 
durch den Draft Common Frame of Reference (DCFR) 
auf europäischer Ebene in der Entwurfsphase verblie
ben ist; vgl. hierzu C. Schubert, in: J. Sä
cker/R. Rixecker/H. Oetker/B. Limperg/C. Schubert 
(Hrsg.), Münchner Kommentar zum BGB, 10. Aufl. 2025, 
§ 242 Rn. 122. Ein Rückgriff auf mitgliedstaatliche Nor
men und deren Systematik ist bei der Auslegung des 
Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO ohnehin nicht ohne Weiteres 
möglich, weil unionsrechtliche Begriffe unionsauto
nom auszulegen sind. Zur unionsautonomen Begriffs
auslegung siehe bereits oben B. II. 1. sowie std. Rspr. all
gemein zum Gebot autonomer unionsrechtlicher Be
griffsbestimmung; z. B. EuGH, Urt. v. 18.01.1984 – 
327/82 – Ekro, Rn. 11. 

https://www.duden.de/rechtschreibung/akzeptieren
https://www.duden.de/rechtschreibung/akzeptieren
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pflichtung voraus95. Das Tatbestandsmerk
mal „akzeptiert hat“ verweist damit auf eine 
zustimmende Erklärung des Anlagenbe
treibers, durch die dieser eine vertragliche 
Bindung eingeht. Auch die Verwendung ei
ner Formulierung im Tempus Perfekt 
macht den Charakter der Willenserklärung 
deutlich. Der Anlagenbetreiber muss zu
nächst den Vertrag „akzeptiert ha[ben]“, 
bevor daraus die Rechtsfolgen eintreten 
sollen. 

Diese Äußerung eines Willens unterschei
det vertragliche Schuldverhältnisse von ge
setzlichen. Diese entstehen kraft Gesetzes 
und ohne dass es übereinstimmender Wil
lensäußerungen der Beteiligten des 
Schuldverhältnisses bedarf96. Da der Wort
laut des Art. 13 Abs. 7 EBM-VO ausdrücklich 
verlangt, dass ein Vertrag akzeptiert wird, 
ist jedenfalls fraglich, inwieweit auch ge
setzliche Schuldverhältnisse erfasst werden 
können. Entscheidend dürfte insoweit sein, 
ob dem Anlagenbetreiber ein freiwilliges 
Akzeptieren des jeweiligen Schuldverhält
nisses möglich ist oder ob das gesetzliche 
Schuldverhältnis unabhängig von seinem 
Willen oder sogar gegen diesen entsteht. 
Unter Beachtung dieses Maßstabs scheint 
die Einbeziehung gesetzlicher Schuldver
hältnisse in den Anwendungsbereich von 
Art. 13 Abs. 7 EBM-VO jedenfalls nicht von 
vornherein ausgeschlossen. 

 
95 EuGH, Urt. v. 17.06.1992 – C-26/91 – Handte, Rn. 15 
(„freiwillig eingegangene Verpflichtung“); bestätigend 
EuGH, Urt. v. 14.03.2013 – C-419/11 – Česká spořitelna, 
Rn. 46; EuGH, Urt. v. 24.11.2020 – C-59/19 – Wikingerhof, 
Rn. 23. 
96 Dies verkennt das OLG Nürnberg, das – ohne nähere 
Begründung – davon ausgeht, dass das gesetzliche 
Schuldverhältnis zum Netzanschluss von Offshore-
Windenergieanlagen nach § 17d EnWG ausreiche, um 
die Ausnahme in Art. 13 Abs. 7 EBM-VO zu begründen, 
Urt. v. 21.03.2026 – 3 U 817/24, EnWZ 2026, S. 270 
(Rn. 131). Auch ohne den Abschluss eines Netzan
schlussvertrags müsse sich der Erzeuger so behandeln 
lassen, als habe er die Bedingungen des gesetzlichen 
Schuldverhältnisses akzeptiert (Rn. 130). Dies verkennt 
jedoch nicht nur den klaren Wortlaut des Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO, sondern auch dessen Systematik und die im 
Weiteren dargestellten Gründe. 
97 H.-P. Mansel, in: O. Jauernig (Hrsg.), BGB, 19. Aufl. 
2023, Vorbemerkung zu Titel 3. Vertrag, Rn. 8. 
98 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 
ABl. EU C 326 v. 26.10.2012, S. 391. 

b) Freiwilligkeit als Kerngedanke der  
Privatautonomie 

Verträge sind zentraler Ausdruck der Pri
vatautonomie. Sie werden sogar als „wich
tigstes Mittel“ zu deren Realisierung be
zeichnet97. Auch im Unionsrecht ist die Ver
tragsfreiheit als Ausprägung privatautono
mer Selbstbestimmung anerkannt. Nach 
der Rechtsprechung des EuGH umfasst die 
durch Art. 16 Grundrechtecharta (GRC)98 ge
schützte unternehmerische Freiheit insbe
sondere die Vertragsfreiheit99, die unter an
derem die freie Wahl des Vertragspartners 
und die Gestaltung und Änderung der Ver
tragsinhalte umfasst100. 

In dem darin liegenden „Prinzip der Selbst
gestaltung der Rechtsverhältnisse durch 
den Einzelnen nach seinem Willen“ wird 
der zentrale Inhalt der europäischen 
Grundfreiheiten gesehen, die privatautono
mes Handeln im Binnenmarkt ermögli
chen101. Daher setzt auch der EuGH das 
Prinzip der Freiwilligkeit beim Abschluss 
von Verträgen grundsätzlich voraus102. 
Demnach ist auch nach unionsautonomer 
Auslegung davon auszugehen, dass ver
tragliche Bindungen auf einer freiwilligen 
Entscheidung beruhen, soweit das Unions
recht nicht explizit etwas anderes be
stimmt103. 

c) Kein Ausschluss der Freiwilligkeit auf
grund von Kontrahierungszwang 

Zwar kennt die Rechtsordnung auch Ver
träge, die eine Partei schließen muss, ohne 
dass sie sich dazu freiwillig entscheidet. Ein 

99 EuGH, Urt. v. 22.01.2013 – C‑283/11 – Sky Österreich, 
Rn. 42 f. 
100 Siehe H. Jarass, GRCh, 4. Aufl. 2021, Art. 16 Rn. 10 
m. w. N. 
101 GA V. Trstenjak, Schlussanträge v. 29.11.2011 – 
C-453/10 – Jana Pereničová, Vladislav Perenič/SOS. fi
nanc, spol. sro, Rn. 67 mit Fn. 18 unter Bezugnahme auf 
K. Riesenhuber, Privatrechtsgesellschaft, 2007, S. 12 ff.; 
vgl. ergänzend auch A. Hellgardt, Das Verbot der kolli
sionsrechtlichen Wahl nichtstaatlichen Rechts und das 
Unionsgrundrecht der Privatautonomie, RabelsZ 2018, 
S. 654 (668 ff.). 
102 EuGH, Urt. v. 09.03.2006 – C 499/04 – Werhof/Free
way Traffic Systems GmbH & Co. KG, Rn. 23. 
103 Entsprechend setzt auch das akademische Modell
regelwerk Draft Common Frame of Reference (DCFR) 
das gemeineuropäische Verständnis von Verträgen als 
das Zusammenfallen von Angebot und Annahme als 
Ausdruck freier Willensentscheidungen voraus, vgl. 
etwa Art. II.-4:101 sowie Art. II.-4:201 ff. DCFR. 
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solcher Kontrahierungszwang kann unter 
bestimmten Voraussetzungen gesetzlich 
angeordnet werden und bildet eine Aus
nahme von der Vertragsfreiheit. Aber eine 
solche Konstellation liegt hier nicht vor. 
Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO enthält keine An
haltspunkte, die einen Kontrahierungs
zwang nahelegen würden, so dass der An
lagenbetreiber zum Abschluss des Vertrags 
verpflichtet wäre. 

3. Freiwilligkeit als Ergebnis der unions-
rechtlichen Differenzierung und Syste-
matik 

Dass es in Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO an ei
ner Verpflichtung des Anlagenbetreibers 
fehlt, dort mithin gerade kein Kontrahie
rungszwang geregelt ist, sondern Freiwil
ligkeit seitens des Anlagenbetreibers vo
rausgesetzt wird, wird auch deutlich, wenn 
man das Tatbestandsmerkmal „akzeptiert 
hat“ systematisch in das Energiebinnen
marktrecht einordnet. Denn Formulierun
gen mit dem Begriff „akzeptieren“ werden 
im Unionsrecht in unterschiedlichen Aus
gestaltungen sowie mit verschiedenen Re
gelungszielen und Graden an Verbindlich
keit verwendet. Es finden sich neben „ak
zeptiert hat“ und „akzeptieren“ auch die Va
rianten „verpflichtet, […] zu akzeptieren“, 
„akzeptieren müssen“ und „akzeptieren 
muss“, wie sich exemplarisch anhand des 
Energiebinnenmarktrechts verdeutlichen 
lässt104: 

 
104 Die identische Systematik lässt sich auch in anderen 
Rechtsgebieten beobachten, etwa in Anhang X lit. l 
Verordnung (EU) 2025/40 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 19. Dezember 2024 über Ver
packungen und Verpackungsabfälle, ABl. EU L v. 
22.01.2025: „Die Endvertreiber müssen jedoch stets die 
Rückgabe der leeren Verpackungen der von ihnen ver
kauften Produkte akzeptieren.“ [Hervorhebung nicht 
im Original]. Ebenso spricht Art. 10 der Verordnung 
(EU) 2015/751 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2015 über Interbankenentgelte für 
kartengebundene Zahlungsvorgänge, ABl. EU L 123 v. 
19.05.2015, S. 1, ausdrücklich von einer „Pflicht zur Ak
zeptanz aller Karten“, während Art. 10 Abs. 4 derselben 
Verordnung von Zahlungsempfängern ausgeht, die 
entscheiden, bestimmte Karten oder sonstige Zah
lungsinstrumente zu akzeptieren oder nicht zu akzep
tieren. Andererseits wird „akzeptieren“ auch als Aus
druck privatautonomer Wahlfreiheit verwendet, etwa 
in Erwägungsgrund 32 der Verordnung (EU) 2018/302 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. 
Februar 2018 über Maßnahmen gegen ungerechtfer
tigtes Geoblocking und andere Formen der Diskrimi
nierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohn

▶ Nach Art. 51 Abs. 8 EBM-RL kann die Re
gulierungsbehörde den Übertragungs
netzbetreiber unter bestimmten Voraus
setzungen dazu „verpflichten, eine oder 
mehrere […] Maßnahmen zu akzeptie
ren“105. 

▶ Gleiches gilt nach Art. 55 Abs. 7 UAbs. 2 
Gas- und Wasserstoffbinnenmarktrichtli
nie (GBM-RL)106 gegenüber Fernleitungs- 
oder den Wasserstofffernleitungsnetzbe
treibern. 

▶ Mit einem sehr ähnlichen Hintergrund 
und Regelungsziel sieht Art. 5 Abs. 7 lit. c 
der Verordnung zu Leitlinien für die 
transeuropäische Energieinfrastruktur 
(TEN-E-VO)107 vor, dass unter bestimmten 
Voraussetzungen eine „dritte Partei“ zur 
Finanzierung oder zum Bau bestimmter 
Netzausbauprojekte hoheitlich ausge
wählt werden kann, die der Netzbetreiber 
„akzeptieren muss“108. 

▶ Nach Art. 21 Abs. 5 Gas- und Wasserstoff
binnenmarktverordnung (GBM-VO)109 
„akzeptieren die Fernleitungsnetzbetrei
ber“ einen bestimmten Anteil beige
mischten Wasserstoffs. Dabei macht der 
Unionsgesetzgeber in den Erwägungs
gründen der Verordnung deutlich, dass 
er „akzeptieren“ verpflichtend verstanden 
wissen will, wenn er formuliert, dass „die 
Fernleitungsnetzbetreiber Erdgas mit ei
ner Wasserstoffbeimischung unterhalb 
der Obergrenze akzeptieren müssen“110. 

▶ Nach Art. 11 Abs. 4 S. 3 GBM-RL müssen 
die Mitgliedstaaten für den Fall von Ver

sitzes oder des Ortes der Niederlassung des Kunden in
nerhalb des Binnenmarkts, ABl. EU L 60 I v. 02.03.2018, 
S. 1, wonach es „grundsätzlich den Anbietern überlas
sen“ bleibt, zu entscheiden, welche Zahlungsmittel sie 
akzeptieren. 
105 Hervorhebung nicht im Original. 
106 Richtlinie (EU) 2024/1788 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 13. Juni 2024 über gemein
same Vorschriften für die Binnenmärkte für erneuerba
res Gas, Erdgas und Wasserstoff, ABl. EU L v. 15.07.2024. 
107 Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 30. Mai 2022 zu Leitlinien für 
die transeuropäische Energieinfrastruktur, ABl. EU L 152 
v. 03.06.2022, S. 45. 
108 Hervorhebung nicht im Original. 
109 Verordnung (EU) 2024/1789 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 13. Juni 2024 über die Bin
nenmärkte für erneuerbares Gas, Erdgas sowie Was
serstoff, ABl. EU L v. 15.07.2024. 
110 Erwägungsgrund 74 GBM-VO; Hervorhebung nicht 
im Original. 
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tragsanpassungen durch den Erdgas- 
bzw. Wasserstoffversorger sicherstellen, 
dass es „Endkunden freisteht, den Ver
trag zu beenden, wenn sie die neuen Ver
tragsbedingungen oder Änderungen des 
Lieferpreises nicht akzeptieren, die ihnen 
ihr Versorger mitgeteilt hat“. 

Die differenzierte Verwendung der Begriffe 
folgt einer Systematik. Diese verschiedenen 
Formulierungen verfolgen verbundene Re
gelungsziele und bezwecken unterschiedli
che Rechtsfolgen, so dass sie nicht syno
nym zu verstehen sind. Sie bilden vielmehr 
zwei Gruppen gegensätzlicher Pole – Frei
willigkeit einerseits und Verpflichtung an
dererseits – und entfalten damit unter
schiedliche rechtliche Wirkungen. 

Im Gegensatz zum Wortsinn des Tatbe
standsmerkmals „akzeptiert hat“ in Art. 13 
Abs. 7 S. 1 EBM-VO und dessen funktionaler 
Verwendung111 als einem aus einer Ent
scheidungsfreiheit resultierenden freiwilli
gen Zustimmungsakt112 sind die Formulie
rungen „verpflichtet [sind], zu akzeptieren“ 
und „akzeptieren müssen/muss“ durch die 
jeweiligen zusätzlichen Verben geprägt113. 
Die Ergänzungen „verpflichtet zu“ und 
„müssen“ bzw. „muss“ verändern den Cha
rakter von „akzeptieren“ grundlegend. Es 
steht nicht mehr die Freiwilligkeit von „ak
zeptieren“ im Zentrum, sondern die in „ver
pflichtet zu“ und „müssen“ bzw. „muss“ in
newohnende, vom Unionsgesetzgeber be
wusst vorgegebene bindende Entschei
dung. Diese Verpflichtung dominiert, die 
„akzeptieren“ innewohnende Freiwilligkeit 
tritt dahinter zurück. Die Formulierungen 
kennzeichnen damit Fälle, in denen die 
Entscheidungsfreiheit eingeschränkt oder 
vollständig aufgehoben ist und in denen 
ein Ergebnis auch gegen den Willen des 
Verpflichteten eintreten soll. Der Unionsge
setzgeber greift damit explizit in die Wahl
freiheit an sich privatautonomer Entschei
dungskreise ein. 

Daneben finden sich zwar auch Formulie
rungen, die auf den ersten Blick weniger 
eindeutig wirken und die daher geeignet 
erscheinen könnten, den vorstehenden Be

 
111 Dazu soeben unter C. III. 1.  
112 Dazu oben C. III. 2. b)  
113 Ähnlich ist auch der Gedanke aus Erwägungs
grund 17 GBM-VO einzuordnen. Dort ist eine Beschrän
kung der Entscheidungsfreiheit der Regulierungsbe
hörde vorgesehen. Sie „sollte“ bestimmte von den 

fund in Frage zu stellen. So heißt es zur 
Rückgabe verbindlich gebuchter Kapazitä
ten durch Netznutzer schlicht „Fernlei
tungsnetzbetreiber akzeptieren jede Rück
gabe“114. Hier wird „akzeptieren“ nicht durch 
„sind verpflichtet“ bzw. „müssen“ oder 
durch andere, ähnliche Konditionierungen 
wie „sollten“ oder „hat zu“ ergänzt. Anders 
als bei Art. 21 Abs. 5 GBM-VO fehlt es auch 
an einer eindeutigen Beschreibung der Re
gelungsabsicht des Unionsgesetzgebers in 
den Erwägungsgründen115. Dennoch ergibt 
sich aus dem Kontext eindeutig, dass auch 
hier keine Entscheidungsfreiheit der Fern
leitungsnetzbetreiber bestehen soll, ob sie 
die Rückgabe akzeptieren wollen. Die For
mulierung im Indikativ Präsens und die 
Geltung für „jede Rückgabe“ sowie die Re
gelung der Folgen einer solchen Rückgabe 
machen deutlich, dass eine Entscheidung 
über die Rückgabe allein beim Netznutzer 
liegen soll. Der Netzbetreiber soll keinen 
Einfluss darauf nehmen dürfen. 

Nach Wortlaut und Systematik der Norm 
soll es auch nicht um eine privatautonome 
Zustimmung zu einem Vertrag zur Rück
gabe gehen. Der Fernleitungsnetzbetreiber 
soll vielmehr eine an eine einseitige Ent
scheidung gesetzlich geknüpfte Rechts
folge hinnehmen. Auch in dieser Fall
gruppe dient „akzeptieren“ somit nicht der 
Beschreibung einer freien Zustimmungser
klärung, sondern der Duldung einer recht
lich eröffneten Handlung mit vorgesehe
nem Ergebnis. Die Verwendung von „ak
zeptieren“ ohne verpflichtenden Zusatz 
steht daher der Annahme nicht entgegen, 
dass der Begriff im Kontext privatautono
mer Vertragsentscheidungen grundsätzlich 
einen freiwilligen Zustimmungsakt be
schreibt. 

Das Gesamtbild betrachtend wird somit 
deutlich, dass der Unionsgesetzgeber im
mer dann, wenn er mit „akzeptieren“ keine 
Freiwilligkeit verbinden, sondern eine 
Pflicht statuieren möchte, dies ausdrück
lich im Normtext selbst oder den Erwä
gungsgründen klarstellt oder es sich ein
deutig aus dem Kontext herleiten lässt. 

Netzbetreibern für bedingte Kapazität festgelegte Be
dingungen „akzeptieren“ und nur ein eingeschränktes 
Prüfungsrecht ausüben können. 
114 Nr. 2.2.4 des Anhangs I Leitlinien der GBM-VO 
115 Siehe soeben oben mit Fn. 110. 
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Dies betrifft entweder ausdrücklich ange
ordnete Akzeptanzpflichten oder Konstella
tionen, in denen die Akzeptanz lediglich die 
vorgegebene Folge einer vorstrukturierten 
Entscheidung unabhängig vom Willen des 
zur Akzeptanz Verpflichteten beschreibt. 
Für privatautonome Zustimmungserklärun
gen ist demgegenüber kein Fall ersichtlich, 
in dem der Unionsgesetzgeber trotz Feh
lens entsprechender Anhaltspunkte eine 
Verpflichtung zur Zustimmung begründen 
wollte. 

Auch aus diesem systematischen Befund 
lässt sich für Art. 13 Abs. 7 EBM-VO damit 
schlussfolgern, dass der Wortlaut Freiwillig
keit voraussetzt, da weder in der Norm 
noch in den Erwägungsgründen eine an
derslautende Begriffseinengung vorge
nommen wird. Insbesondere fehlt es an ei
ner Formulierung, die eine Verpflichtung 
zur Akzeptanz („müssen“, „verpflichtet 
sein“) erkennen ließe116. 

Zudem verwendet das Unionsrecht „akzep
tieren“ in der verpflichtenden Variante – so
weit ersichtlich – stets dann, wenn es einer
seits um die Erfüllung gesetzlicher Ver
pflichtungen geht und andererseits zum 
Schutz einer unterlegenen Partei in ökono
mischen Abhängigkeitsbeziehungen117. Bei 
Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO geht es aber ge
rade nicht um die Erfüllung einer gesetzli
chen Pflicht des Anlagenbetreibers, son
dern um die mögliche Ausnahme vom ge
setzlichen Regelfall. Zudem besteht ein Ab
hängigkeitsverhältnis des Anlagenbetrei
bers vom Netzbetreiber als Inhaber eines 
natürlichen Monopols118, da der Anlagenbe
treiber zur Ausübung seiner Tätigkeit zwin
gend auf den Zugang zum Netz angewie
sen ist. Auch wenn der Anlagenbetreiber 
regelmäßig kein Verbraucher ist, ist die 
Lage trotzdem eher mit der Verwendung 
von „akzeptieren“ in Art. 11 Abs. 4 GBM-RL 
vergleichbar. Dort werden die Endkunden 

 
116 So im Ergebnis auch T. Kirch/J. Huth, Entschädigung 
von Offshore-Windparks bei überlagernden Ereignis
sen, Anm. zu OLG Nürnberg Urt. v. 21.3.2026 − 3 U 
817/24, EnWZ 2026, S. 273 (276). 
117 Im Verbraucherschutzrecht finden sich daher wei
tere Anwendungsfälle von „akzeptieren“ als freiwillige 
Entscheidung des Inhabers von Rechten. Vgl. etwa 
Art. 8 Abs. 5 Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 über be
stimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung 
digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen, ABl. EU 
L 136 v. 22.05.2019, S. 1 (der Kunde „akzeptiert hat“); 
Art. 11 Abs. 2 UAbs. 2 Richtlinie (EU) 2015/2302 des Euro

vor Abhängigkeiten geschützt, indem es 
ihnen „freisteht, den Vertrag zu beenden, 
wenn sie die neuen Vertragsbedingungen 
[…] nicht akzeptieren“. Art. 11 Abs. 4 GBM-RL 
ist mit Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO gemein, 
dass es jeweils um die Sicherung von Rech
ten geht. 

4. Freiwilligkeit als Ergebnis der 
teleologischen Auslegung 

Betrachtet man Sinn und Zweck des Art. 13 
Abs. 7 S. 1 EBM-VO, ergibt sich kein abwei
chendes Ergebnis der Auslegung der Norm. 
Mit den Regelungen in Art. 13 EBM-VO hat 
der Unionsgesetzgeber eine weitestge
hende Harmonisierung der Regelungen 
zum Redispatch einschließlich der Vorga
ben zur Entschädigung geschaffen. Damit 
will er auch erreichen, dass der Binnen
markt gestärkt wird, weil sich möglichst 
viele Akteure am Markt beteiligen können 
und diese nur infolge von tatsächlichen 
netztechnisch bedingten Restriktionen auf 
einer sekundären Ebene durch die Netzbe
treiber gesteuert und die so verursachten 
Markteingriffe durch gegenläufige Verän
derungen an anderer Stelle wieder ausge
glichen werden. Es würde diesem Anliegen 
zuwiderlaufen, wenn davon in einem nicht 
bereits in der Verordnung selbst angeleg
ten Umfang Abweichungen möglich wären. 

Dem Redispatch-Entschädigungsanspruch 
kommt – ebenso wie dem dafür notwendi
gerweise vorgelagerten Netzanschlussan
spruch – zudem eine grundlegende regula
torische Funktion zu. Denn er stellt sicher, 
dass die faktische Machtasymmetrie der 
beiden potenziellen Vertragsparteien ge
setzlich ausgeglichen wird. Auch dies 
spricht dafür, dass die Ausnahme von der 
Redispatch-Entschädigung grundsätzlich 
nicht möglich sein soll. 

päischen Parlaments und des Rates vom 25. November 
2015 über Pauschalreisen und verbundene Reiseleis
tungen, ABl. EU L 326 v. 11.12.2015, S. 1 („kann der Rei
sende […] akzeptieren“); Art. 14 Abs. 3 S. 2 Richtlinie (EU) 
2023/2225 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Oktober 2023 über Verbraucherkreditverträge, 
ABl. EU L v. 30.10.2023 („Kreditgeber verpflichtet ist, […] 
die Versicherungspolice eines anderen als seines be
vorzugten Anbieters zu akzeptieren, […]“). 
118 Vgl. Europäische Kommission, Mitteilung der Kom
mission, Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- 
und Energiebeihilfen 2022, ABl. EU C 80 v. 18.02.2022, 
S. 1, Rn. 373 ff. 
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Vor diesem Hintergrund ist das so geschaf
fene Regel-Ausnahme-Verhältnis aus Re
dispatch-Entschädigung und Wegfall zu 
berücksichtigen. Die hier relevante Ent
schädigung ist bereits die Ausnahme der 
Ausnahme, wie sich aus den folgenden 
Punkten ergibt: 

Den Grundfall des unionsrechtlichen Redis
patch-Systems bildet erstens der marktba
sierte Redispatch nach Art. 13 Abs. 2 EBM-
VO, der diskriminierungsfrei allen Marktteil
nehmern offenstehen muss, soweit keine 
technischen Restriktionen bestehen, Art. 13 
Abs. 1 EBM-VO. Die Preise für diese Sys
temdienstleistungen sollen sich ebenfalls 
am Markt bilden. 

Die Ausnahme ist zweitens der nicht 
marktbasierte Redispatch, der nur nachran
gig und unter engen Bedingungen zur An
wendung kommen darf, soweit der markt
basierte Redispatch nicht zur Verfügung 
steht, Art. 13 Abs. 3 EBM-VO. Als Konse
quenz sieht Art. 13 Abs. 7 EBM-VO vor, dass 
dieser Redispatch finanziell nach den näher 
festgelegten Maßstäben ausgeglichen wer
den muss. 

Drittens kann vom ausnahmsweise zulässi
gen nicht marktbasierten Redispatch eben
falls nur ausnahmsweise insofern abgewi
chen werden, als dass kein finanzieller Aus
gleich gezahlt werden muss, wenn ein ent
sprechender Netzanschluss wirksam ge
schlossen wurde. Voraussetzung dafür ist, 
dass der Anlagenbetreiber einen solchen 
Vertrag „akzeptiert hat“. 

Der Maßstab für die Auslegung ist im Ein
klang mit der ständigen Rechtsprechung 
des EuGH zur Reichweite von Ausnahmen119 
restriktiv. Damit soll vermieden werden, 
dass sich das Regel-Ausnahme-Verhältnis 
verschiebt oder gar umkehrt. Dieser strenge 
Maßstab muss bei einem doppelten Aus
nahmetatbestand wie dem Art. 13 Abs. 7 S. 1 
EBM-VO erst recht gelten120. Insoweit 
spricht auch die teleologische Auslegung 
von „akzeptiert hat“ in der doppelten Aus
nahme für das Erfordernis der Freiwilligkeit. 

 
119 Vgl. dazu bereits oben B. II. 2. c)  
120 Für eine restriktive Auslegung der Ausnahme in 
Art. 13 Abs. 7 EBM-VO auch T. Kirch/J. Huth, Entschädi
gung von Offshore-Windparks bei überlagernden Er
eignissen, Anm. zu OLG Nürnberg Urt. v. 21.3.2026 − 3 U 
817/24, EnWZ 2026, S. 273 (276). 
121 Dazu oben B.  

Auch gemessen an den übergeordneten re
gulatorischen Zielen des Elektrizitätsbin
nenmarktrechts kann nur Freiwilligkeit eine 
angemessene Antwort auf die durch die 
strukturellen Abhängigkeiten des Anlagen
betreibers vom Anschluss und Zugang zum 
Netz als unverzichtbare Infrastruktur ge
prägte Position bieten. Andernfalls könnten 
aufgrund des Erfordernisses eines Netzan
schlussvertrags ohne „Garantie für eine ver
bindliche Lieferung von Energie“ die Vorga
ben zum Netzanschluss nach Art. 6 EBM-RL 
unterlaufen werden. Diese bilden aber den 
alleinigen Maßstab, wann und inwieweit ein 
Mitgliedstaat den Netzbetreibern aufgrund 
fehlender „nötige[r] Kapazität“ ein An
schlussverweigerungsrecht einräumen 
darf121. Die Anforderungen des Art. 6 EBM-RL 
konkretisieren damit nicht nur die in der 
Elektrizitätsbinnenmarktverordnung fest
geschriebenen Grundsätze für den Betrieb 
der Elektrizitätsmärkte nach Art. 3 lit. q 
EBM-VO, sondern auch deren regulatori
sche Ziele: den Weg zur Verwirklichung der 
Energieunion und der Klimaneutralität 
(Art. 1 lit. a EBM-VO) zu ebnen und Grunds
ätze für gut funktionierende, integrierte 
Elektrizitätsmärkte festzulegen, die allen 
Anbietern und Kunden einen diskriminie
rungsfreien Marktzugang bieten (Art. 1 lit. b 
EBM-VO)122. Der Sinn und Zweck des Art. 13 
Abs. 7 EBM-VO besteht somit darin, inner
halb des durch Art. 6 EBM-RL vorgegebe
nen Rahmens eine freiwillige, privatauto
nome Flexibilisierung zu ermöglichen, ohne 
bestehende Rechte auszuhöhlen. 

IV. Konsequenzen aus dem 
Erfordernis der Freiwilligkeit 

Mit der Feststellung, dass die Formulierung 
„akzeptiert hat“ in Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO 
eine freiwillige Zustimmung des Anlagen
betreibers zu einem einschränkenden 
Netzanschlussvertrag erfordert, ist noch 
nicht beantwortet, unter welchen tatsächli
chen und rechtlichen Voraussetzungen 

122 Ob darüber hinaus auch das Prinzip des „effet utile“ 
als die teleologische Auslegung der Elektrizitätsbin
nenmarktverordnung verstärkende Auslegung ange
führt werden kann, kann offenbleiben, da dadurch je
denfalls keine anderweitigen Ergebnisse begründbar 
wären. Vgl. zu „effet utile“ etwa J. Bergmann, Handlexi
kon der Europäischen Union, 6. Aufl. 2022; M. Potacs, 
Effet utile als Auslegungsgrundsatz, EuR 2009, S. 465 ff. 
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Freiwilligkeit angenommen werden kann. 
Maßgeblich ist dafür eine tatsächlich infor
mierte Entscheidung ohne Zwang bei tat
sächlich bestehender Auswahlmöglichkeit 
(dazu sogleich 1.). Im Kontext des Art. 13 
Abs. 7 S. 1 EBM-VO bedeutet dies ange
sichts der drohenden Zwangslage der Anla
genbetreiber, dass die Freiwilligkeit der Zu
stimmung nur bejaht werden kann, sofern 
eine reale und nicht lediglich formale 
Wahlmöglichkeit besteht (dazu unten 2.). 

1. Maßstab: Reale Wahlmöglichkeit als 
unionsrechtliches Mindestverständnis 

Die Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie ent
hält keine ausdrücklichen Vorgaben oder 
aussagekräftige Anhaltspunkte, unter wel
chen tatsächlichen und rechtlichen Voraus
setzungen Freiwilligkeit angenommen wer
den kann. Eine Annäherung kann mithilfe 
der allgemeinen Auslegungsmethoden und 
durch Parallelen zu anderen unionsrechtli
chen Konstellationen erfolgen, in denen der 
Gesetzgeber rechtserhebliche Zustim
mungshandlungen ausdrücklich an Freiwil
ligkeit knüpft. 

Ein Ansatzpunkt hierfür bietet die Begriffs
bestimmung der „Einwilligung“ im Daten
schutzrecht nach Art. 4 Nr. 11 Datenschutz
grundverordnung (DSGVO)123. Darin wird 
Einwilligung definiert als 

„[…] jede freiwillig für den bestimmten Fall, 
in informierter Weise und unmissverständ
lich abgegebene Willensbekundung in 
Form einer Erklärung oder einer sonstigen 
eindeutigen bestätigenden Handlung, mit 
der die betroffene Person zu verstehen gibt, 
dass sie mit der Verarbeitung der sie betref
fenden personenbezogenen Daten einver
standen ist“. 

 
123 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG, ABl EU L 119 v. 
04.05.2016, S. 1. 
124 Die weiteren Anforderungen an die Äußerung und 
Form der Einwilligung können außer Acht gelassen 
werden, weil insoweit aufgrund einer gefestigten 
Rechtslage keine Notwendigkeit besteht, die entspre

Auch wenn die Einwilligung nach der Da
tenschutzgrundverordnung als sektorspezi
fische Regelung des Datenschutzrechts 
und die Willenserklärung zum Abschluss 
des beschränkenden Netzanschlussver
trags weder funktional noch inhaltlich de
ckungsgleich sind, lassen sich doch erste 
Anhaltspunkte identifizieren, unter wel
chen Voraussetzungen bei „akzeptiert hat“ 
von Freiwilligkeit ausgegangen werden 
dürfte. 

Nach Art. 4 Nr. 11 DSGVO reicht nicht allein 
eine freiwillige Entscheidung (dazu so
gleich a)). Vielmehr muss diese auch „in in
formierter Weise“ erfolgen (dazu unten 
b))124. Nach der Rechtsprechung des EuGH 
bedarf es zudem einer tatsächlichen Wahl
möglichkeit, um von Freiwilligkeit ausge
hen zu können (dazu unten c)). 

a) Freiwilligkeit als Ausdruck selbstbe
stimmter Willensbildung 

Art. 4 Nr. 11 DSGVO konkretisiert den Begriff 
„freiwillig“ nur mittelbar und damit einge
schränkt. Das Merkmal ist zwar Bestandteil 
der Legaldefinition der Einwilligung, wird 
jedoch in Art. 4 Nr. 11 DSGVO selbst nicht 
näher definiert. Die Vorschrift setzt damit 
den Bedeutungsgehalt von „freiwillig“ vo
raus, ohne ihn selbst näher festzulegen. An
haltspunkte für dessen Inhalt ergeben sich 
jedoch aus den Erwägungsgründen der Da
tenschutzgrundverordnung. Diese gehen 
davon aus, dass eine Einwilligung nur dann 
freiwillig erteilt wird, wenn sie auf einer 
freien Entscheidung der betroffenen Per
son beruht und nicht durch Umstände be
einträchtigt wird, die die Freiheit der Wil
lensbildung in Frage stellen125. Freiwilligkeit 
knüpft damit an eine selbstbestimmte Ent
scheidung und die Willensentschließungs- 
und Handlungsfreiheit des Erklärenden 
an126. Dabei ist nicht erforderlich, dass der 
Antrieb oder Wille ohne Einfluss von außen 
entsteht. Entscheidend ist allerdings, dass 

chenden Vorgaben des Art. 4 Nr. 11 DSGVO zu übertra
gen. 
125 Erwägungsgrund 43 DSGVO: „Um sicherzustellen, 
dass die Einwilligung freiwillig erfolgt ist […]; vgl. auch 
Erwägungsgrund 42 DSGVO.  
126 P. Gola, in: P. Gola/D. Heckmann Hrsg.), DSGVO, 
3. Aufl. 2022, Art. 4 Rn. 101; A. Ingold, in: G. Sy
dow/N. Marsch (Hrsg.), DS-GVO/BDSG, 3. Aufl. 2022, 
Art. 4 DSGVO Rn. 169 f. 
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weder Zwang noch Druck zu der Willensäu
ßerung geführt haben127.  

b) Freiwilligkeit nur bei informierter  
Entscheidung? 

Ob das Tatbestandsmerkmal „in informier
ter Weise“ auch auf die Willenserklärung 
nach Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO zu übertra
gen ist, ist unklar. Dagegen spricht, dass es 
ein zusätzliches Tatbestandsmerkmal des 
Art. 4 Nr. 11 DSGVO neben „freiwillig“ dar
stellt und daher keine Entsprechung bei 
der bisherigen Auslegung von „akzeptiert 
hat“ gefunden hat. 

Allerdings scheint ein gewisses Maß an In
formiertheit unabdingbare Voraussetzung 
nicht nur für die datenschutzrechtliche Ein
willigung, sondern ganz allgemein für jede 
freiwillige Entscheidung zu sein. Daher 
kann die Frage nach der Übertragbarkeit 
dahinstehen. Zudem dürften die Anforde
rungen an eine informierte Entscheidung 
aufgrund eines ganz regelmäßig im An
wendungsbereich des Art. 13 Abs. 7 S. 1 
EBM-VO vorliegenden unternehmerischen 
Handelns nicht hoch anzusetzen sein. Die 
Schutzbedürftigkeit der handelnden Perso
nen ist nicht vergleichbar, die Anforderun
gen an Eigenverantwortung der handeln
den Unternehmen und Personen dagegen 
deutlich höher. Daher wäre eine Parallele 
zu Art. 4 Nr. 11 DSGVO ohnehin wenig aus
sagekräftig. 

c) Tatsächliche Wahlmöglichkeit als  
Voraussetzung von Freiwilligkeit 

Auch wenn es sich bei Art. 4 Nr. 11 DSGVO 
lediglich um eine sektorspezifische Rege
lung des Datenschutzrechts handelt, die 
nicht direkt zur Bestimmung des Inhalts 
von „akzeptiert hat“ in Art. 13 Abs. 7 S. 1 
EBM-VO herangezogen werden kann, er
laubt die zum Datenschutzrecht ergangene 
Rechtsprechung des EuGH jedoch Rück
schlüsse darauf, wie Freiwilligkeit unions
rechtlich inhaltlich verstanden wird, wenn 

 
127 Vgl. EuGH, Urt. v. 11.11.2020 – C-61/19 – Orange 
România, Rn. 52: Danach liegt keine wirksame Einwilli
gung vor, wenn die betroffene Person über die Mög
lichkeit des Vertragsschlusses ohne Einwilligung irre
geführt wird oder ihre freie Entscheidung, die Einwilli
gung zu verweigern, „ungebührlich beeinträchtigt“ 
wird; in dem Fall konkret durch das Erfordernis, ein zu
sätzliches Formular über die Weigerung zu unterzeich
nen. 

sie – wie in Art. 4 Nr. 11 DSGVO – bereits aus 
anderen Gründen vorgesehen ist. 

Der EuGH stellt dazu in seiner Entschei
dung Meta Platforms128 klar, dass Freiwillig
keit eine tatsächliche Alternative sowie das 
Nichtbestehen erheblicher Nachteile vo
raussetzt. Eine Wahl ist nur dann freiwillig, 
wenn sie realisierbar ist, weil keine fakti
sche Zwangslage vorliegt. Im Verfahren 
ging es unter anderem um die Frage, ob 
eine Einwilligung von Nutzern sozialer 
Netzwerke als Einwilligung im Sinne von 
Art. 4 Nr. 11 DSGVO angesehen werden 
kann, wenn der Betreiber des Netzwerkes 
eine beherrschende Stellung einnimmt. 
Dabei hat der EuGH gewürdigt, dass eine 
beherrschende Stellung ein Ungleichge
wicht darstellt, was bei der Bewertung der 
Freiwilligkeit besonders berücksichtigt 
werden muss129. 

Die Wertung deckt sich mit einer Entschei
dung des EuGH zum Energierecht. Fehlen 
Alternativen oder besteht ein Marktmono
pol, ist die Wahlfreiheit faktisch nicht gege
ben, wie der EuGH unter anderem zur Aus
übung von Kündigungsrechten von Versor
gungsverträgen durch Endverbraucher 
festgestellt hat130. Dies ergibt sich aus der 
vom EuGH im Kontext von Art. 102 AEUV 
angewandten kartellrechtlichen Beurtei
lung wesentlicher Einrichtungen, wonach 
ein Unternehmen in beherrschender Stel
lung seine Leistungen allen Marktteilneh
mern zur Verfügung stellen muss, die da
rauf möglicherweise angewiesen sind131.  

Aus der Gesamtschau der einschlägigen 
EuGH-Entscheidung zum Datenschutz- 
und Energierecht folgt damit abstrakt, dass 
Freiwilligkeit unionsrechtlich nicht nur rein 
formal verstanden werden kann, sondern 
das Bestehen einer realen Entscheidungs
alternative voraussetzt. Bloße formale 
Wahlmöglichkeiten genügen damit auch 
für Freiwilligkeit im Rahmen des Art. 13 
Abs. 7 S. 1 EBM-VO nicht. 

128 EuGH, Urt. v. 04.07.2013 – C-252/21 – Meta Platforms, 
Rn. 143.  
129 EuGH, Urt. v. 04.07.2013 – C-252/21 – Meta Platforms, 
Rn. 154. 
130 NJW 2013, S. 2253 zu: EuGH, Urt. v. 21.03.2013 – C-
92/11 – RWE Vertrieb AG, Rn. 54. 
131 Vgl. U. Bartl, in: H. von der Groeben/J. Schwarze/ 
A. Hatje/J. Terhechte (Hrsg.), Europäisches Unionsrecht, 
8. Aufl. 2025, Art. 102 AEUV Rn. 283–286 m. w. N. 
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2. Reale Wahlmöglichkeit als Voraus-
setzung von Freiwilligkeit bei Art. 13  
Abs. 7 S. 1 EBM-VO 

Vor dem soeben entwickelten Maßstab ist 
zu bestimmen, unter welchen Vorausset
zungen ein „akzeptiert hat“ im Sinne von 
Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO hinsichtlich Frei
willigkeit und tatsächlicher Wahlmöglich
keit rechtlich angenommen werden kann. 
Ausgangspunkt ist, dass „akzeptieren“ ei
nen Zustimmungsakt voraussetzt, der Aus
druck einer freien Willensbildung ist. Eine 
solche kann jedoch nicht vorliegen, wenn 
die Zustimmung lediglich darauf beruht, 
dass dem Anschlussbegehrenden mangels 
realistischer Alternativen faktisch keine an
dere Wahl verbleibt. In diesen Fällen tritt an 
die Stelle der autonomen Entscheidung 
eine strukturelle Zwangslage. Statt Freiwil
ligkeit wäre Abhängigkeit die maßgebliche 
Triebfeder. 

Die Gefahr einer Zwangslage ist aufgrund 
der Abhängigkeit vom unverzichtbaren Zu
gang zur monopolartigen Netzinfrastruktur 
einerseits (dazu sogleich a)) und der Rege
lungsstruktur des Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO 
andererseits (dazu unten b)) besonders 
ausgeprägt. 

a) Gefahr einer Zwangslage aufgrund der 
Abhängigkeit 

Der Netzanschluss stellt eine unverzicht
bare Voraussetzung für den Anlagenbetrei
ber dar. Da parallele Netzstrukturen in aller 
Regel infolge der als natürliche Monopole 
organisierten Stromnetze nicht vorhanden 
sind, besteht regelmäßig keine tatsächliche 
Wahlfreiheit des Anlagenbetreibers zwi
schen verschiedenen Vertragspartnern. 
Auch der EuGH betont, dass die formale 
Existenz einer alternativen Option nicht ge
nügt132. 

Herangezogen werden können daneben 
auch die vom EuGH im Rahmen von 
Art. 102 AEUV angewandten Grundsätze zur 
Beurteilung des Zugangs zu essenzieller 

 
132 EuGH, Urt. v. 21.03.2013 – C-92/11 – RWE Vertrieb AG, 
Rn. 54 am Beispiel von Verbraucherverträgen zur Gas
versorgung; zwar sind Anschlussbegehrende regelmä
ßig keine Verbraucher, doch ist die Konstellation ver
gleichbar – denn auch dem Anschlussbegehrenden ei
nes konkreten Projekts fehlt regelmäßig die Möglich
keit, den Netzbetreiber zu wechseln. 
133 Vgl. zur Entwicklung und Anwendung der „essential 
facilities“-Doktrin ausführlich A. Fuchs/A. Heinemann, 

Infrastruktur133. Danach sind bei beherr
schender Stellung und fehlender realisti
scher Alternative besondere Anforderun
gen an die Bewertung von Wahlfreiheit zu 
stellen134. Bei dem Zugang zu unverzichtba
ren Infrastrukturen liegt nach Ansicht des 
EuGH ein faktischer Zwang vor, wenn keine 
realistische Alternative besteht135. Beim 
Netzanschluss handelt es sich mangels pa
ralleler Netzstrukturen typischerweise um 
den Zugang zu einer wesentlichen Infra
struktur, bei dem das Fehlen realistischer 
Alternativen regelmäßig eine faktische 
Zwangslage begründet. Denn dem Erzeu
ger fehlt regelmäßig eine reale Alternativ
möglichkeit, die für eine freiwillige Akzep
tanz unerlässlich wäre. 

Grundsätzlich kann der von den Mitglied
staaten auszugestaltende Netzanschluss
anspruch nach Art. 6 EBM-RL der Heraus
forderung des natürlichen Monopols und 
fehlender Ausweichmöglichkeit gerecht 
werden. Danach besteht ein diskriminie
rungsfreier, objektiver und transparenter 
Netzzugang. Letztlich sollen Marktteilneh
mer dadurch davor geschützt werden, dass 
Abhängigkeit und strukturelle Asymmet
rien zu willkürlichen Ergebnissen führen. 

Bezogen auf die Wahlmöglichkeit des 
Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO zwischen vollstän
diger Entschädigung oder Abschluss eines 
Netzanschlussvertrags ohne Garantie für 
eine verbindliche Lieferung würden diese 
Absicherungen des Art. 6 EBM-RL jedoch 
entwertet, wenn insoweit zwar ein An
spruch auf Netzanschluss bestünde, dieser 
aber durch Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO ausge
hebelt würde, weil Freiwilligkeit keine Vo
raussetzung wäre. Dann könnte der Netz
betreiber die Bedingungen zur Verweige
rung des Netzanschlusses nach Art. 6 Abs. 2 
S. 1 und 2 EBM-RL durch entsprechende 
vertragliche Regelungen nach Art. 13 Abs. 7 
S. 1 EBM-VO wieder aushebeln. Nur eine 
Auslegung, die „akzeptiert hat“ in Bezug 
auf den atypischen Netzanschluss als 
echte, freiwillige Wahl mit ernsthafter Ab

in: U. Immenga/E.-J. Mestmäcker (Hrsg.), Wettbewerbs
recht, 7. Aufl. 2025, Art. 102 AEUV Rn. 469–479. 
134 Std. Rspr. des EuGH, zuletzt bestätigt durch EuGH, 
Urt. v. 18.12.2025 – C-245/24 – Lukoil Bulgaria und Lukoil 
Neftohim Burgas, Rn. 44. 
135 Vgl. EuGH, Urt. v. 26.11.1998 – C-7/97 – Bronner, 
Rn. 45 f. 
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lehnungsmöglichkeit versteht, gewährleis
tet somit die Wirksamkeit des unionsrecht
lichen Netzzugangsregimes. 

Eine reale Wahlentscheidung im Sinne von 
Art. 13 Abs. 7 EBM-VO setzt vor diesem Hin
tergrund voraus, dass der Anschlussbegeh
rende zwischen zumindest zwei rechtlich 
und tatsächlich – und damit auch wirt
schaftlich – tragfähigen Alternativen wäh
len kann136. Zunächst ist dies die Wahl zwi
schen einem Netzanschluss mit „Garantie 
für eine verbindliche Lieferung von Ener
gie“ und damit ohne negative Auswirkun
gen auf die Redispatch-Entschädigung ei
nerseits sowie einem Netzanschluss ohne 
eine entsprechende Garantie und folglich 
entsprechend ohne Anspruch auf Entschä
digung. 

Diese Anforderung erforderlicher Wahl
möglichkeiten lässt sich auch vollständig 
mit dem oben unter B. entwickelten Ver
ständnis von Inhalt und Grenzen des Netz
anschlussanspruchs sowie möglicher Ver
weigerungsrechte nach Art. 6 EBM-RL in 
Einklang bringen. Soweit im Einzelfall die 
„nötige Kapazität“ nicht gegeben ist und 
der Mitgliedstaat entsprechend Verweige
rungsrechte für die Netzbetreiber geschaf
fen hat, verschiebt sich der Lösungsraum 
zulässiger Wahlmöglichkeiten. Denn dann 
ist auch die Wahl, keinen Netzanschluss zu 
wählen, eine unionsrechtlich zulässige Al
ternative. Soweit der teilweise Anschlussan
spruch nach Art. 6 EBM-RL nicht besteht, 
ist es ebenfalls unionsrechtlich zulässig, ei
nen Netzanschluss ohne garantierte ver
bindliche Leistung zu wählen und mittelbar 
damit auf die Redispatch-Entschädigung 
zu verzichten. Genau dies ist die Konse
quenz der Möglichkeit, ein Verweigerungs
recht zu schaffen, wenn die „nötige Kapazi
tät“ fehlt. Besteht aber ein (zumindest teil
weiser) Anschlussanspruch, darf dieser 
nicht durch die Auslegung von Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO faktisch entwertet werden. Inso
weit muss Freiwilligkeit immer die Wahl 
zwischen zwei Alternativen bedeuten. An
dernfalls würde das Recht auf Drittzugang 
mittelbar ausgehöhlt. 

Eine Freiwilligkeit für den Abschluss einer 
Vereinbarung nach Art. 13 Abs. 7 EBM-VO 
kann also in der Regel dann angenommen 

 
136 So auch T. Kirch/J. Huth, Entschädigung von  
Offshore-Windparks bei überlagernden Ereignissen, 
EnWZ 2026, S. 273 (276). 

werden, wenn der Netzbetreiber den An
spruch auf Netzanschluss ablehnen kann. 
In diesem Fall hat der Anlagenbetreiber 
keinen Anspruch auf Netzanschluss. Wenn 
ihm dann dennoch ein Netzanschluss ge
währt wird und dazu ein Netzanschlussver
trag angeboten wird, der keine Garantie für 
eine verbindliche Lieferung von Energie 
enthält, ist der Abschluss aus Sicht des An
lagenbetreibers vorteilhaft und wird daher 
in der Regel freiwillig sein. 

b) Gefahr der Ausnutzung der Zwangslage 
durch Erfordernis eines Netzanschlussver
trags 

Besondere Brisanz liegt in der vertraglichen 
Verknüpfung von Netzanschluss – als Zu
gang zu einer unverzichtbaren Infrastruk
tur – mit der mittelbaren Bedingung, dass 
auf die Redispatch-Entschädigung verzich
tet werden muss, in einem gemeinsamen 
Vertragswerk. Da der Anlagenbetreiber auf 
den Netzanschluss angewiesen ist, wohin
gegen der Netzbetreiber ohne Vertragsab
schluss keinen wirtschaftlichen Schaden er
leiden würde, besteht die gesteigerte Ge
fahr, dass eine Situation faktischer Alterna
tivlosigkeit eintritt. 

Die vertragliche Kopplung von Netzan
schluss und Anspruchsverzicht begründet 
typischerweise eine strukturelle Druck- und 
asymmetrische Machtsituation. Der An
schlussbegehrende steht – meist unter 
Zeitdruck – vor der Wahl, entweder die an
gebotenen Bedingungen zu akzeptieren 
oder auf den Netzanschluss insgesamt zu 
verzichten. Besteht keine realistische Aus
weichmöglichkeit, ist diese Wahl lediglich 
formaler Natur. Unter diesen Umständen 
fehlt es an der für „akzeptiert hat“ erforder
lichen eigenständigen Entscheidung. Die 
Zustimmung ist dann keine freiwillige Ent
scheidung im unionsrechtlichen Sinne, son
dern Resultat einer strukturellen Abhängig
keit. 

Diese Problemlage ließe sich aber vermei
den. Die Schutzrichtung des Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO besteht darin, den Verlust des Ent
schädigungsanspruchs an eine freiwillige 
Entscheidung des Anlagenbetreibers zu 
knüpfen. Dieses Ziel verlangt nicht zwin
gend, dass die entsprechende Erklärung 
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Bestandteil des Netzanschlussvertrags 
selbst sein muss oder es eines solchen 
überhaupt bedarf. Eine organisatorische 
oder rechtliche Trennung von Netzan
schlussgewährung und Zustimmung zur 
Einschränkung der Liefergarantie könnte 
die vom Unionsrecht vorausgesetzte Frei
willigkeit sicherstellen, insbesondere dann, 
wenn es keiner Zustimmung des Netzbe
treibers bedürfte. Unter funktionaler Be
griffsauslegung des Tatbestandmerkmals 
„Netzanschlussvertrag“137 könnte dies etwa 
über nachgelagerte einseitige Opt-in-Erklä
rungen, kapazitätsabhängige Zusatzange
bote, einen bloß einseitigen Vertrag zur Er
klärung des Verzichts auf die Leistungsga
rantie oder durch zwei parallele Netzan
schlussangebote des Netzbetreibers mit 
und ohne Garantie erfolgen. In solchen 
Konstellationen treten Netzanschlussan
spruch und Zustimmung zum Anspruchs
verzicht nicht mehr als untrennbare Einheit 
auf, wodurch die unionsrechtlich vorausge
setzte Freiwilligkeit regelmäßig leichter 
nachweisbar wäre. 

V. Rechtsfolgen fehlender 
Freiwilligkeit 

Fehlt es an einem wirksamen „akzeptiert 
hat“, hat dies unmittelbare Folgen für die 
Anwendbarkeit des Art. 13 Abs. 7 EBM-VO. 
Denn in solchen Fällen ist bereits der Tat
bestand der Norm nicht erfüllt, weil es am 
„akzeptieren“ im Sinne der Vorschrift fehlt. 
Die Ausnahme des Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-
VO greift daher nicht ein. Eine fehlende 
Freiwilligkeit betrifft nicht lediglich die 
Wirksamkeit einzelner Vertragsinhalte ei
nes solchen Netzanschlussvertrags, son
dern schließt die Anwendung der Ausnah
mevorschrift insgesamt aus. Der Anspruch 
auf Redispatch-Entschädigung nach Art. 13 
Abs. 7 S. 1 EBM-VO bleibt dann in vollem 
Umfang bestehen. 

VI. Ergebnis 

Art. 13 Abs. 7 EBM-VO sieht einen Entschä
digungsanspruch der Erzeugungsanlagen

 
137 Darunter könnte unter bestimmten Umständen 
selbst ein gesetzliches Schuldverhältnis fallen, das Be
schränkungen im Sinne des Art. 13 Abs. 7 S. 1 EBM-VO 

betreiber bei Maßnahmen des nicht markt
basierten Redispatch vor. Die Regelung ist 
ohne nationalen Umsetzungsakt unmittel
bar in den Mitgliedstaaten anwendbar. Na
tionale Abweichungsmöglichkeiten beste
hen nicht. Weder der Gesetzgeber noch die 
Regulierungsbehörden dürfen also eine 
materielle Beschränkung des Entschädi
gungsanspruchs bei nicht marktbasierten 
Redispatch-Maßnahmen vorsehen. Dies be
trifft sowohl Beschränkungen dem Grunde 
nach als auch Beschränkungen der Höhe 
des Entschädigungsanspruchs oder dessen 
zeitlicher Geltung. Allenfalls Konkretisierun
gen wie z. B. technische Berechnungsme
thoden und administrative Verfahren kön
nen auf nationaler Ebene ergänzend gere
gelt werden. Auch Art. 62 EBM-VO lässt 
keine Abweichungen von dem materiellen 
Gehalt der Entschädigungspflicht zu, son
dern erlaubt lediglich detailliertere Rege
lungen. 

Die einzige Ausnahme für den Entschädi
gungsanspruch des Erzeugers besteht ge
mäß Art. 13 Abs. 7 EBM-VO dann, wenn der 
Erzeuger den Verzicht auf die Entschädi
gung in einem Netzanschlussvertrag „ak
zeptiert hat“. Nicht ausreichend hierfür ist 
die Geltung einer abweichenden Regelung 
in einem gesetzlichen Schuldverhältnis, 
sondern es ist ein Vertragsschluss erforder
lich. Das für den Vertrag notwendige Ak
zeptieren eines entsprechenden Netzan
schlussvertrags ist dabei in Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO so auszulegen, dass der Abschluss 
des Vertrags vollständig freiwillig erfolgen 
muss. 

Die Notwendigkeit einer freiwilligen Ent
scheidung für den Verzicht auf Redispatch-
Entschädigung folgt zum Ersten aus dem 
Wortlaut des Begriffs „akzeptieren“. Zum 
Zweiten ergibt sich die Freiwilligkeit aus 
dem Zusammenhang mit den Grundsätzen 
der Vertragsfreiheit und der Voraussetzung 
einer autonomen Entscheidung als Basis 
von Verträgen. Zum Dritten wird aus der 
Verwendung des Begriffs „akzeptieren“ in 
anderen Zusammenhängen des Unions
rechts, insbesondere im Energierecht, aber 
auch in anderen Rechtsgebieten, deutlich, 
dass „akzeptieren“ je nach Regelungszu
sammenhang zwischen freiwilliger Zustim

i. V. m. Art. 6 EBM-RL ohne Vertragserfordernis um
setzt. 
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mung und ausdrücklich angeordneter Ak
zeptanzpflicht unterscheidet und im Kon
text privatautonomer Vertragsentscheidun
gen grundsätzlich eine freiwillige Zustim
mung beschreibt. Schließlich folgt aus dem 
Sinn und Zweck der Regelung, der vor al
lem in der Gewährung des Netzzugangs für 
Erzeuger liegt, dass die Ausnahme vom An
spruch auf Redispatch-Entschädigung eng 
auszulegen und im Sinne einer freiwilligen, 
privatautonomen Flexibilisierung zu verste
hen ist, die bestehende Rechte der Erzeu
ger weitgehend erhalten soll. 

Maßgeblich für eine freiwillige Entschei
dung im Sinne des Art. 13 Abs. 7 EBM-VO ist 
eine tatsächlich informierte Entscheidung 
ohne Zwang bei tatsächlich bestehender 
Auswahlmöglichkeit. Der Anschlussbegeh
rende muss dabei zwischen mindestens 
zwei tragfähigen Alternativen wählen kön
nen. Fehlt es an einem wirksamen „akzep
tieren“ der Netzanschlussvereinbarung un
ter Verzicht auf die Redispatch-Entschädi
gung, greift die Ausnahme des Art. 13 Abs. 7 
S. 1 EBM-VO nicht ein. Der Anspruch auf Re
dispatch-Entschädigung nach Art. 13 Abs. 7 
S. 1 EBM-VO bleibt dann in vollem Umfang 
bestehen. 
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I. Grenzen der Freiwilligkeit aus dem 
Zusammenspiel von Art. 6 EBM-RL 
und Art. 13 Abs. 7 EBM-VO 

Art. 6 EBM-RL verpflichtet die Mitgliedstaa
ten zur Schaffung eines Rechtsrahmens für 
den diskriminierungsfreien Netzzugang. 
Der Netzzugang darf dabei nur verweigert 
werden, wenn keine ausreichende Kapazi
tät besteht. In diesem Rahmen und unter 
Beachtung der unter B. dargestellten Gren
zen können die Mitgliedstaaten den Netz
betreibern das Recht zur Verweigerung des 
Netzanschlusses wegen fehlender 
Netztransportkapazität einräumen. 

Gleichzeitig gebietet Art. 13 Abs. 7 EBM-VO, 
dass die an ein Netz angeschlossenen Er
zeuger einen Anspruch auf Entschädigung 
bei Maßnahmen des nicht marktbasierten 
Redispatch durch den Netzbetreiber ha
ben. Der Anspruch kann nur dann ausge
schlossen werden, wenn der Erzeuger in ei
nem Netzanschlussvertrag freiwillig auf 
den Anspruch verzichtet. Freiwilligkeit setzt 
dabei voraus, dass der Anlagenbetreiber 
eine reale und nicht lediglich formale Alter
native zum Abschluss einer Netzanschluss
vereinbarung unter Verzicht auf die Redis
patch-Entschädigung hat. 

Die genauen Grenzen der Freiwilligkeit 
nach Art. 13 Abs. 7 EBM-VO können dabei 
erst im Zusammenhang mit der Auslegung 
des Art. 6 EBM-RL bestimmt werden. Die 
Alternative, die der Erzeuger zum Netzan
schluss unter mittelbarem Verzicht auf die 
Redispatch-Entschädigung hat, hängt 
nämlich davon ab, inwieweit der Netzbe
treiber den Anspruch auf Netzanschluss auf 
Basis eines in Einklang mit Art. 6 EBM-RL 
im mitgliedstaatlichen Recht geschaffenen 
Verweigerungsrechts ablehnen darf. Wenn 
der Anlagenbetreiber einen Anspruch auf 
Netzanschluss hat, muss dem Anlagenbe
treiber als Alternative zu einem Netzan
schlussvertrag unter Verzicht auf eine Leis

tungsgarantie und damit letztlich auf die 
Redispatch-Entschädigung ein unbe
schränkter Netzanschluss angeboten wer
den.  

Der Abschluss eines solchen beschränkten 
Netzanschlussvertrags wird für den Anla
genbetreiber also meist nur dann vorteil
haft und somit freiwillig sein, wenn er dar
aus entweder zusätzliche Vorteile erhält, 
die ihm gesetzlich nicht zustehen würden 
(z. B. eine höhere Anschlussleistung oder 
einen vorteilhafteren Anschlusspunkt), oder 
wenn der Netzbetreiber den Anschluss 
nach einer im Einklang mit Art. 6 Abs. 2 
EBM-RL erlassenen mitgliedstaatlichen 
Vorschrift ablehnen darf. 

II. Konsequenzen für einen Redis-
patch-Vorbehalt oder verpflichten-
den flexiblen Netzanschlussvertrag 
im deutschen Energierecht 

Aus dem Zusammenspiel der unionsrechtli
chen Vorgaben zum Netzanschluss nach 
Art. 6 EBM-RL und dem Redispatch-Ent
schädigungsanspruch nach Art. 13 Abs. 7 
EBM-VO ergeben sich Anforderungen für 
die Ausgestaltung des deutschen Energie
rechts, die sowohl bei der Diskussion um 
den Redispatch-Vorbehalt als auch für ei
nen (beidseitig) verpflichtenden flexiblen 
Netzanschlussvertrag zu beachten sind. 

1. Vertrag zum Verzicht auf die Redis-
patch-Entschädigung als Ausnahme 
nach Art. 13 Abs. 7 EBM-VO ungeeignet 

Der bekanntgewordene Referentenentwurf 
zur Änderung des § 8 Abs. 4 EEG 2023 sieht 
vor, dass der Anspruch auf Netzanschluss in 
kapazitätslimitierten Gebieten nur dann 
besteht, wenn der Anlagenbetreiber einen 
Vertrag abschließt, der einen Verzicht auf 

D. Zum Zusammenspiel von Art. 6 EBM-RL und 
Art. 13 Abs. 7 EBM-VO und den Konsequenzen 
für einen Redispatch-Vorbehalt oder verpflich-
tende flexible Netzanschlussverträge 
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die Redispatch-Entschädigung vorsieht. 
Nach Art. 13 Abs. 7 EBM-VO ist dies aller
dings keine zulässige Ausnahme von der 
unionsrechtlich ansonsten zwingenden 
Rechtsfolge eines Entschädigungsan
spruchs bei einem nicht marktbasierten 
Redispatch. Dies ist nur dann der Fall, wenn 
der Anlagenbetreiber 

„einen Netzanschlussvertrag akzeptiert hat, 
der keine Garantie für eine verbindliche Lie
ferung von Energie enthält“. 

Es erscheint zwar nicht ausgeschlossen, ei
nen vom Netzbetreiber im Rahmen des Re
dispatch-Vorbehalts angebotenen Vertrag 
als Netzanschlussvertrag einzuordnen, der 
keine Garantie für eine verbindliche Liefe
rung von Energie enthält. Denn ein Vertrag, 
mit dem der Anlagenbetreiber auf die Ent
schädigung im Fall einer nicht marktbasier
ten Abregelung durch den Netzbetreiber 
verzichten würde, entspricht wirtschaftlich 
einem Vertrag, der ihm keine Leistung ga
rantiert. Allerdings dürfte der Netzbetreiber 
den Verzicht auf die garantierte Einspei
sung nur in dem Umfang verlangen, in dem 
er im Einzelfall den Netzanschlussanspruch 
nach Art. 6 Abs. 2 EBM-RL ablehnen darf. 
Wollte man einen Vertrag zum Verzicht auf 
die Redispatch-Entschädigung als Netzan
schlussvertrag ohne Leistungsgarantie im 
Sinne von Art. 13 Abs. 7 EBM-VO umdeuten, 
dann müsste der Verzicht auf die Entschä
digung allerdings auf die Redispatch-Fälle 
beschränkt werden, die genau den Leis
tungsanteil betreffen, der dem Verweige
rungsrecht nach Art. 6 Abs. 2 EBM-RL ent
spricht. Dabei scheint eine Pauschalisie
rung der Begrenzung des Verzichts auf die 
Redispatch-Entschädigung trotz der erfor
derlichen Einzelfallbetrachtung zwar nicht 
ausgeschlossen. Voraussetzung ist jedoch, 
dass die Pauschalisierung so ausgestaltet 
wird, dass auch Anlagenbetreiber mit ei
nem nur sehr geringen Umfang nicht ga
rantierter Leistung nicht benachteiligt wer
den. Ein unbeschränkter Verzicht auf den 
Entschädigungsanspruch im Fall von Re
dispatch würde dagegen eine garantierte 

 
138 Vgl. den Vorschlag von Mecklenburg-Vorpommern 
im Juli 2025, BR-Drs. 318/25, sowie den unveröffentlich
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energie
wirtschaftsrechts zur Synchronisierung des Anlagenzu
baus mit dem Netzausbau sowie zur Verbesserung des 

Leistung im Umfang von null bedeuten. 
Dies würde den Anspruch auf Netzan
schluss aus Art. 6 EBM-RL vollständig leer
laufen lassen. 

Für einen verpflichtenden flexiblen Netzan
schlussvertrag würden dieselben rechtli
chen Rahmenbedingungen gelten. Eine 
Pflicht zum Vertragsschluss mit Begren
zung der garantierten Energielieferung 
und/oder Verzicht auf Redispatch-Entschä
digung wäre nur zulässig, soweit der An
spruch auf Netzanschluss nach Art. 6 Abs. 2 
EBM-RL abgelehnt werden dürfte. Aller
dings muss dabei sichergestellt werden, 
dass der Netzbetreiber trotz der Macht
asymmetrie und des mangels eigenen Vor
teils fehlenden Interesses an einem Ver
tragsabschluss keine unzulässige Vertrags
inhalte verlangen dürfte. 

2. Relevanz eines unionsrechtlich zu 
gewährenden Netzanschlussanspruchs 
auf die Freiwilligkeit  

Der Anlagenbetreiber müsste einen sol
chen beschränkenden Vertrag „akzeptiert 
ha[ben]“. Der Abschluss müsste also freiwil
lig im Sinne des Art. 13 Abs. 7 EBM-VO er
folgt sein. Dies ist immer dann der Fall, 
wenn der Anlagenbetreiber ohne Zwang 
und auf informierter Grundlage eine solche 
Entscheidung aus freien Stücken trifft so
wie zwischen mehreren Alternativen wäh
len kann. Davon kann aber auch dann aus
zugehen sein, wenn und soweit die Mit
gliedstaaten den Netzbetreibern unions
rechtlich nach Art. 6 Abs. 2 EBM-RL zulässi
gerweise ein Verweigerungsrecht einräu
men dürften.  

Dies wäre nur dann der Fall, wenn fehlende 
„nötige Kapazität“ im Sinne von Art. 6 Abs. 2 
EBM-RL vorläge und bestimmte Verfah
rensschritte eingehalten würden. Diese 
sind bei den vorliegenden Entwürfen des 
Redispatch-Vorbehalts138 und auch den Vor
schlägen für verpflichtende flexible Netzan
schlussverträge jedoch nicht gegeben. Vo
raussetzungen wären: 

Netzanschlussverfahrens, Referentenentwurf des Bun
desministeriums für Wirtschaft und Energie, Bearbei
tungsstand 17.04.2026, hierzu oben unter A.  
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▶ Zeitlich und gebietsbezogen sowie im 
Hinblick auf unterschiedliche Einspeise
profile anhand von Einzelfallprüfungen 
ermittelte tatsächlich vorliegende Eng
pässe. Diesen Anforderungen werden 
pauschale, zeitlich von der Engpasssitua
tion losgelöste Regelungen nicht ge
recht. 

▶ Nur auf den Netzbereich des jeweiligen 
Netzbetreibers beschränkte Kapazitäts
engpässe. Redispatch-Bedarfe, die aus 
vorgelagerten Netzen resultieren, müs
sen bei der Bewertung außer Acht blei
ben. Dies ist weder bei den Auslösekrite
rien für die kapazitätslimitierten Gebiete 
nach § 14d Abs. 1d EnWG-RefE noch bei 
den alternativen Vorschlägen vorgese
hen. 

▶ Eine den unionsrechtlichen Anforderun
gen genügende hohe Erheblichkeits
schwelle, die (deutlich) über fünf Prozent 
Abregelungsvolumen liegen dürfte. Dies 
wäre bei einer in den bekanntgeworde
nen Gesetzentwürfen vorgesehenen 
Schwelle von drei Prozent Redispatch-
Volumen selbst unter Ausblendung des 
aus dem vorgelagerten Netz resultieren
den Redispatch nicht der Fall. 

▶ Eine Einzelfallbegründung für die Ableh
nung des Netzanschlusses nach einer 
ausreichend konkreten Einzelfallprüfung. 
Dies ist jedenfalls derzeit nicht ausrei
chend geregelt. Ob und inwieweit die 
Einzelfallprüfung eines Netzanschluss
punkts oder Netzbetriebsmittels den An
forderungen des EuGH genügt, hängt 
von der konkreten Ausgestaltung ab. 
Maßgeblich ist insbesondere, ob mit hin
reichend hoher Wahrscheinlichkeit ge
währleistet ist, dass die auf diese Weise 
ermittelten Engpässe für sämtliche rele
vante Anschlusskonstellationen aussage
kräftig sind. Je enger die ein Verweige
rungsrecht auslösende Fallkonstellation 
definiert würde, desto eher könnten die 
Anforderungen als erfüllt angesehen 
werden. 

Diese Anforderungen stellen sicher, dass 
das in Art. 6 EBM-RL enthaltene Recht auf 
einen vollständigen oder – im Vergleich zur 
vollständigen Ablehnung im Falle fehlender 
„nötige[r] Kapazität“ als milderes Mittel an
zusehenden – teilweisen Netzanschluss 
und der daraus abgeleitete Anspruch auf 
eine Entschädigung im Falle von Redis
patch verwirklicht und nicht unterlaufen 
wird. Zulässige mitgliedstaatliche Regelun
gen müssen diesen Anforderungen, den 
verschiedenen Regel-Ausnahme-Verhält
nissen, den Grundsatzentscheidungen für 
einen Zugang zu einer monopolartigen und 
für die Anlagenbetreiber unverzichtbaren 
Infrastruktur sowie den Machtasymmetrien 
zwischen Netz- und Anlagenbetreibern ge
recht werden. 

Ein freiwilliger Abschluss eines Vertrags als 
Voraussetzung für den Netzanschluss käme 
allenfalls in Betracht, soweit der Anlagen
betreiber keinen Anspruch auf Netzan
schluss nach Art. 6 EBM-RL hat und der 
Mitgliedstaat dem Netzbetreiber das Recht 
eingeräumt hat, den Anschluss im Einklang 
mit Art. 6 Abs. 2 EBM-RL verweigern zu dür
fen. Dann bleibt dem Anlagenbetreiber 
zwar nur ein Wahlrecht zwischen dem Ver
zicht auf einen Netzanschluss, soweit feh
lende „nötige Kapazität“ vorliegt, und ei
nem Anschluss unter Verzicht auf die Ga
rantie auf gesicherte Leistung. Doch dieses 
Wahlrecht ist keine unzulässige Beschrän
kung, sondern Ausdruck der Grenzen des 
Netzanschlussanspruchs aus Art. 6 EBM-RL. 
Der Abschluss des Vertrags dürfte also 
nach § 8 Abs. 4 EEG-RefE ebenso wie im 
Fall des verpflichtenden flexiblen Netzan
schlussvertrags nur dann zulässig sein, 
wenn sämtliche Voraussetzungen der Ver
weigerung nach Art. 6 Abs. 2 S. 1 EBM-RL 
kumulativ erfüllt sind. 
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